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Der unbeachtete Skandal: 
Castor-Crashtests 

von Wolfgang Neumann (Gruppe Ökologie) 

Der aktuelle "Castor-Skandal" 
hat eine zweite, fast noch bedrohliche­
re Seite, die in der öffentlichen Dis­
kussion· vollständig untergeht: Nicht 
nur in Bezug aufStrahlenwerte wur­
de die Öffentlichk<eit über Jahre ge­
täuscht, sondern auch die berühmt­
berüchtigten Unfalltests für Atom• 
müii-Behälter halten nicht, was sie 
versprechen. 

Kritik on Costor·T mnsporten gibt 
es schon seit vielen Jahren 

Der Transport von bestrahlten 
Brennelementen wird seit vielen Jah­
ren von der Antil-AKW-Bewegung 
heftig kritisiert. Diese Kritik wurde in 
den ersten Monaten des Jahres 1998 
durch drei scheinbar voneinander un­
abhängige Vorgänge eindrucksvoll 

. bestätigt; 
1. Im Vorfeld des Castar-Transportes 

nach Ahaus wurde der Sicherheits­
nachweis für die eingesetzten Be­
hältertypen massiv in Zweifel gezo­
gen. 

2. Be~ Überprüfungen des Sicherheits­
nachweises für den Transportbehäl­
ter NTL 11 wurden Lücken entdeckt. 
Die daraufhin angeordneten Fall­
tests ergaben große Probleme. 

3. Es wurden erhebliche Überschrei­
tungen des gesetzlich vorgeschrie­
benen Grenzwertes für Oberflä­
chenkontaminationen bei Transpor-

. ten bestrahlter Brennelemente be­
kannt. 

Alle drei Vorgänge haben sicher­
heitstechnische Bedeutung und bele­
gen das Risiko, das mit Transporten 
dieser Art verbunden ist. Von dieser 
Tatsache abgesehen, ist an den Vor­
gängen aber auch festzustellen, wie 
nachlässig die bundesdeutschen Ge­
nehmigungs- und/oder Aufsichtsbe­
hörden im Umgang mit den Lasten 
aus der Atomenergienutzungoffen-

bar agieren. In diesem Beitrag soll 
auf die ersten beiden Punkte näher 
eingegangen werden. 

Vor dem Einsatz müssen neue Costor­
Behülter zugelassen werden 

Die bei den Transporten nach 
Ahaus (1998) und Gorleben (1997) 
eingesetzten Castor-Typen V/19 und 
V/52 (Transport- und Lagerbehälter) 
sind Neuentwicklungen, die Zwecks 
Erhöhung der zur Verfügung stehen­
den Zwischenlager-Kapazitäten be­
nutzt werden. Voraussetzung für den 
Einsatz dieser Behältertypen ist eine . 
Zulassung des Behälters entspre­
chend der Gefahrgutverordnung, eine 

Transportgenehmigung nach § 4 
Atomgesetz, eine Genehmigung zum 
Betrieb des Zwischenlagers nach § 6 
Atomgesetz und die Zustimmung zur 
Einlagerung . der zuständigen Auf­
sichtsbehörde für das Zwischenlager. 
Die Behälterzulassung wird aufgrund 
eines Prüfzeugnisses von der Bundes­
anstalt für Materialforschung und -
prüfung (BAM) in Berlin erteilt. Die 
Genehmigungen für Transport und 
Lagerung werden vom Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) erteilt. Eine Vor­
aussetzung für die Zulassung des ver~ 
wendeten Behältertyps und qie Ein­
lagerungsgenehmigung in das Zwi­
schenlager ist der Nachweis, daß die 
Anforderungen der Internationalen 
Atomenergie Agentur (IAEA) an 
den Behälter bezüglich mechanischer 
und thermischer Belastungen in Un-
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I 
FRÜH R KANTIG, HEUTE RUND DIE WANDLUtiGEN E1IH CASTfiS 

Für den Sicherheitsnachwels 
übertrugen die Prüfer an <!1/ten 
Castoren gewonnene Dat1en 
auf neue -· ein unzuläss/g,,s 
Verfahren, sagen Kritiker. 

lc 
i978 füh~te die BAM. 

Fall- und Feuerversuche 
mit Prototypen in Originalgröße 
durch, darunter der sechsecki­
ge Castor Je. Sie lieferten die 
Daten für die Sicf'ierheitsprü­
fung später gebauter Behälter. 

·~~~~----------------­
Dieser moderne Castor ist 
rund. Durch die veränderte 
Geometrie, fürchten Kritiker, 
erfährt er bei einem Aufprall I an­
dere Kräfte als kantige Model­
le. Deshalb dürften übertrage­
ne Testdaten nicht Grundlage 
der Sicherheitsprüfung sein. 

fallsituationen erfüllt werden. Diese 
Anforderungen wurden in das bundes­
deutsche Verkehrsrecht für Gefahr­
guttransporte übernommen. Insofern 
sind sie bindend für in Deutschland 
transportierte Behälter. Danach müs­
sen Behälter wie die Typen Castor V/ 
19 und V/52 
II einen Aufprall auf eine unnachgie­

bige Fläche aus 9 m Höhe, 
II eiinen Aufprall auf einen Dorn aus 

1 mHöhe, 
II einem Feuer mit der Temperatur 

von 800° C über 30 Minuten 
II dem Druckbei15m Wassertiefe 8 

Stunden und 
II dem Druck von 200 m Wassertiefe 

1 Stunde 
widerstehen können. Die Art und 

Weise, wie in der BR Deutschland im 
Rahmen des Behälterzulassungsver­
fahrens der Nachweis zur Erfüllung 
dieser Anforderungen geführt wird, 
muß jedoch entschieden in Frage ge­
stellt werden. 

In der Öffentlichkeit wird von 
Betreibern und Behörden der Eindruck · 
erweckt, die Erfüllung der Anforde­
rungen würde durch praktische Ver­
suche überprüft. Dies ist jedoch für 
die hier diskutierten Behälter Castor 
V/19 und V/52 falsch und bewußt ir­
reführend. In der Bundesrepublik 
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aus: Focus 

wurden für die Zulassung von Castar­
Behältern für Leichtwasserreaktor­
brennelemente seit 1982 keine prakti­
schen Tests mehr durchgeführt. Zwi­
schen 1978 und 1982 wurden einige 
Serien von Fallversuchen mit anderen 
Castor-Typen. vorgenommen. Aller­
dings hatten die Behälter nur bei zwei 
der damaligen Versuchsreihen Origi­
nalgröße, bei den anderen waren es 
Modelle. Auf diese Versuchsergebnisse 
wurde bei den Behälterzulassungsver­
fahren für Castor V/19 und V/52 zu­
rückgegriffen. Diese Hilfskonstruktion 
ist jedoch ungeeignet, da die alten Ca­
stor-Typen u.a. einen anderen geome­
trischen Querschnitt, andere geometri­
sche Verhältnisse und eine andere Lage 
der Dichtungen aufweisen sowie zum· 
Teil aus anderen Werkstoffen gefertigt 
waren. 

l~eue Behälter wurden ouf Grundloge alter 
Tests und Berechnungen ~Jenehmigt 

Neben diesem Rückgriff auf alte 
Versuche wird der Sicherheitsna.ch­
weis als Hauptstütze auf Berechnun­
gen des Behälterverhaltens nach den 
Anforderungen entsprechender Be-

Iastungen geführt. Berechnungen 
dieser Artsind zwar ingenieurwissen­
schaftlich durchaus üblich, die Ergeb­
nisse müssen aber - insbesondere bei 
sicherheitstechnisch relevanten Korn-

. ponenten- durch praktische Tests be­
stätigt werden. In anderen Industrie­
zweigen, wie beispielsweise der 
Druckbehälter- und Chemie-Industrie, 
ist eine experimentelle Absicherung 
selbstverständlich. Daher sind die Si­
cherheitsnacheise für die Castar-Be­
hälter V/19 und V/52 unzureichend. 
Aufgrund des hohen Gefährdungspo­
tentials beim Transport vonbestrahl­
ten Brennelementen ist diese Situati­
on absolut inakzeptabel. 

ln den USA sind Costor-Behölter nicht zum 
Tnms110rt zugelassen 

Zusätzlich zur Erfüllung obiger 
Anforderungen muß die Sprödbruch­
sicherheit des Behälters nachgewie­
sen werden. Auch dieser Nachweis 
wirdjedoch nichtnach der üblichen 
ingenieurmäßigen Vorgehensweise 
geführt, sondern muß - werkstoffbe­
dingt - mit Hilfskonstruktionen ge­
führt werden. In den USA sind Casto­
ren aus diesem Grund nur für die 
Zwischenlagerung, nicht aber zum 
Transport zugelassen. 

Neben diesem technisch unzu­
länglichen Nachweis der Unfallsicher­
heitvon Castor V/19 und V/52 sind 
auch die Zulassungs- und Genehmi­
gungsabläufe zu kritisieren: DieBun­
desanstalt für Materialforschung und 
-prüfung (BAM) ist die zuständige 
Behörde für die }>rüfung von Trans­
portbehältern, welche wiederum die 
Voraussetzung für deren Zulassung 
und die Genehmigung des. Atom­
müll~ Transportes ist. Gleichzeitig ist 
die BAM Gutachterin des Bundes­
amtes für Strahlenschutz (BfS) im 
Genehmigungsverfahren für Bren­
nelement-Zwisehenlager, hier insbe­
sondere zu Fragen der Bebältersi­
cherheit Außerdem wurde von der 
BAM das Nachweisverfahren zur 
Bruchsicherheit der Castor-Behälter 
entwickelt. Die Anlagen für prakti­
sche Tests und die dort angewende­
ten J>rüfmethoden wurden von der 
BAM entwickelt und die Tests in der 
Regel auch von ihr selbst durchge-



führt. 
Daraus folgt, daß große Teile des 

Sicherheitsnachweises für Castar-Be­
hälter nicht vom Antragsteller, son­
dern von der Zulassungsbehörde 
selbst erbracht werden. Zugespitzt 
bedeutet dies, daß bei der 'Zulassung 
von Castar-Behältern für den Atom­
müll-Transport bzw. bei der Genehmi­
gung eines Behällters für die Zwi­
schenlagerung die Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung ihre 
eigene Arbeit begutachtet. Es sind 
damit an der Genehmigung keine un­
abhängigen Gutachter beteiligt. 

Auch bei britischen NTL-Behiilter liegen 
erhebliche Sicherheitsmängel vor 

Im März 1998 wurde bekannt, 
daß bei einem Falltest aus 9 m Höhe 
(entsprechend den IAEA-Anforde­
rungen) starke Beschädigungen am 
Stoßdämpfer eines verkleinerten 
Modells der Behältertypen NTL 11 
und NTL 3 auftraten. Aufgrund der 
hohen sicherheitstechnischen Bedeu­
tung der Stoßdämpfer beim Transport 
mußten, trotzder angeblichen Einhal­
tung der Dichtheitsanforderungen an 
den Behälter, sofort alle mit diesen 
Behältertypen vorgesehenen Trans­
porte untersagt werden. 

Der genannte und zwei weitere 
negativ verlaufene Versuche wurden 
wegen von den französischen Sicher­
heitsbehörden festgestellten Lücken 
im Sicherheitsnachweis für den Be­
hältertyp NTL 11 (vor allem bzgl. 
Kritikalitä tssicherheit) durchgeführt. 
Das Versagen des Stoßdämpfers trat 
überraschend auf und zeigt, wie wich­
tig es ist, bei Veränderungen am Be­
hälter praktische Versuche für den 
Sicherheitsnachweis durchzuführen. 
Bis dahin wurde von Seiten der Atom~ 
industrie und Behörden aufgrund ih- _ 
rer Berechnungen und der alten Ver­
suche bei der Erstzulassung des Be-

. hälters davon ausgegangen, daß der 
NTL 11 in Transportkonfigurationen 
allen Belastungen standhalten kann. 
Dies kann nach den Ergebnissen der 
Versuche nicht mehr behauptet wer­
den. Selbst wenn die Aussage zur 
Dichtheit des Behälters nach den 
Versuchen stimmen sollte, besteht die 

erhöhte Möglichkeit des Dichtheits­
verlustes durch einen Brand in Folge 

· eines entsprechenden realen Unfalls. 
Der Stoßdämpfer bietet im Falle der 
Unversehrtheit einen zusätzlichen 
Schutz vor dem Wärmeeintrag in den 
Behälter, der nunmehr nicht gegeben 
ist. Es bleibt abzuwarten, ob und wie 
der Sicherheitsnachweis für die Bec 
hältertypen NTL 11 und NTL 3 er­
bracht werden wird. Nach Angaben 
der britischen Atomindustrie wird 
dies frühestens Anfang 1999 der Fall 
sein. 

Die britischen Behälter werden 
seit über 15 Jahren auch in der Bun­
desrepublik zum Transportbestrahlter 
Brennelemente vom AKW zur Wie­
deraufarbeitung nach La Hague und 
Sellafield (z.B.NTLll aus Krümmel 
und NTL 3 aus Obrigheim) eingesetzt. 
Für beide Behältertypen wurde die 
Zulassung als Voraussetzung fürdie 
Transportgenehmigung erst in den 
letzten Jahren erneuert.· Den zustän­
digen bundesdeutschen Behörden BfS 
und BAM fielen dabei keine Sicher­
heitsdefizite auf. Sie reagierten erst, 
nachdem die aufgrund der Bedenken 
französischer Behörden durchgeführ­
ten Fallversuche mit einem Fiasko 
endeten. Die französischen Behörden 
machten ihren Zweifel am Sicher­
heitsnachweis bereits Anfang 1997 
deutlich. Bisher ist nicht bekannt, seit 
wann die bundesdeutsdien Beireiber 
und Behörden davon wußten. Die 
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Erfahrungen aus dem gegenwärtigen 
Skandal um die Oberflächenkonta­
minationen läßt jedoch Schlimmes 
ahnen. 

Zusammenfassung: Der Nachweis der 
Unfallsicherheit ist löchrig. 

Die beiden hier verkürzt darge: 
stellten_ Probleme mit Transport- und 
Lagerbehältern bzw. reinen Trans­
portbehältern für bestrahlte Brennele­
mente zeigen, daß die Nachweise für 
die Unfallsicherheit der Behälter löch­
rig sind. Zusammen mit den aktuell 
diskutierten, teilweise erheblichen 
Überschreitungen von Grenzwerten 
für Oberflächenkontaminationen wird 
das Risiko der Atomtransporte noch 
einmal für eine breite Öffentlichkeit 
deutlich. 

Ebenso wird aufgrund des Um­
gangs bundesdeutscher Behörden mit 
den drei Problemen offensichtlich, daß 
die Genehmigungs- und Aufsichtstä­
tigkeit - vorsichtig ausgedrückt - sehr 
nachlässig erscheint und dringend zu­
mindest ein sicherheitsorientierter 
Vollzug eingeführt werden muß. Dies 
ist wegen des hohen Gefahrenpoten­
tials kurzfristig notwendig, auch wenn 
einAusstieg aus der Atomenergienut­
zung durchgesetzt werden sollte. 

(9.6.98) 

QueUe: Frankfurter Rundschau 

7 
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Tränen lügen nicht •.. 
7 Fragen und Antworte111 zur Außenkontamination der 
Cc1storbehälter 

Weshalb die Castoren wirklich kontaminiert sind, wenn sie in Valognes 
in der Nähe von La Hague von der Schi1ene auf LKWs umgeladen werden, 
ist iimmer noch nicht endgültig geklärt. Es gibt aber sehr plausible Theorien: 

1 . Wie entsteht die äußere Kontamination 
der Castoren? 

Der Castor wird äußerlich wäh­
rend des Beladungsprozesses mit abge­
brannten Kernbrennstäben ver­
strahlt. Die Brennstäbe werden we­
gen der starken radioaktiven Strah­
lung, die sie auch noch nach Jahren 
der Lagerung in den Abklingbecken 
haben, unter Wasser in den Castor 
verladen. Und dieses Wasser hat es in 
sich: Da die Brennstäbe nie vollkom-

. men dicht sind, gelangen r.adioaktive 
Partikel in das umgebende Wasser, 
die auch bei intensiver Filterung nie 
wieder ganz zu beseitigen sind. 

Um den Castor vor diesen Parti­
keln zu schützen, w1rd er in eine Art 
"Kondom" verpaokt, das entweder 
aus einem Plastik- oder aus einem · 
Stahlbehälter, mit aufblasbarem Kra­
gen,zum wasserdichten Verschließen, 
besteht. Die Lücke zwischen Castor 
und "Kondom" wird mit entionisier- . 
tem Wasser, das unter Überdruck 
steht, gefüllt. Dadurch soll erreicht 
werden, daß durch eventuell vorhan­
dene kleine Lecks kein verstrahltes 
Wasser eindringen kann, sondern 
nur unbedenkliches Wasser austritt. 

Soweit die Theorie: In der Praxis 
· zeigte sich aber, daß nicht nur Wasser 
ausströmt, sondern auch winzigste 
Mengen von außen nach innen ge­
langen, was schon zu einer Grenz­
wertüberschreitung führen kann. 
Deshalb wurden diese Lecks dann 

. "professionell" mit Silikon oder Kle­
bestreifen abgedichtet. Außerdem 
können der Deckel und die Tragzap­
fen nicht durch das "Kondom" ge­
schützt werden, da der Deckel ja ge-
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öffnet werden muß, um die Brenn­
stäbe einladen zu können, und die 
Zapfen zur "Bergung" des Castars . 
aus dem Abklingbecken gebraucht 
werden. Somit sind sie zwangsläufig 
dem kontaminierten Wasser ausge­
setzt. Auch hier werden deshalb 
mögliche "Festsetzpunkte" von ra­
dioaktiven Partikeln (sogenannte 
"hot spots"), wie zum Beispiel Gewirr-

. de und Ritzen, mit Silikon ausge­
spritzt. Nach dem Beladen werden 
die Behälter dann mit Hochdruckrei­
nigern abgespritzt, um alle radioakti­
ven Verschmutzungen zu beseitigen, 
was aber oft nicht vollständig gelingt. 

2. Warum wird die KontaminnHon nicht vor 
der Abfahrt festgestellt? 

Das Grundproblem ist, 
daß die äußere Kontamina­
tion nicht direkt gemessen 
werden kann, da sie zu 
schwach(!) strahlt, um von 
der sowieso vorhandenen 
1mmensen radioaktiven 
Strahlung aus dem Inneren 
des Castars unterschieden 
W<erden zu können: "Das 
is1t, als wenn Sie das Birn­
eheu einer schwachen Ta­
schenlampe nun vor einem 
Flutlicht mit tausend Watt 

. finden müßten." (Herwig 
Paretzke, Direktor des In­
stituts für Strahlenschutz 
am GSF - Forschungszen­
trum Neuherberg) . 

Deshalb behilft sich 
menschmit einem Trick, ge­
nannt "Wischtest": Kleine 
Lappen, getränkt mit Alko-

von Stefon Mo~hijssen und Jochen Stoy 

hol oder einem anderen Lösungsmit­
tel, werden über 30 bestimmte Stel­
len des Castars gewischt, die jeweils 
zwischen 100 und 400 Quadratzenti­
meter groß sind. Danach werd~n die 
Lappen in sicherer Entfernung vom 
stark strahlenden Castor mit hoch­
empfindlichen Meßgeräten geprüft. 

· Erst wenn der Mittelwert unter 4 
Becquerel pro Quadratzentimeter 
liegt, und auch alle anderen Messun­
gen keine unerlaubten Strahlenwer­
te ergeben, wird der Castor auf die 
Reise geschickt. 

Da aber strahlende Partikel sich 
in Gewinden, Dichtungen und sonst 
noch .überall auf der zerklüfteten 
Oberfläche des Castars festsetzen 
können, bedeutet ein negativer 
Wischtest also keineswegs, daß sich 
keine "hot spots" mehr auf dem Ca­
star befinden. Außerdem ist auch zu 
bezweifeln, daß sich selbst auf den 

unter Wo~ser Foto: Archiv 



gut zugänglichen Oberflächen keine 
radioaktiven Partikel mehr befinden, 
wenn nur ein Bruchteil (maximal 
12.000 cm2) der Oberfläche "abge­
wischt" wurde. 

3. Wieso ist die Kontominntion in Volognes 
wieder meßbar? 

Die in Valogne:s durchgeführten 
"Wischtests" weisen deshalb eine bis 
zu 'mehrere tausendfache Übertre­
tung des Grenzwertes auf, da die Ca­
storen während ihrer langen Fahrt 
vielen verschiedenen Umweltbedin­
gungen ausgesetzt sind: Das fängt 
beim einfachen Holpern der Wag­
gons an, geht über veränderte Luft­
druck- und Temperaturverhältnisse 
zwischen AKW und "draußen" und 
endet bei verschiedener Luftfeuch­
tigkeit. Dadurch "schwitzen" bzw. 
"weinen" die Castoren die bisher 
versteckt sitzendeii Partikel aus. Un­
ter ungünstigen Verhältnissen häu­
fen sie sich auch noch an einer Stel­
le, was zu den dramatischen Grenz­
wertüberschreitungen führL Die in 
Valognes festgestellten Kontamina­
tionen "entweichen" also nicht dem 
Castor, sie waren schon zu Beginn 
der Fahrt vorhanden, nur noch. nicht 
meßbar! 

4. Worum wird in den Atomkraftwerken 
nicht exakt genug gearbeitet? 

Das sogenannte "Freimessen" 
funktioniert folgendermaßen: Nach 
jedem Reinigungsdurchgang findet 
ein "Wischtest" statt. Wird erhöhte 
Kontamination festgestellt, so muß 
die Reinigung wiederholt werden. 
Sobald bei den 30 Stichproben des 
"Wischtests" zufällig keine kontami­
nierte Stelle mehr erwischt wird, geht · 
der Castor schleunigst auf Reisen. 

Michael Sailer, Atomexperte .des 
Darmstädter Öko-Instituts vermutet 
als Ursache für das schlampige Ar­
beiten eine Kombination aus Kosten­
und Zeitdruck, sowie der Angst der 
Mannschaften vor Strahlen-Spät­
schäden durch zu langen Aufenthalt 
in der Nähe der Brennstäbe. Die 

Strahlenbelastung rund um den Ca­
stor-Behälter ist sehr hoch, und jede 
zusätzliche Dosis erhöht die Krebsge­
fahr. 

Wie groß die Motivation war, 
den strahlenden Müll möglichst 
schnell loszuwerden, zeigt die Tatsa­
che, daß die Kontroll-Meßprozedu­
ren nicht geändert wurden, nachdem 
erste Nachrichten von Grenzwert­
überschreitungen in Valognes be­
kannt wurden. Selbst als auf dem. 
Gelände der dortigen Umladestation 
eigens eine Anlage zur Dekontami­
nation der Behäler gebaut wurde, hat 
sich am Verfahren in den deutschen 
AKWs nichts Wesentliches geändert. 

5. Worin besteht die besondere Gefahr 
durch die Außenkontamination? 

Das Hauptproblem liegt eindeu­
tig nicht in der äußerlichen Strahlen­
belastung, die durch die x-fach über 
den Grenzwerten liegenden "hot 

. spots" entstehen. Da ist die immense 
Gamma- und Neutronenstrahlung, 
die durch die Wand des Castors 
dringt, gefährlicher. Kritisch wird es 
dann, wenn einer der außen am Ca­
stor haftenden radiaoktiven Partikel 
in den menschlichen Körper gerät. 

Arbeiter können z.B. beim Be-,­
Um- oder Entladen des Behälters 
mit der Hand oder der Kleidung 
über die Behälterwand wischen. Das 
Transportbegleitpersonal trägt keine 
Schutzkleidung und keine Atem­
schutzmasken. So ist es möglich, daß 
einzelne Teilchen von der Hand oder 
der Kleidung durch Mund oder Nase 
in den Körper gelangen. 

Strahlender Staub kann auch 
durch Wind während der Fahrt oder 
beim Umladen aufgewirbelt werden 
und von Begleitpersonal oder Polizei 
eingeatmet werden. Die Abdeckung 
der Behälter während der Reise bie­
tet keinen vollkommenen Schutz, da 
die Luftzirkulation über Lüftungs­
schlitze aufrechterhalten wird. 

Ist z.B. Kobald oder Cäsium in 
. den Körper gelangt, lagert es sich an 
Knoch.en oder inneren Organen ab 
und strahlt dort über Jahre weiter. 
Dadurch kommt es zu einer erhebli­
chen zusätzlichen Strahlenbelastung. 
Deshalb muß der Grenzwert für die 
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"hot spots" deutlich niedriger sein, 
als die Werte der Strahlung aus dem 
Castor; Denn der Direktstrahlung 
sind die meisten Menschen nur rela­
tiv kurzer Zeit ausgesetzt. Die jetzt 
angestrengten Vergleiche mit den 
weitaus höheren Werten der natürli­
chen Strahlenbelastung sind u.a. inso­
fern unzulässig, da z.B. der häufig ge­
nannte Atlantikflug im Vergleich zur 
Strahlenquelle im Körper nur eine 
kurzzeitige Belastung darstellt. 

6. Ist der Costor ungefährlich, wenn keine 
erhöhte Außenkontominotion vorliegt? 

Ganz klare Antwort: Gefahrlose 
Transporte mit abgebrannten Bren-

nelementen gibt es entgegen anders­
lautender Beteuerungen nicht. Wer 
sich in unmittelbarer Nähe eines Ca­
star-Transportes aufhält," bekommt 
Gamma- und Neutronenstrahlung 
aus dem Inneren der Atommüll-Be­
hälter ab. Und diese Strahlung rich­
tet immer Schäden in den körperei­
genen Zellen an. 

Der Nuklearphysiker Wolfgang 
Köhnlein von der Universität Mün­
ster ist überzeugt, daß eine Gefahr 
selbst bei niedrigsten Strahlendosen 
droht. Je nach Einwirkungsort im 

·Körper zeigen sich die Auswirkungen 
erst Jahre später. Deswegen kann 
menschnicht behaupten, in der Ver­
gangenheit sei kein Mensch durch 
Castar-Transporte zu Schaden ge­
kommen. 

Neutronenstrahlung ist energie­
reicher als Gammastrahlung. Unbe­
stritten ist deshalb in Fachkreisen die 
im Vergleich höhere Gefährlichkeit 
(relative biologische Wirksamkeit, 
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RBW) der Neutronenstrahlung. Erst 
kürzlich hat die Bundesregierung ~TI­
gekündigt, den Faktor der RBW für 
Neutronenstrahlung im Vergleich zur 
Gammastrahlung von 10 auf 20 zu 
erhöhen. Damit schließt sie sich mit 
siebenjähriger Verspätung den Emp­
fehllui1gen der Internationalen Strah­
lenschutzkDmmission an. Erhöht sich 
der Wirksamkeitsfaktor, so müssen 
die Grenzwerte nach unten korri­
giert werden. 

Für Köhnlein ist aber auch dieser 
Wert viel zu niedrig. Er verweist auf 
internationale Untersuchungen, 9ie 
für bestimmte Gesundheitsschäden 
eine RBW zwischen 60 und 500 erge­
ben haben. Würden sich diese Zahlen 
durchsetzen, so wäre kein Castare 
Transport mehr genehmigungsfähig. 

7 .. Wonn können Strafanzeigen oufgrund 
des "Costor·Skondols" ertolgreich sein? 

Radioaktive Bestrahlung kann 
schon dann als strafbare Körperver­
letzung angesehen werden, wenn 
noch keine Gesundheitsschäden er­
kennbar sind. Strafbar ist eine solche 
Bestrahlung nach Meinung des Tü­
binger Strafrechts-Professors Kristi­
au Kühl dann, wenn eine Person in 
erheblichem Maß Strahlen ausgesetzt 
war und dadurch das Erkrankungs-
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Quelle: Die Welt 

risikodeutlich erhöht wurde. Im Zu­
sammenhang mit den strahlenden 
Atommüllbehältern komme Körperc 
verletzungzum Beispiel bei Polizisten 
in Betracht, die wiederholt Castor­
Tra;nsporte begleitet hätten, sagte 
Kühl. Er wies auf ein neues Urteil 
des Bundesgerichtshofs (BGH) zur 
Röntgenbestrahlung hin. 1997 hatte 
der. BGH wiederholte und medizi­
nisch unnötige Röntgen~ Untersu­
chungen von Patienten als Körper­
verletzung gewertet, "auch wenn kli­
nisch erkennbare Schäden nicht oder 
nicht sogleich wahrnehmbar sind". 

Für ein Strafverfahren müßte 
nach Gesetzeslage ein Geschädigter -
etwa ein Polizist - nachweisbar meh­
rere Transporte niit nicht ordnungs­
gemäß isolierten Castor-Behälteni 
begleitet haben. Haben die Verant­
wortlichen von der überhöhten 
Strahlendosis gewußt, dann können 
sie nicht nur wegen fahrlässiger, son­
dern auch wegenvorsätzlicher Kör­
perverletzung belangt werden. 

Inwieweit Strafanzeigen bezüg­
lich $ 311 Strafgesetzbuch ("Freiset­
zung ionisierender Strahlen") Aus­
sicht auf Erfolg haben könnten, ist in 
der augenblicklichen Situation 
schwer abschätzbar. 

Quellen: Focus, Frankfurter Rundschau, 
Spiegel, Süddeutsche Zeitung, die tageszeitung, 
Welt, Welt am Sonntag, Zeit, eig1ene Recherche 

Eine Vielzahl von Behörden beteiligt 

Atomtrransporte ins 
Zuständigkeitsgestrüpp 

Bon11 (AFP) - Die Zuständigkeiten bei 
.. Uberwach1mg von Atomtranspqrten 
ahnein wegen der Vielzahl beteiligter Be­
hörden einem undurchdringlichen 'Ge­
strüpp. In jedem Fall bleibt aber die letz.: 
te Verantwortung beim Bundesumwelt­
ministerium. Das Ministerium und die 

der Atomkraftwerke sind sich 
einig, daß bei der Meldepflicht von Atom-
transporten · · ' 

rnente in 
len,. brauchen 
gung des BfS, das 
verlässigkeit und 
portems und an die vorgesehenen Sicher­
heitsmaßnahmen stellt. Die Aufsicht 
über den Transport hängt dann vom Weg 
ab: Bel Bahntransporten ist das Eisen­
bahn-Bundesamt für Kontrollen und 
Messungen zuständig; dieses Banner 
Amt wiederum ist dem Bundesverkehrs­
ministerium nac:hgeordnet; bei Straßen­
transporten sind je nach Landesrecht ver­
schiedene Behörden zuständig, meist die 
Gewerbe-Aufsichtsämter. FürTranspor­
te innerhalb der Kernkraftwerke und 
Atomanlagen ist das Umweltministerien 
des Landes zuständig. Unter Behörden­
aufsicht werden Behälter vor dem Trans­
port vom Betreiber oder vom TÜV auf 
Strahlung geprüft. 

aus: Süddeutschen Zeitung vom 27.5.98 
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"Wer Cäsium atmet, mefkt's nicht" 
"Castor Kritiker will Unsichtbares sichthar machen 

Von Charima Reinhardt (Bonn) 

In seinem Aktenkoffer . stecken Strat'ge­
setzbutch. Atomgesetz und ein Urteil des 

tndesvervvalltungsg:edchts aus dem Jalt•. 
markiert in seinem · 

gegen Lagerung und 
Brennelemente 

:asltor"-I:Seb1ältern die vorläufig letzte 
vor Gericht. Elmar Schlich, Pro­

an der Universität Gießen, fühlt 
im Aufwind, seit die "Castor"-Trans- · 

wegen überhöhter Meßwerte ge· 
worden sind. 

Verfahrenstechniker hat selbst 
-Vorläufermodelle mitentwickelt 

von vornherein vor den Unzulänglich­
des Stahlbehälters gewarnt. Nach 

Auffassung sind die Container 
ausgereift. 

bei der ersten Abfüllung eines 
1994 im Atomkraftwerk Phil­

sei "so ziemlich alles schiefgelau­
sehieflaufen kann", sagt Experte 
Zuviel radioaktives Wasser habe 
Behälter abgesetzt, der Deckel 
und verkantete. Die mit der 

Fracht hantierenden Arbei­
hätten sich tr0tz Atemschutzmasken 

Übelkeit und Kreislaufbeschwerden 

, so Schlich, seien die "Castoren" 
. besser geworden, verwendet würden 

mangels Alternative dennoch. Schlich 
überzeugt: Wenn sämtliche bisher un­
. Akten über den "Castor" 

dann bekämen die 
"nie wieder eine 

Genehmigung". 

· Sein Ziel ist es deshalb, an die Unterla­
gen des Kernforschungszentrums Jülich, 
der ßlll.ndesanstalt für Materialforschung 
und -Prüfung in ßerlin und des Techni­
schen Überwachungsvereins (TÜV) zu 
kommen. Dann sei auch er in der Lage, 
die Beweise für seine These beizubringen, 
wonach die "Castoren" Sicherheitsanfor­
derungen nicht genügen. Bundesgut­
achter bestreiten dies - nach Anischt 

Schlichs wider besseres Wissen. Im ato­
maren Zwischenlager Ahaus, wo das hei­
ße Material abkühlt, könnten über die 
nicht einmal mit Filtern ausgerüstete Ab­
luftöffnung im Dach "ohne weiteres radio­
aktive Partikel in die Umgebung. gelan­
gen". Dasselbe gelte auch für "Castor"­
Transporte auf: der Schiene. Nur ließen 
sich die mikrofeinen Kobalt- und Cäsium­
Partikel in voller Fahrt kaum erfassen, · 
und wer sie einatme, der "merkt das 
nicht". 

"Empörend~' nennt Schlich deshalb die 
Darstellung von Bundesumweltministerin 
Angela Merke! (CDU), von den "Castor"­
Transporten sei zu keinem Zeitpunkt eine 
Gefahr für die Gesundheit der Menschen 
ausgegangen. 

Die Gerichte seien stets der Auffassung 
der Bundesgutachter gefolgt, die jede Ge­
fährdung durch die "Castoren" im :Bereich 
des zu vernachlässigenden Restrisikos an­
gesiedelt hätten. Weil es kaum neutrale 
"Obergutachter" gebe, sei die Sichtweise 
der Gerichte verstiindlich, findet der Gies­
sener Professor. 

"W affengleichheit vor dem Gesetz" 
strebt Schlich an, weshalb er die Heraus­
gabe aller Akten verlangt. Die Einsicht 
will er notfalls vor dem Karlsruher Ver­
fassungsgericht erstreiten, sollte sein lau­
fender Antrag auf Revision des Verfah­
rens vor dem Bundesverwaltungsgericht 
erfolglos bleiben. 

Schlich zückt die Strahlenschutzverord­
nung und zitiert Paragraph 28. Der ver· 
pflichtet dazu, Strahlenfreisetzung zu 
vermeiden und sie auch unterhalb der 
festgelegten Grenzwerte so gering wie 
möglich zuhalten. 

Für Schlich ist es nicht nur ein kleiner 
Verordnungsverstoß, sondern "ein krimi­
neller Akt", daßdie hohen Meßwerte allen 
"Strahlenschutzprinzipien . zuwiderlau­
fend" über Jahre hinweg verschwiegen 
worden sind. Da glaubt er sogar das Straf­
gesetz berührt, das die fehlerhafte Her­
stellung einer atomtechnischen Anlage 
mit bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe 
ahndet. 

aus: Frankfurter Rundschau vom 27.5.98 
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Viele. Partner, ·a.bt~rkein,er istverantw(•rtlich 
Wie die Kraftwerksbelreiber das Ri:siko von Atomtranspfmten. verlagern -.und Behörden das billige 

VON.EWALD 8. SCHULTE 

D.ERLIN ,4. Juni. Die B.etreiber der 
.Lh:ernla;U'twerk:e sind für den 
Skandalumverstrahlte·Atommüll­
transporte · kaum haftbar· zu ma­
chen. Der Gr.und: Mit ausdrückli> 
eher Billigung de!: Bundesumwelt­
ministeriums und der zuständigen 
Länderbehörden haben sich .die 
Energiekonzerne schon vor Jahren 
durch den Abschluß derWiederauf­
arbeitungsverträge · von jeglicher 
Verantwortung fi!1r die brisanten 
Frachten verabschiedet. 

In den Vereinbar'ungen mit der 
französischen Finna Cogema und 
der britischen BNFL ist eindeutig 
festgelegt, daß die Brennelement­
transporte von.den Wiederaufarbei~· 
tungsfinnen .. durchzuführen sind .. 
Diese Vereinharungen mußten bei 
den Behönien eingereicht werden. 
Sinn: dieser ·Regelung~ Die deut­
sehen . Kemkralftwerksbetreibet 
wollten nichthaftm1, wenn bei den 
Transporten etwas schiefgeht. 

Higene:Spedtlionstöcnter 

:Die· Wiederauflltrbeitungsfirmen 
gründeten d;iraufl11in eigene Spedic 
tionstöchter. Bei der Cogema ist 
dies die 1/ransnucleaire Paris 
(TNP), Die TNP ist mit ·der Kom­
plettabwicklungder Brennelement­
Transporte nach La Hague beauf­
tragt. TNP stellt diie Transportcon­
tainer zur Verfügung und muß die 
ordnungsgemäße Ueladung der Be­
hälter mit den Brennelementen in 
den deutschen Kernkraftwerkenge.-

' währleisten; Dabei bedient sich 
TNPeines deutschen Dienstleisters: 
der·· ~NTL , Nukleare ... Transportlei­
stungen GmbH" mit Sitz in Hanau. 

Interessant.an der NTL sind v3r 
allem. ihre Eigentümer: Über· eine 
Tochter der Rheinbraun hält RWE 
42,5 Prozent der Anteile. Weitere 
42,5 Prozentliegenbei der GNS, ei­
nem Gemeinschaftsunternehmen 
aller deutschen Atomkonzerne. Die 
restlichen 15 Prozent teilen sich 
Transnucleaire und BNFL. 

Das Hanauer Unternehmen hat 
aufHilJI'l.ocatbasis .•alle TNP~Aufgac 
ben .in, beutsthland übernommen. 
NTL ist Empfanger.der Leercontai­
ner, überwachtdie Beladungin den 
Kraftwerken und gibt .bei der Bahn 
die· Transporte in Auftrag. ·.Eine 
atomrechtliche Genehmigung 
brauchtNTL dafür nicht, .so daß kei­
ne Zuverlässigkeitsprüfung fiir das 

· .Personal nötig ist. Die Behörden ha­
ben keinen Zugang zu den Akten. 

Den atomrechtlich relevanten 
Teil des Geschäfts hat NTL per Un­
terauftrag an ein Tt1chterunterneh­
men derDeutschen Bahn delegiert: 
die ,.Nuclear Cargo und Service 
Gmbh" (NCS), ebenfalls mit Sitz in 
Hanau. Die NCS ist Inhaberirr einer 
Genehmigung für Nukleartranspor­
ftl und willkelt den Bahntranspart 
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ti\ Ji>ie NTLgibtdel NCS. 
·~einenT~ . 

®•~:rurTranspo 
·~ ~:s~~~~i:· 
ci) · .li!'&lflsport bis zur 
\::!i Qlenze durch die DB. 

""" .• ahme von Zug 
~~ urlii Papieren. . 

@ ~~~!~hn SNCF. 

i'fl}> Umladung. auflkw, 
vY ZwischenmessU!lg. 

~l Wiederaufbereitung; 
.· · . vorher keine Messung. 

(§1 Auttrag.rur.Rüelltransport 
'j der eontainer. 

"....,·Leerer COnt$iner.auf 
"!!!:!' dem Rückweg, · 

BJ:RUNl.R '/.[JHJ N\i 1);:ATRlN-ß 

Diese Statienen durchlaufen deutsche Nuklear-1'ran1sporte, hier am Beispiel des Atomkraftwerks Stade beiUamh 

Das·sinddleßeteiligten·amKreislauf 
Bundesamtfür Strahlen-·· 
schutz:Genehmigtdie 
Transporte, Sitz in Salz, 
gitterbei Hannover. 

Cogema: Betreibt die 
Wiederaufarbeitungsan­
lage in LaHague. 

NTL: Ein auf Nuklear­
transportespezialisierter 
Speditionsdienstleister, 
der im Auftrag der Frim-

. zosen die deutschen 
AtommUlltransporte 
koordiniert. Sitz iin.'hes­
sischen Hanau. 

TNP: Transp.orttochter 
der Cogema, Auftragge" 
her der NTL. 

NOS: Eine Tochter der 
Deutschen Bahn, Inha­
beiin ·einer.Lizenz für 
Atomtransporte; 

ab.· Vun NTL. hat· die Bahntochter packer,Versenderist .die NTL." Die 
auch die Aufgabe übernommen, ,;Verpacker" kennen die. Schwach­
beim Bundesamt · fiir ·Strahlen- stellen der Container nur zu gut Mit 
schutz · in Salzgitter. die·. Genehmi- allen Tricks versuchen siejene Stei­
gungen für jeden einzelnen Brenne len, an denen radioaktive .Partikel 
elementetransporteinzuhlillen. entweichen können, abzudichten. 
· Da man sich untereinander gut .Daß sie dabei Spalten und Bob-
kennt.; sind die Strahlenschiltzer rungen. mit Silikonkautschuk ver, 
nicht pingelig. Wie· Amtssprecher kleistern, mit Klebestreffen sichern 
Eckart Vieh!. bestätigt, bekommt . · und sensible @berflächen teile kom­
NCS die Genehmigungen nicht sei- pJettmit Folien überkleben, bleibt 
ten·Monate im v:c;;raus. Etaßbei den derNCSverl~orgel\1., DenFrachtb):ie­
Transporten Grenzwerte massiv fen ist lediglich zu entnehmen, daß 
überschrittenwunlen, hatdie NCS die Strahlenwerte der Cl:mtainers 
-und damit auch das Bundesamt - bei Abfahrt .unterhalb· der Gtehz­
nicht bemerkt. Der NCS kann man wetts.chwell:e liegen. 
das nur bedingt vorwerfen. Schuld Kontrollt:ests .· der Bahntochter 
sind ·vielmehr die.· aberwitzigen • NCS schienen zu·belegt:n, dalß dies 
Kontrolf-Auflagen der Behörden. unterwegs Slil. bleibt. Allerdings: Die 
Erst durch sie wird die Verschleiec sensiblen Stellen der Container sind 
rung d~~r Strahlenwerte mögli~h. während des Transports gar nicht 

zu~änglich. Außerdem wechselt an 
"WirsindderVerp~toker" der·Grenze.d.ie.Zuständigkeit: .. Dort 

Die· NCS darf nur .solche Trans- übe'mirnmt d.ie französische Staats­
porte auf die Schiene l9ringen, die bahn dimJob und damit auch die 
vomAbsend er mdnungsgemäß ver" Frachtpapü!te, Gemessen wird erst 
packt und "freigemessen" wurden: wiederin Valognes, wo die Contai­
Sie.dürfenden Grenzwert von 4 Be- ner vom Eisenbahnwaggon auf 
quere! pro ((luadratzentimeter nicht Schwerlaster umgeladen werden .. 
überschreiten. RWE-Spr,echer Her- Hier registrieren die Experten 
mann Vengbau.s: "Wir siml eler Ver- seit mehr als zeim fahren gravieren-

de. GI'enzwertüberschreitungen s 
wohl an den Containem.als·auc:h 
den Waggons:.·Jeder. fünfteTra 
port ist verstrahlt. Das· tragen 
auch in die Frachtpapiere ein. Ei 
Meldepflicht . gibt es nicht, do 
schreiblt. eine. Auflage· der Intern 
tionalen Atomenergiebehörde. v 
daß die. Cogema den Absender 
verstrahlten Ladung .unterrichtet 

Genau das tut die Cogema au 
Die NTL erhält sofort Kop.ien d 
Frachtpapiere: Umgekehrt rnuß ·· 
NTLCogemainformi'eren,·wenn 
Leer-Omtainer verseucht 
Deutschland ankommen .. Auchd 
von erHihrt die . Bahn . nichts: 
Messuog erfolgt erst bei· .der 
kunft in den Kraftwerken, dieWe 
werden in den Frachtpapieren d 
kumentiert. Die aber gehen dire 
an die NTL, ohne daß eine .Behör 
siejemals gesehen hätte, 

Syst,ematiscneTäuscnuagf 

Die E:almtechter NCS prÜft d 
zeit, eb sie \{eR .der NTL .cil.urch 
.wußte VerheimHchung. der Kent 
minationswerte systemat!Mch 
täuscht wurde: .Auch die Staats 
waltschaft ermittelt lilittlerweile.g 
gen NTL. Die Kraftwerksbetreib 
hingegen sind rechtlich aus d.e 
Scluieider. Abgesehen v0m Enerp 
Multi und Biblis-Betreiber 1't 
Angesichts der dominiereJJ.d 
Mehrheits!;ieteiligungan NTL ste 
sich die Frage nach derri:Eit1luß d 
RWE aufdie Geschäftsführung. 

Außerdem·war·es der RWE·KilJ 
zern, der laut eines Cogema~Schr 
bens 19511Jdarauf bestanden ha 
nur noch NTL und nicht mehr fi. 
Kraftwerksbelreiber von .· Str 
lun_gswe1rten zu unterrichten, die 
Frankt-efeh gemessen wurcle.11.. 

aus: Berliner Zeitung vom· 5.6.98 
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Alles schon mal dagewesen 
Wolfgong Ehmke 

. Sowohl bezüglich des Ausmaßes 
als auch der "Bewältigungs"-Rituale 
erinnert der Castar-Skandal an die 
Transnuklear-Affäre vor zehn Jah­
ren. Perioäisch blitzt auch ohne Anti­
Castor-Blockaden auf, daß es im 
Umgang mit radioaktivem Müll enor­
me Probleme gibt. Es müssen nicht 
einmal 21 Millionen DM Beste­
chungsgelder fließen, damit aufge­
deckt werden kann, daß die Atom­
müllentsorgung ein großes Geschäft . 
ist und daß das Entsorgungsdilem­
ma der Atomwirtschaft Geheimnis­
krämerei und Vertuschungsenergie 
gebiert. 

Strahlenschutzbeauftragte wurden mit 
"nützlichen Aufw1~ndungen" bedacht 

In den 80er Jahren waren von 
der Hanauer Atomtransporte-Firma 
Transnuklear (TN). die Sicherheits­
und Strahlenschutzbeauftragten ver­
schiedener deutscher Atomkraftwer­
ke und des belgisehen Atomzentrums 
Mol, aber auch Mitarbeiter der Kern­
forschungszentren Jülich und Karls­
ruhe mit kleinen und großen Ge­
schenken bedacht worden. "Nützli­
che Aufwendungen" wie Videorecor­
der,Autos, Urlaubsreisen, Bordellbesu­
che und Heimorgeln wurden nach ei­
nem regelrechten "Schlüssel" ge­
zahlt: Grundlagen waren die Mengen 
an Atommüll, die von den Nuklear­
anlagen zur Abfallbehandlung nach 
Mol geschickt wurden. Der General­
transporteur war die TN. Zurück ka­
men die konditionierten Abfälle. 
Meist waren sie .falsch deklariert, bis­
weilen wurde schwach aktiver Müll 
mit illegalen Heimengungen von Plu­
tonium und Kobalt 60 zurückge­
schickt. Derartige Fässer landeten u.a. 
in einer Lagerhalle in Gorleben. 

Die strafrechltliche Bewältigung 
verlief im Sande. 80 bis 100 Ermitt­
lungsverfahren wurden angestrengt, 

Castor-Skandal und Jransnuklear-Affäre 

aber mangels Straftatbestand gingen 
die Ermittlungen ins Leere. 

Strafverfuhren gegen hohe Geldbußen 
wieder eingestellt 

1991 wurden Strafverfahren ge­
gen hohe Geldbußen eingestellt, weil 
eine persönliche Bereicherung bei 
den spendablen ehemaligen TN-Ma­
nagern nicht nachweisbar war- so die. 
staatsanwaltschaftliehe Diktion. Es 
gab Kündigungen und Tote. So nahm 
sich Hans Holtz, einer der hauptbe­
schuldigten TN-Manager, im Dezem­
ber '87 im Gefängnis das Leben. 
Auch ein Mitarbeiter der Preussen 
Elektra, Klaus Ramcke, der eine 
sechsstellige Schmiergeldzahlung von 
der Kraftanlagen AG Heidelberg 
(KAH) angenommen hatte, beging 
Selbstmord. Die KAH hatte in Mol 
gemeinsam mit ·der Muttergesell­
schaft der TN, der Hanauer Firma 
Nukem, eine Anlage zur Verglasung 
von Atommüll gebaut. Diese Anlage 
("Pamela") wurde von zwei Ange­
stellten des TÜV aus Mannheim be­
gutachtet, die ebenfalls einige Ge­
schenke erhielten, was folgenlos 
blieb. Praktikanten in Mol kamen in­
des aus den einstigen Atomschwel­
lenländern Südafrika und Pakistan. 

Der Verdacht, daß die Nukem ge- · 
gen den Atomwaffensperrvertrag 
verstoßen hätte und möglicherweise 
proliferationsrelevante Nukleartech­
nologie nach Pakistan und Libyen 
verschoben hatte, ließ sich aus Sicht 
der Ermittler hingegen nicht bestäti­
gen. 

CDU und FDP beklagten domals wie heute 
Ansehensverlust der Atomenergie 

CDU und FDP beklagten damals 

wie heute den Ansehensverlust der 
Atomwirtschaft. Die Junge Union de­
klarierte die Atomenergie zur "Über­
gangstechnologie". Der "Spiegel" 
schrieb zur Jahreswende 1987/88: "Die 
Affäre trifft eine Atomwirtschaft, die 
noch immer den Schock von Tschern­
obyl verarbeiten muß. Nach dem GAU 
in der Ukraine hatten die bundesdeut­
schenAtommanager gerade noch ein­
mal die Kurve gekriegt, indem sie, eher 
willkürlich, zwischen östlicher tind west­
licher Kerntechnik unterschieden ... Und 
nun das." Dieser Tage sagte der Prä­
sident des Deutschen Atomforums, 
Wilfried Steuer, die bekannt geworde­
nen überhöhten Strahlenwerte hätten 
derAtomwirtschaft "enormen Scha­
den" zugefügt. In der öffentlichen 
Meinung, so glaubt Steuer, hätte sich 
die Kernenergie gerade etwas im Auf­
wind befunden. Nun sei sie ähnlich 
schwer getroffen wie nach dem Reak­
torunglück von Tschernobyl. Den Ver­
gleich zurTransnuklear-Affäre moch­
te Steuer natürlich nicht als Parame­
ter heranziehen. Die N achhaltigkeit 
der Akzeptanzkrise dieser Branche 
besorgt diese selbst. 

Töpfer wil die Atommüll-Entsorgung 
neu ordnen 

Bundesumweltminister Klaus 
Töpfer versprach "tiefe Schnitte" bei 
der Neuordnung der Atommüll-Ent­
sorgung. Der Betrieb der TN und der · 
Nukem wurde wegen mangelnder Zu­
verlässigkeit storniert. Die TN wurde 
schließlich aufgelöst. An ihre Stelle 
trat die Gesellschaft für Nuklear-Ser­
vice (GNS), von der noch die Rede 
sein wird; Ungeschoren blieben die 
großen Gesellscha:tter·der Nukem, das 
Rheinisch-Westfälische Elektrizitäts­
werk (RWE) und der Frankfurter 
Chemiekonzern Degussa, Am Ende 
der "Neuordnung" und "Entflech­
tung" der Rarrauer Betriebe stand de-
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ren Übernahme durch die Siemens­
Tochter Kraftwerk-Union (KWU). Die 
Grundregel Töpfers für die Neuorga­
nisation der Entsorgung von 
schwach- und mittelaktivem Müll lau­
tete: Wer Abfall behandelt, darf ihn 
nicht transportieren, und umgekehrt. 
Die Bundesbahn sollte als Spediteur 
die Unternehmerische Führung für 
den Transport von Nuklearmüll über­
nehmen .. 

.Auch hier ergeben sich - zehn 
Jahre nach dem Transnuklearskandal 
- in der "Bewältigung" des Castorde­
bakels mannigfaltige Parallelen, auch 
wenn inzwischen die Firmennamen 
wechselten. Das deutet auf struktu­
relle Probleme und die Unfähigkeit 
einer Atomaufsicht, für Kontrolle 
und Transparenz zu sorgen. Das 10-
Punkte-Programm der angeschlage­
nen Bundesumwelt- und Reaktormi­
nisterin Merke! könnte Wort für 
Wort aus Klaus Töpfers.Feder stam­
men. Denn auch Merke! spricht im­
mer üoch von Entflechtung, Kontrol­
le und Transparenz und plädiert 
gleichzeitig für den Weiterbetrieb der 
Atomkraftwerke. 

Das Eisenbahnbundesamt, zu­
ständig für den Transport, führt nur 
stichprobenartig Messungen beiAtom­
transporten durch. Nun soll- nach dem 
10-Punk:te-Plan Merkeis: die Bahn alle 
Meßprotokolle der seit 1Q95 vorge­
nommenen Messungen offenlegen 
und prüfen, "ob rechtliche Schritte 
gegen Verantwortliche einzuleiten 
sind''', heißt es im Punkt 9. Dazu muß 
man wissen, daß vor 1995 nur JO% 
der Transporte durch die Bahn kon­
trolliert wtlrden. Jetzt sind es rund 70%. 
Die Atomwirtschaft schlägt neuerdings 
mr Verbesserung der Kontrollen vor, 
eine eigenständige Firma zu gründen, die 
allein mit der'lianportabwicklung befaßt 
ist. Als wenn es die nicht gäbe! Es ist die 
Gesellschaft für Nuclearservice 
(GNS). 

Die GNS tritt die Nochfolge von 
Transnuklear und Nukem on 

Die GNS avancierte 1988 zum ein-· 
zigen Entsorger für sämtliche schwach­
und mittelaktiven Ab{älle aller bun­
desdeutschenAtomanlagen. In jenem 
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Jahr wurde ihr Stammkapital von 
240.000 DM auf 6 Mio. DM aufgestockt. 
Gesellschafter sind ·die Atomstromer 
RWE, Preussen Elektra, Bayernwer­
ke, HEW und VEW. Die GNS hat 
sich auch auf die Entwicklung, den 
Einsatz und die Wartung von Castar­
Behältern für den Brennelemente­
Transport und von Mosaik-Behältern 
für den Transport anderer hoch- und 
mittelaktiver Abfallstoffe speziali­
siert. Zusätzlich ist ·die GNS Atom­
schrotthändlefin. "Freigemessene" 
Metallteile aus atomtechnischen An­
lagen werden eingesammelt und in 
der Gießerei der Krefelder Firma 
Siempelkamp eingeschmolzen. Aus 
dem Atomschrott werden u.a. auch die 
Mosaik-Behälter gebaut, sie dürfen 
immerhin mit 200 Becquerel pro 
Gramm strahlen, seien aber nach Fir­
menangaben nur mit 20 Bq/g belastet. 
Das macht übrigens - bezogen auf das 
Gesamtgewicht eines Behälters von 5 
Tonnen - die erkleckliche Summe von 
50 Millionen bis einer Milliarde Bec­
querel aus. Da wäre doch die Frage zu 
klären, ob die Castor-Behälter mit oder 
ohne strahlende Beigabe gefertigt wer­
den. 

Die Gesellschaft für Nukleorservice hnt 
überoll die Finger mit im Spiel 

Die Konditionierungsanlage in 
Gorleben wird im Auftrag der GNS 
gebaut. Sie ist Muttergesellschaft der 
Brennelemente-Zwischenlager in 
Ahaus und Gorleben, und am liebsten. 
wäre sie auch in Greifswald eingestie­
gen, als dort die überdimensionierten 
Lagerhallen errichtet wurden, in de­
nen der Abrißmüll samt Brennele­
menten aus der atomaren Hinterlas­
senschaft des DDR-Atomprogramms 
gestapelt werden soll. Die dortigen 
Elektrizitätswerke Nord .(EWN) Wik­
kein dieses Projekt ab.Die EWN sind 
ein Staatsunternehmen. Sie unterste­
he:ri dem Bundesfinanzministerium. 
Ihr Chef allerdings ist der ehemalige 
GNScMitarbeiter Dieter Rittscher. 
Werden dis; EWN privatisiert, hat die 
GNS bereits ein Bein in der Tür. Die 
in den neuerlichen Skandal verstrick­
te HanauerTransportfirma NTL (Nu­
kleareTransport Leistungen) ist eben-

falls eine GNS-Tochter. Im Interview 
mit der "Frankfurter Rundschau" 
merkelt die Bundesumweltministerin 
an: "Besonders gerrau werden wir 
uns die Hanauer Transportfirma 
NTL anschauen, die die Transporte 
abwickelt. Deiirr die hat ja alle Daten 
aus Frankreich bekommen - und 
stillgehalten." (FR, 25.5.98)Wer stutzt 
nicht, wenn er nun doch wieder auf 
Hanau verwiesen wird. Die GNS war 
in den 80er Jahren das Konkurrenz­
unternehmen der TN. 1977 gründete 
der ehemalige TN -Geschäftsführer 
Dr. Baatz die GNS mit einigen TN­
Kollegen. Baatz ist ein nuklearer 
Haudegen. In den 60er Jahren trans­
portierte er Plutonium im Koffer­
raum seines Privat-PKW von Mol in 
die Bundesrepublik. "Die GNS war 
immer schneller. Wir hinkten hinter­
her", beklagte sich der TN-Manager 
Hans Holtz in den Vernehmungen 
(taz, 15.3.88). Fakt ist: etliche TN-Mit­
arbeiter waren zuvor zur GNS gewech­
selt. Und Klaus Ramcke von der 
Preussen Elektra, jener zweite Tote, 
gab laut "taz" bei den Vernehmun­
gen am 22. Juni 1987 zu Protokoll: 
"Wir sind Besst~res gewöhnt, als klei­
ne Geschenke". Dabei nannte er die 
GNS. 

Echte Kontmlle - der Vollzug der 
Vorschriften findet nicht stntt 

Wer für wirksame Koptrollen, 
tiefe Schnitte und Tranparenz ein­
tritt, muß den AKW-Betreibern, die 
nachweislich die Grenzüberschrei­
tungen verschwiegen oder gar ver­
tuscht haben, die Betriebserlaubnis 
entziehen. Selbst das geltnde Atom­
gesetz bietet dafür eine Handhabe: 
Die Voraussetzung für den Betrieb 
einer kerntechnischen Einrichtung ist 
die Zuverlässigkeit der Betreiber. 
Die GNS und ihre Tochter NTL ge­
hören ebenso auf den Prüfstand, 
denn bei der GNS laufen alle Fäden 
zuammen. Die Ministerin für Umwelt 
(eben nicht Umweltschutz!) und Re­
aktorsicherheit Angela Merke!· über­
trägt in dieser Situation ausgerechnet 
der GNS den entsprechenden Unter­
suchungsauftrag. Ausgerechnet der 
GNS! Frau Merke! macht den Bock 
zum Gärtner. 
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Die Chronik des Castor-Skandals 
zusammengestellt ~~on Jochen Stoy 

Womit will mensch die 
Chronik 11nfongen? 

Mit der Inbetriebnahme des er­
sten AKWs und der dainit verbunde­
nen Atommüllproduktion? Mit dem 
erstmals 1980 aufgetretenen Problem 
der Außenkontamination von Castor­
Behältern? Mit den diversen Termi­
nen internationaler Gremien in den 
80er und 90er Jahren,.bei denen un­
ter Anwesenheit deutscher Behörden­
vertreter das Problem erörtert wur­
de? Mit diversen Studien und Berich­
ten, die in den internationalen Gremi­
en ausgetauscht wurden? Mit dem 7. 
März 1997, an dem Angela Merkel in 
einer bund~saufsiichtlichen Weisung 
Hessen vorschreibt, keine Informatio­
nen über Transporte nach Frankreich 
zu verlangen? Mit dem Oktober 1997, 
in dem der Europäische Gerichtshof 

· die Bundesregierung wegen Ver­
schleppung einer Richtlinie zur besse­
ren Kontrolle von Atomtransporten 
verklagt? Mit dem Ende letzten Jah­
res gestarteten Aktionsplan der fran­
zösischen Atomaufsichtsbehörde, der 
sogar im französischen Parlament zur 
Debatte stand und von dem trotzdem 
niemand in Deutschland etwas mitbe­
kommen haben will? Mit den Recher­
chen von Mycle Schneider in den er­
sten Monaten dieses Jahres (siehe 
sein Bericht in dieser Broschüre)? 
Mit jenem ominösen24.April, an dem 
Bundesumweltministerin Merkel zum 
ersten Mal von der Sache erfahren 
haben will? Mit dem 4. Mai, an dem 
trotz der Vorwürfe ein Castor vom 
AKW Stade nach La Hague rollt? 

All das wäre möglich, doch es 
würde die Chronik noch länger ma­
chen, als sie sowieso schon ist. Des­
halb wähle ich als Beginn das Ereig­
nis, durch das der Skandal hierzulan­
de der Öffentlichkeit bekannt :mrrde: 

6. Moi: 

In der französischen Tageszei­
tung"Liberation" erscheint ein Be­
richt, der die Öffentlichkeit erstmals 
über Grenzwertüberschreitungen bei 
den Transporten abgebrannter Bren­
nelemente zur Wiederaufarbeitungs­
anlage La Hague informiert. Nach 
Recherchen von Mycle Schneider, 
Atomexperte vom "World Informati­
on Service on Energy" (WISE) in 
Paris, befinden sich auf zahlreichen 
Transportbehältern und Fahrzeugen 
die radioaktiven Elemente Cäsium 
137 undKobald 60, in Konzentratio~ 
nen, die den zulässigen Grenzwert bis 
zum 500fachen übersteigen (2.000 
Becquerel!cm2). Seit mindestens 1990 
ist den Betreiberfirmen das Problem 
bekannt. Die WAA-Betreiberin Co­
gema, der Stromkonzern EDF und die 
Atomspedition Transnucleaire wissen, 
daß Eisenbahner und LKW-Fahrer 
einer unzulässigen Strahlenbelastung 
ausgesetzt sind. Aber getan haben sie 
nichts. Wederdas Umweltministerium 
in Paris noch die Atomkontrollbehör­
den noch die Arbeiter wußten Be-

scheid. Die grüne Umweltministeri~ 
Dominique Voynet zeigt sich "schok­
kiert". Sie berichtet auch von einer 
nicht genehmigten Dekontaminati­
onshalle ';1Uf dem Gelände des 30 km 
vor La Hague liegenden Umlade­
bahnhofs Valognes, in deren Inneren 
hohe Strahlenbelastung auftritt. Nach 
einem in "Liberation" zitierten inter­
nen Bericht vom November 1997, 

. wußten die Betreiber tatsächlich über 
die Kontaminationen Bescheid. Dort 
wird auch ein Waggon beschrieben, 
der im vergangeneu Jahr "auf einem 
großen Teil seiner Oberfläche eine 
Strahlung von mehreren hundert Bec­
querel pro Quadratzentimeter" auf­
wies. 

Am Abend stoppt die französische 
Staatsbahn SNCF alle Transporte mit 
abgebrannten Brennelementen. My­
eie Schneider wertet diese Entschei­
dung als Sensation. Zuvor war Frank­
reichs · Industrieminister Christian 
Pierret noch auf einen der verstrahl­
ten Waggons geklettert, um dessen 
Harmlosigkeit zu demonstrieren. 
Bahnchef Louis Gallois warnt zwar 
vor einer "Dramatisierung". Grünes 
Licht will er jedoch erst geben, wenn 
klar ist, daß seine Mitarbeiter nicht 
gefährdet sind. 

Brennelemente·Tronsportbehälter im fronz. Verladebahnhof in Valogne 
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7. Mai: 

Auch die Schweiz setzt ihre Ca­
star-Transporte nach La Hague vor­
erst aus. Bundesumweltministerin 
Angela Merke I muß zugeben, daß bei 
den :55 deutschen Castor-Transporten 
im Jahr 1997 "mindestens zwei· Be­
hälter und mindestens elf Waggons" 
nach La Hague gerollt sind, deren 
Grenzwerte überschritten waren. Die 
Castoren waren mit 14,8 und 22 Bec­
querel pro Quadratzentimeter konta­
miniert. Festgestellt wurde dies erst in 
Frankreich. Merkel erklärt, sie sei 
bereits vergangene Woche von der 
französischen Nuklearsicherheitsbe-

. hörde DSIN informiert worden·. Die 
Ministerin will-durch das Eisenbahn­
Bundesamt "pingelig genau" aufklä­
ren lassen, wie Castor-Behälter und· 
Waggons verstrahlt werden konnten. 
Michael. Müller, umweltpolitischer 
Sprecher der Bonner SPD-Fraktion und 
die grüne Buropaabgeordnete Undirre 
von Blottnitz fordern einen sofortigen 
Stopp aller Castor-Transporte in 
Deutschland. 

8. Mai: 

Die Bundesregierung bestätigt, 
daß in den vergarigenen drei Jahren 
45 Atommülltransporte ohne ausrei­
chenden Sicherheitsnachweis durch­
geführt wurden. Der benutzte Behäl­
tertyp NTL 11 hatte im März einen 
Falltest in Großbritannien nicht be­
standen. Vorher waren diese Behälter 

. 15 Jahre für Transporte von den 
AKVvs Neckarwestheim und Krüm­
me! nach La Hague und Sellafield ein­
gesetzt worden. Verantwortlich für die 
ProbJieme seidie "multilaterale Geneh­
migungspraxis". Allerdings war das 
Bundesamt für. Strahlenschutz (BfS) 
bereits seit einem Jahr darüber infor­
miert, daß es einen Streit über fehlen­
de Sicherheitsnachweise zwischen 
dem französischen Strahlenschutzin­
stitut und der Nuklearsicherheitsbe­
hörde DSIN einerseits und der British 
Nucklear Fuel (BNFL) andererseits 
über fehlende Unfalltests gab.Die Si­
cherheitstests basieren häufig nur auf 
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"rechnerischen Nachweisen". Für 
zwölf deutsche Behälterbaureihen 
wurden bislang keine Falltests durch­
geführt. 

13. Mai: 

Der Chef der französischen Nu­
klearsicherheitsbehörde DSIN, An­
dn~-Claude Lacoste legt Premiermini­
ster Jospin einen Bericht über die 
Ursachen der seit Jahren bekannten 
aber nicht bekämpften Kontaminatio­
nen bei Castor-Transporten vor. Der 
Bericht belastet alle Seiten: Atomin­
dustrie, staatliche Aufsichtsbehörde 
und die Regierung selbst. Nur die Ei­
senbahngesellschaft SNCF\ deren Mit­
arbeiter regelmäßig mit den Transpor­
ten hantieren mußten, erfuhr nichts. 

14. Mai: 

Die Bundesregierung stoppt alle 
Transporte abgebrannter Brennele­
mente von deutschen AKWs nach 
Frankreich. Nach der Auswertung fran­
zösischer Protokolle wird bekannt, daß 
Kontaminationen bis zu 13.400 Bec­
querel pro Quadratzentimeter vorla­
gen, mehr als das 3.000-fache des zu­
lässigen Grenzwertes. In der Vorwo­
che war noch von höchstens 22 Bec­
querel die Rede. Auch für 1998 sind 
dem Ministerium schon vier Transpore 
te mit Grenzwertüberschreitungen· 
bekanntgeworden. Die atomfreundli­
che Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktorsicherheit (GRS) wird mit 
einer Untersuchung beauftragt. 

18. Mai: 

Der schleswig-holsü:inische Ener­
gieminister Clans Möller (SPD) gibt 
bekannt, daß einer der elfTransporte, 
die 1997 mit erhöhter Kontamination 
nach La Hague rollten aus demAKW 
Brunsbüttel stammt. Es sei in Frank­
reich eine Strahlung von 2.000 Bec­
querel pro Quadratzentimeter gemes­
sen wurde, und zwar" an einer nicht in 

den Prüfvorschriften vorgesehenen 
Position". 

19. Mai: 

Das niedersächsische Umweltmi­
nisterium gibt bekannt, daß in den 
letzten drei Jahren auch bei Transpor­
ten zur britischen Wiederaufarbei­
tungsanlage Sellafield Grenzwert­
überschreitungen vorgekommen sind: 

. sechs von 312 Behältern waren kon­
taminiert. 

i~O. Mai: 

Bei einem Gespräch zwischen 
Atomindustrie und dem Bundesnm­
weltministerium wird bekannt, daß die 
deutschenAKW-Betreiber schon seit 
Mitte der 80er Jahre von den radio­
aktiven Verunreinigungen der Trans­
porte wußten, ohne die Behörden in­
formiert zu haben. Das Bundesnm­
weltministerium erklärt, das Problem 
bisher nur "theoretisch" zu kennen, 
konkrete Meßwerte aber erstmals am 
24. April erhalten zu haben. 

Auch bei einem der im März an­
gelieferten Castor-Behälter im Zwi­
schenlager Ahaus wird eine erhöhte 
Kontamination festgestellt. Statt den 
vorgeschriebenen 4 Bq/cm2 kommt es 
zu Werten bis zu 7 Bq. 

21. Mai: 

Ih; "Handelsblatt", eine der 
Atomenergie äußerst freundlich ge­
sonnene Zeitung beginnt ihren Ana­
lyse-Artikel zum Castor-Skandal mit 
folgender Überschrift: "Die Perspek­
tiven für die Kernenergie sehen dü­
ster aus. Bei einem langfristigen Stopp 
der Transporte zu den Wiederaufar­
beitungsanlagen in Frankreich und 
Großbritannien drohen Entsorgungs­
engpässe." 

Bundesumweltm!nisterin Merke! 
verfügt den Stopp sämtlicher Atom­
mülltransporte in Deutschland. Damit 
fallen nach dem Stopp der Auslands-



Transporte vom 14.5. jetzt auch alle 
innerdeutschen Castor-Transporte 
bis auf weiteres aus. Der 'll'ansporte­
Stopp soll so lange anhalten, bis si­
chergestellt ist, daß sich die erhöhten 
Kontaminationen nicht wiederholen. 

Merkel beschwichtigt: Von den 
bekanntgewordenen Oberflächen­
kontaminationen sei keine Gefahr 
ausgegangen. Polizisten und.Begleit­
personal seien während des Trans­
ports mit Meßgeräten ausgestattet 
gewesen, die keine erhöhte Strahlen- . 
belastung ausge\viesen haben. Die 
Direktstrahlung der radioaktiven Par­
tikel sei so gering gewesen, daß sie 
während des Transports nicht meßbar 
geweseH sei. Kommentar: Will sie es 
nicht wissen oder begreift sie es nur 
nicht? Die Gefahr bei der Außenkon­
tamination besteht nicht durch Direkt­
strahlung (da ist.die Strahlung aus dem 
Castor das eigentliche Problem), son­
dern beim Inkorporieren der radio- . 
aktiven Partikel. Und das kann kein· 
Meßgerät feststellen! 

Gerhard Hennenhöfer, zuständi~ 
. ger Abteilungsleilter im Bundesum­
weltministerium erklärt, im sogenann­
ten Sumpf der. Eisenbahnwaggons 
unterhalb der Castor~Behälter seien 
nie Messungen durchgeführt worden, 
weil dem: zuständigen Eisenbahnbun­
desamt nicht zugeJtimtetwerden kön­
nen, "direkt am strahlenden Behälter ' 
an unzugänglichen Stellen zu mes­
sen." 

Die Bayernwerk AG kündigt an, 
die Auflage,ndes Bundesumweltmini­
steriums zügig zu erfüllen. Sie will 
schon bald Vljeder Transporte durch­
führen. Eigentlich war füt Ende Mai 
ein Transport vomAKW Ohu:geplant 
Auch amAKW Biblis steht ein Trans­
portwaggon bereit. 

Burkhard Hirsch, FDP-Bundes- · 
tagsabgeordneter ist der Meinung 
"daß gegen die Atomkraftwerks-Be­
treiber Anklage wegen Körperverletc 
zung erhoben werden muß". 

22. Moi: 

Es wird bekannt, daß die US-Fach­
zeitschrift "Radioactiye .Materials 
Transport" bereits 1991 vor dem Pro­
blem ffiit der Außenkontamination 
gewarnt hat. 

Ein Beamter des Eisenbahnbun­
desamtes (dem Bundesverkehrsmi­
nisterium unterstellt) gibt :zU, daß die 
Behörde bereits seit zehn Jahren von 
dem. Problem der Grenzwertüber­
schreitungen weiß. 

Aus einem Kommentar der Rhein­
Neckar~Zeitung (Heidelberg):"Wenn · 

· Dummheit strahlen würde, dann stell­
ten manche Vertreter der Atomwirt­
schaft für sich selbs.t die allergrößte 
Gefahr dar." 

Der Vorsitzende der Gewerk­
'schaft der Polizei (GdP), Herrnami 
Lutz, erklärt: "Es ist eine Ungeheuer­
lichkeit, mit ,welcher Kaltschnäuzig­
keit Polizistinnen unter Vorspiegelung 
falscher Tatsachen in Castm-Einsätze 
geschickt worden sind. Für mich ist es 
menschenverachtend, wenn widßr 
besseren Wissens Menschen einer 
möglichen Gefahr für Leib und Leben 
ausgesetzt werden. Es steht für mich· 
nun außer Frage, daß alle geplanten 
Castor-Transporte bis zur restlosen 

· Aufklärung auch nur der kleinsten De­
tails in Sachen Sicherheit und Strahlen­
schutz ausgesetzt werden. Ein ähnlich 
skandalöses Hintergehen der Bürger­
Innen ist nur noch in Diktaturen 
oder den korrupten Strukturen einer 
Bananenrepublik denkbar. Es ist 
zwar rechtlich eindeutig, daß sich Po­
lizistlnnen nicht weigern dürfen, ei­
rm Atomtransport zu begleiten, 
aber nun sind die Innenminister am 
Zuge zu beweisen, daß ihnen die Ge­
sundheit ihrer Polizistinnen wichti­
ger ist als das Profitstreben der · 

.... 
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Atomindustrie." Lutz kündigt eine 
rechtliche Überprüfung an, inwieweit 
mit dem Verhalten der Veranlasser 
der Transporte der Tatbestand . der 
vorsätzlichen Körperverletzung er­
füllt ist. · 

Der Bundesverband Bürgerin­
itiativen Umweltschutz (BBU) stellt . 
Strafanzeig~ gegen das B,1mdesamt für 
Strahlenschutz · (BfS) wegen der 
rechtswidrigen Erteilung von Trans­
portgenehmigungen. Die Bürgerin­
itiativeLüchow-Dannenberg erstattet 
Strafanzeige gegen die AKW-Betrei­
ber, die Deutsche Bahn AG, die Ge­
sellschaft für Nuklear-Service (GNS) 
und das BfS wegen dem Verdacht der 

· fahrlässigen Freisetzung ionisierender 
Strahlen. Die Regierungspartei FDP 
beantragt eine aktuelle Stunde im 
Bundestag zu~ Thema Castor, Ge­
neralsekretär Guido Westerweile fOi'c 
dert personelle Konsequenzen in den 

. Chefetagen der Stromkonzerne. Wer 
· etwas vertuscht habe, müsse seinen 
Hut nehmen. Das der Atomenergie 
traditionell freundlich gesonnene 
Bonner Wirtschaftsministerium · er­
klärt: "Es ist unerhört, daß die Politik 
mit massiven Polizeieinsätzen Castor­
Transporte schützt, während die 
Atomindustri.e den Ruf der Castonin 
aufs Spiel setzt. 

Hessens. Innenminister Gerhard 
Bökel (SPD): "Wie soll ich den Polizi­
sten, die Castor-Behälter beschützen 
müssen, eigentlich noch glaubwürdig 
vermitteln;. daß sie keiner Gefahr 
ausgesetzt sind?" 

Atomkraftgegnerinnen protestieren in Philippsburg gegen den geplanten Costor-Tronspot · Foto: Johannes Sternstein 
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BUND-Vorsitzender Hubert 
Weinzierl: "Jetzt muß SPD-Kanzlerc 
kandidat Sehröder Farbe bekennen, 
ob er sich zum Handlanger der 
Atomindustrie degradiert oder 
Standhaftigkeit beweist. 

23. Mai: 

Überschrift in der Bild-Zeitung: 
"Jedes Auto muß zum TÜV- nur der 
Castor nicht" Wahlkampf: Die SPD 
fordert Kanzler Kohl auf, dieCastor­
Affäre zur "Chefsache" zu machen. 
Das Kanzleramt weist die Forderung 
zurück. Angela Merkel fordert die 

Ein leerer Exqellox-Behäl~~r wird in dos AKW Brokdorf gebracht 
Foto: Andreas lobe 

Energie-Unternehmen auf, die Ver­
antwortlichen. zur Rechenschaft zu 
ziehen. Sie kÜndigt an, die Meßeq!;eb­
nisse aller bisherigen Castar-Trans­
porte "lückenlos offenzulegen". Einen 
Rüdetritt lehnt Merkel ab. Alle Beam­
ten der Abteilung Reaktorsicherheit 
im Umweltministerium müssen eine 
dienstliche Erklärung abgeben, ob und 
wann sie von den Castar-Verstrahlun­
gen gehört haben. FDP-Chef Gerhard 
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fordert personelle Konsequenzen bei 
den Elektrizitätsversorgern. 

Die Betreiber der deutschen 
AKWs räumen Fehler bei den Atom­
transporten ein und versprechen ein 
neues Meldesystem. Bisher seien die 
erhöhten Strahlungswerte nicht syste­
matisch unterbunden worden .. Die 
politische Dimension und die öffentli­
che Reaktion seien weit unterschätzt 
worden. 

Der Gießeuer Professor für Ver­
fahrenstechnik, Elmar Schlich, berich- · 
tet darüber, daß Wissenschaftler be­
reits seit 15 Jahren darauf hinweisen, 
daß die Castaren außen verseucht 
sind. Dies haben Sachverständige in 
den Jahren 1983, 1990 und 1995 aus­
gesagt. Der TÜV und die Atomauf­
sicht - 1983 auch die Physikalisch­
Technische Bundesanstalt, Vorgänge­
rindes BfS -sind dabeigewesen. Bun­
desumweltministerin Merkel betont, 
daß Schlich die Gerichte nicht von 
seinen Einschätzungen überzeugen 
konnte. 

25. Mai: 

Angela Merkel verbürgt sich da­
für, daß alle Mitarbeiterinnen ihres 
Ministeriums und aller zuständigen 
Bundesbehörden von den radioakti­
ven Flecken oder Grenzwertüber­
schreitungen an Atommüllbehältern 
nichts gewußt,haben. Sie stellt einen 
10-Punkte-Plan vor, mit dem techni­
sche und organisatorische Konsequen­
zen aus dem Skandal gezogen werden 
sollen. Solange die Ursache der Kon­
tamination nicht V()llständig geklärt 
und beseitigt sei und solange das neue 
Informationssystem nicht eingeführt 
und funktionstüchtig sei, gelte das 
Verbot der Transporte weiter: "Wir 
lassen und keinen Druck ·von Seiten 
der Betreiber machen, um neue Trans" 
porte durchzuführen" versic;herte 
Merkel. Sie weist jede persönliche 
Verantwortung von sich und darauf 
hin, daß die Aufsichtsbehörden für die 
Castar-Beladung in den Ländern sit­
zen und nicht in Bonn.Allerdings wer­
den die Messungen von den Betrei­
bern selbst durchgeführt, die Behör­
den kontrollieren nur dieMeßproto­
kolle. 

Die stellvertretende Vorsitzende 

der SPD-Bundestagsfraktion, Anke 
Fuchs, stellt fest: "Die Beförderung 
von Kernbrennstoffen ist nach dem 
Atomgesetz nicht zulässig, wenn nicht 
jederzeit gewährleistet ist, daß keine 
Gefahren für Mensch und Umwelt 
entstehen können. Wenn die Entsor­
gung nicht gesichert ist, ist auch der 
Betrieb der Kernkraftwerke rechtlich 
nicht erlaubt. Frau Merkel ist nicht 
bereit, grundsätzliche Konsequenzen 
aus der Vertrauenskrise zu ziehen. Die 
Unternehmen versuchen sich mit 
Dreistigkeit aus der Verantwortung 
zu stehlen. Die Politik muß die Konse­
quenz ziehen und auf die Atomkraft 
verzichten." 

Joschka Fischer fordert ebenfalls 
den Ausstieg und von der Bundesre­
gierung eine Entschuldigung bei Poli­
·zeibeamten und Demonstranten. 

Merkel sagt zu den Ausstiegsfor­
derungen: "Es muß versucht werden, 
das Vertrauen in die Sicherheit und . 
Verantwortbarkeit der Nutzung von 
Kernenergie wieder herzustellen. 
Wer das ablehnt, agiert nur noch par­
teitaktisch und beschädigt den Stand­
ort Deutschland." 

FDP-Chef Gerhard: "Ich gewinne 
immer mehr den Eindruck, daß die 
Kernkraftwerksbeireiber auf .diese 
Weise selber die Kernenergie in 
Deutschland zum Erliegen bringen wol­
len. Die FDP ist zu dem Schluß gekom­
men, daß nach diesem Verhalten die 
Landes- und Bundesbehörden neuer­
lich die Zuverlässigkeit der Kraft­
werlesbetreiber überprüfen sollten. 

Wilfried Steuer, Präsident ·des 
Deutschen Atomforums spricht von 
einem "herben Rückschlag"_, von der 
schwersten Vertrauenskrise der 
Atomenergie seit Tschernobyl. Die 
Branche dürfe jetzt nichts vertuschen. 
Die Vorstände in den deutschen En­
ergieunternehmen hätten nicht von 
den Verunreinigungen gewußt. Dage­
gen erklärt die Sprecherirr der Preu­
ßen Elektra, Petra Ullmann, daß dem 
Unternehmen schon im vergangeneu 
Jahr durchaus bekannt war, daß Kon­
taminationen aufgetreten sind. Das 
Bayernwerk räumt ein, keine hinrei­
chenden Sicherheitsmaßnahmen beim 
Transport von Atommüll-Behältern 
getroffen zu haben. Dieter Wild, Vor­
standsmitglied der Bayernwerke: 
"Schon bei den ersten Informationen 
über Grenzwertüberschreitungen im 
Jahr 1986 sind Gegenmaßnahmen 



getroffen worden. Alle durchgeführ­
·ten Maßnahmen waren zielgerichtet, 
aber nicht ausreichend." 

Der Bundesgrenzschutz-Verband 
(die "Gewerkschaft" der BGS-Ange­
hörigen) fordert strafrechtliche 
Schritte gegen die Verantwortlichen 
für die Kontamination einzuleiten. 

Christian Waterloos, Chef der 
Atomabteilung bei der EU-Kommis­
sion hält den Nuklearsektor der EU 
für "nicht transparent". Er schließt 
nicht aus, daß noch weitere Einzelhei­
ten über Fehler der AKW-Betreiber 
und Transportfirmen ans Licht kom­
men. Er drückt sich freundlich aus: · 
"Wenn sie gerrau hinsehen, finden sie 
viele sicherheitstechnische Verbesse­
rungsmöglichkeiten." 

Im AKW Ohu wird aus der Not 
eine Tugend gemacht: Der dort vor 
dem Transporte-Stopp zur Beladung 
angelieferte Behälter, der jetzt "nutz­
los" herumliegt, wird in einer impro­
visierten Ausstellung der Öffentlich­
keit gezeigt, um zu beweisen, wie 
harmlos er ist. 

26. Moi: 

Deutschland und Frankreich wol­
len eine Arbeitsgruppe zum Strahlen­
schutz einrichten, Sie soll sicherstel­
len, daß die deutschen Aufsichtsbe­
hörden künftig sofort informiert wer­
den, wenn in Frankreich Grenzwert­
überschreitlmgen beiAtommülltrans­
porten aus Deutschland festgestellt 
werden. Dies ist ein Ergebnis des Tref­
fens zwischen Angela Merkel und ih­
rer französischen Kollegin Dorninique 
Voynet in Straßburg. 

Vor der Jahrestagung des Deut­
schenAtomforums in München findet 
Kanzleramtsminister Schmidtbauer 
harte Worte für dieAtornindustrie: Sie 
habe das in sie gesetzte Vertrauen 
verspielt. Jahrelang habe sie "Schind­
luder" mit den Behörden getrieben. 
Der Präsident des Atomforums, Wil­
fried Steuer, entschuldigt sich zuerst 
wortreich bei Bundesumweltministe­
rin Merkel. Es tue ihrri persönlich ganz 
außerordentlich leid. Danach geht er 
zur Tagesordnung über. Ma:n kann 
sich ja nicht jeden Tag entschuldigen. 
Wo Menschen sind, passieren .eben · 
Fehler - "nur leider werden sie bei 

der Kernenergie immer hochgespielt". 
Die Regierung sollte der Industrie 
nicht das Vertrauen entziehen. Schließ­
lich hätten die Unternehmensvor­
stände ebenfalls nichts gewußt. 

Petc;r Struck, parlamentarischer 
Geschäftsführer der SPD-Bundestags­
fraktion, fordert den "unausweichli­
chen" Rücktritt von Angela Merkel. 
Politische Beobachterinnen in .Bonn 
gehen allerdings davon aus, daß die­
se Forderung nur halbherzig verfolgt 
wird, da es der SPD lieber ist, eine 
geschwächte Ministerin im Wahl­
kampf vorzuführen, als sich mit einer 
prominenten Neubesetzung auseinan­
dersetzen zu müssen. "Wenn Frau 
Merke! zurücktreten würde", heißt es 
in der SPD-Parteizentrale, "wär' das 
ganze Theater ja schon vorbei." 

Niedersachsens Ex-Umweltmini­
sterin Monika Griefahn wendet sich 
gegen den Versuch Merkels, den Län­
dern eine Mitschuld zu geben. Sie 
habe mehrfach Transporte wegen Si­
cherheitsbedenken untersagen wol­
len. "Mindestens elfmal habe ich Wei­
sungen aus Bonn bekommen, sie 
trotzdem durchzuführen." 

Greenpeace stellt Strafanzeige 
gegen Manager von mehreren Atom­
kraftwerken wegen vorsätzlicher 
Gesundheitsgefährdung und gefährli­
cher Körperverletzung. Gunda Rö­
ste!; Vorstandssprecherirr der Grünen, 
fordert Bundesinnenminister Karrther 
auf, als Dienstherr der Castor-Begleit­
mannschaften von Amts wegen Strafe 
anzeige gegen Verantwortliche bei 
Kraftwerksbetreibemund Ministeri­
en zu stellen. Das Berliner Polizeiprä­
sidium äußert sichbesorgt um die Si­
cherheit ihrer von mehreren Castar­
Einsätzen bekannten Prügeleinheiten 
und setzt eine Arbeitsgruppe zur Klä­
rung des Gefahrenpotentials ein: 

27. Moi: 

Bundestagsdebatte zum Castor­
Skandal: Kanzler Kohl bescheinigt 
seiner "ausgezeichnet arbeitenden" 
Umweltministerin "Großartiges" ge­
leistet zu haben. Die bündnisgrüne 
Fraktion stellt einen Rücktrittsan­
trag, den die. Regierungsfraktionen . 
ablehnen. Die SPD enthält sich, An­
sonsten wird versucht, die Verant-
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wortung zwischen Bund und Län­
dern hin- und herzuschieben. Ein in­
teressantes Merkel-Zitat: "Ich hatte 
auf dem Aufsichts-Weg keine Mög­
lichkeit, von den Kontaminationen 
Kenntnis zu erlangen." Aber auf ande­
rem Weg schon? 

Es wird bekannt, daß das Eiseu­
bahnbundesamt Ermittlungen gegen 
alle an den Castor-Transporten betei­
ligten Firmen aufgenommen hat. Es 
prüft, ob Ordnungswidrigkeits-Tatbe­
stände des Atomgesetzes und des 
Gefahrgutgesetzes erfüllt sind. 

Der saarländische Umweltmini­
ster Leonhardt (SPD) fordert den 
Ausstieg aus der Wiederaufarbeitung 
und dafür Zwischenlager "direkt 'bei 
den Atomkraftwerken. Gleichlautend 

· äußert sich sein niedersächsische Kol­
lege Jüttner. 

28 .. Moi: 

Die niedersächsische Landesre­
gierung stoppt das kurz vorAbschluß 
stehende Planfeststellungsverfahren 
für das atomare Endlager Schacht 
Konrad bei Salzgitter. Umweltmini­
ster Wolfgang Jüttner (SPD) begrün­
dete die Unterbrechung des seit1982 
laufenden Verfahrens mit dem "unge­
klärten Risiko beiAtomtransporten". 
Bundesumweltministerin Merkel 
spricht von einer "politischen Provo­
kation" und fordert, das Verfahren 
unverzüglich abzuschließen. Aller­
dings droht sie zunächst noch nicht mit 
einer bundesaufsichtliehen Weisung. 

Die Gewerkschaft der Polizei 
GdP geht davon aus, daß Castar­
Transporte auf lange Zeit nicht 
durchsetzbar sein werden. Ein ent­
sprechender Auftrag an die Polizei sei 
wegen der zu erwartenden Proteste 
schlicht nicht durchführbar, erklärt 
GdP-Chef Lutz: "Die Beamten wür­
den in einen Bürgerkrieg geschickt. 
Das könnte sich kein Innenminister 
leisten." Bundesumweltministerin 
Merkel versteht das überhaupt nicht 
da, nach ihren Informationen die 
Transporte nach Frankreich und 
Großbritannien bisher von der nor­
malen Polizei überhaupt nicht ge­
schützt worden seien. 

Der niedersächsische Innenmini­
ster Gerhard Glogowski (SPD) 
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macht für den nächsten Gorlehen­
Transport die vollständige Aufklä­
rung. der Kontaminationen zur Vor­
bedingung. Der bisher für die Zeit 
nach der Bundestagswahl angekün­
digU~ Castor werde "nicht im Herbst 
und nicht im Winter" stattfinden", so 

· Glogowskis Sprecher. Der bisher für 
den Herbst geplante Transport von 
sechs Behältern mit hochaktivem 
Müll aus der WAA La Hague nach 
Gorleben fällt ausdrücklich nicht un­
ter Merkeis Transport-stopp. Die 
entsprechenden Castar-Behälter 
wurden nicht unter Wasser, sondern 
auf dem Trockenen beladen. Das In­
nenministerium in Hannover glaubt 
allerdings zur Zeit keinen Polizeiein­
satz für einen Gorleben-Transport 
organisieren zu köimen. "Polizeibe­
amte müssen zwar einer Weisung ge­
horchen. Wenn aber 1.000 Beamte 
unter dem Einfluß einer Gewerk-. 
schaft nein sagen, ist auch der Leiter 
unserer Polizeiabteilung machtlos." 

29. Mai: 

Es wird bekannt, daß auch in 
deutschen AKWs seit Anfang der 
80er Jahre kontaminierte Transport­
behälter angekommen sind. Dabei 
handelt es sich um leere, bereits be­
nutzte Behälter, die zum erneuten 
Beladen aus Frankreich und Groß­
britannien zurück nach Deutschland 
gebracht wordert sind. Bei der Ab­
fahrt an den Wiederaufarbeitungsan­
lagen seien sie "sauber" gewesen. Das 
Bayernwerk teilt mit, daß es an 38 
von 181 aus La Hague kommenden 
Behältern eine Verseuchung zwi­
schen fünf und 550 Becquerel pro 
Quadratzentimeter gegeben hat (Der 
Grenzwert für leere Behälter liegt 
beim Transport je nach Strahlungsart 
bei 0,04 bis 0,4 Becquerel - für bela­
dene Behälter liegt er ja bekanntlich 
bei 4 Becquerel.). In den vier nieder­
sächsischen Kraftwerken kamen -
nach noch nicht abgeschlossenen 
Nachforschungen der Betreiber - 40 
Leertransporte mit überhöhten 
Strahlenwerten an (davon 20 in Un­
terweser und 13 in Stade ), in Biblis 
17, in Philippsburg vier, in Neckar­
westheim sieben, in Brokdorf zwei 
und Jlll Krüll1mel einer. Zusätzlich hat 
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es Kontaminationen an Eisenbahne 
waggons gegeben. 

In einer Vorabmeldung des."Spie-
ge:l" heißt es, daß das Bundesumwelt­
ministerium und Beainte der Atom­
aufsichtsbehörden früher von den 
Kontaminationen gewußt haben, als 
Merke! immer behauptet. Ministerium 
und Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) wurden regelmäßig von einem 
Expertengremium der Internationa­
len Atomenergiebehörde IAEO in 
Wien vor den Behälter-Verunreini­
gungengewarnt. Wilhelm Collin, Lei­
ter der . Abteilung "Endl<!ger und 
Transport" im BfS ist gleichzeitig Vor­
sitzender des IAEO-Expertengremi­
ums "Transsac" (Transport Savety 
Standard Advisory Commitee ). Dort 
wurde dasProblern bereits 1985 er­
kannt und damals auch in die Trans­
portrichtlinien der EAEOaufgenom­
men .. Merke! und BfS weisen den 
Vorwurf zurück und beharren dar­
auf, vor dem 24. April keine Daten 
über verstrahlte Transporte gekannt 
zu haben .. Kommentar: Mensch wc;iß 
ja nicht, wie gerrau zitiert wird, aber 
es ist schon interessant, daß der 
"Spiegel" behauptet, Merke! sei re­
gelmäßig über den Sachverhalt ge­
warnt worden und sie dementiert, in­
dem sie behauptet, keine Daten ge­
kannt zu haben. 

Der Landesverband Niedersach­
sen der Polizeigewerkschaft will 
Strafanzeige wegen der Freisetzung · 
ionisierender Strahlung stellen. Für 
die betroffenen Beamten stehe fest, so 
die Gewerkschaft, daß sie unter Vor­
spiegelung falscher Tatsachen in die 
Castar-Einsätze geschickt wurden. 

Niedersachsen forderlt als Konse­
quenz aus der Affäre, daß die beste­
henden Transport- und Behälterge­
nehmigungen zurückgenommen wer­
den. Das Transportwesen und die 
Genehmigung für die Beförderung 
radioaktiver Stoffe wüßten neu gere­
gelt werden. Der von Bonn verhäng­
te Stopp aller Transporte reiche nicht 
aus. Aus niedersächsischer Sicht dürf­
ten nur noch Transportbehälter ein~ 
gesetzt werden, die leicht zu reinigen 
seien. Staatssekretär Schulz droht 
den Betreibern mit Konsequenzen: 
"Die Verantwortlichen für solche Ma­
nipulationen dürfen mit Kernbrenn­
stoffen nicht weiter umgehen." 

Gerhard Hennenhöfer, Leiter 
der Abteilung Reaktorsicherheit im 

Bundesumweltministerium, weist dar­
auf hin, daß die Verantwortung für 
die Atomkraftwerke bei den Län­
dern liegt. Auch den Vertretern ihrer 
Aufsichtsbehörden, die sich ständig 
in den Kraftwerken befänden, sei 
entgangen, daß dort kontaminierte 
Behälter eingingen. Er forderte Hes­
sen und Niedersachsen dazu auf, die 
ihnen vorliegenden Meßdaten zu 
übetprüfen und i_hm darüber Bericht 
zu erstatten. Schließlich hätten Preus­
sen Elektra und RWE bei der Über­
prüfung ihrer Meßprotokolle festge­
stellt, daß auch bei den Leertranspor­
ten Grenzwerte überschritten wur­
den. Niedersachsen habe aber er­
klärt, daß die Messungen in den 
AKWs weder von der Landesaufsicht 
noch durch einen beauftragten Gut­
achter überwacht wurden. Vielmehr 
habe sich die Landesaufsicht auf die 
Auswertung der Meßprotokolle be-

. schränkt und behauptet, daß diese 
"in der Vergangenheit stets in Ord­
nung gewesen''' seien. Schlußfolge­
rung aus Bonn: "Entweder waren im 
Land die Grenzwertüberschreitun­
gen bekannt oder Preussen Elektra 
hat unvollständige Meßprotokolle an 
die Landesaufsicht weitergegel;>en." 
Frage: Wieso stellen Preussen Elektra 
und RWE eigentlich erst bei der jetzi­
gen Überprüfung der Meßprotokolle 
fest, daß.Kontaminationen vorlagen? 

Die RWE räumt Fehler und 
"schwere Versäumnisse" in der Infor" 
mationspolitik des Unternehmens ein. 

Hessen will wegen des Skandals 
die Zuverlässigkeit der RWE als Be­
treiber des AKW Biblis überprüfen. 
Eih entsprechendes Verfahren wird 
eingeleitet. Die Betriebserlaubnis der · 
AKWs ist atomrechtlich an die Zu­
verlässigkeit der Betreiber geknüpft. 

Kurt-Dieter Grill, Bundestagsab­
geordneter aus Lüchow-Dannenberg 
und umweltpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion in einem Inter­
view mit der Süddeutschen Zeitung: 
"Es gibt den Satz" Gottschütze mich 
vor meinen Freunden, vor meinen 
Feinden kann ich mich selber schüt­
zen." Die Energiewirtschaft hat ihren 
politischen Unterstützern in den 
Rücken geschossen. Das ist so und 
das macht uns das Leben in der eh­
ergiepolitischen Debatte schwer." 

Hermann Lutz, Vorsitzender der 
Gewerkschaft der Polizei GdP: "Jede 
Pommesbude würde dichtgemacht, 



wenn die Zuverlässigkeit so wäre, wie 
sie bei der Atomindustrie ist." 

31. Mai: 

Die RWE ist nach Worten ihres 
Vorstandsmitglieds Werner Hlubek 
bereit, in Biblis und Gundremmingen 
neue Zwischenlager zu bauen, "wenn 
Castor-Transporte aus unterschiedli­
chen Gründen nilcht mehr möglich 
sind." Bisher haben die Stromkonzer­
ne neue Zwischenlager immer abge­
lehnt, weil sich eine Genehmigung 
über Jahre hinziehen könnte. Ohne die 
Fahrten nach Ahaus und Gorleben, 
ohne die WAAs in La Hague und Sell­
afield und ohne ein neues Zwischen­
lager auf dem Kraftwerksgelände 
wäre die Lagerkapazität von Biblis in 
zwei Jahren ausgeschöpft. Dann müß­
ten die Reaktoren ausgeschaltet 
werden.Auch die grünen Landes­
Umweltministerlnnen Priska Hinz 
(Hessen), Bärbel Höhn (NRW) und 
Alexander Porschke fordern, die ab­
gebrannten Brennelemente bis zur 
Endlagerung am jeweiligen AKW­
Standort zwischenzulagern. 

Die umweltpolitische Sprecherirr 
der bündnisgrünen Bundestagsfrakti­
on, Michaele Hustedt, spricht ange­
sichts der Vertuschungspolitik der 
AKW-Betreiber von "organisierter 
Kriminalität". Die HEW prüfen des­
halb die Einleitung rechtlicher Schrit­
te wegen Verleumdung. 

Die ARD-Sendung "Plusminus" 
berichtet, daß die IAEO die deutschen 
Behörden seit 1985 umfassend über 
die Probleme der Strahlenbelastung 
informiert hat. 

4. Juni: 

Experten von Bahn und hessi­
scher Atomaufsicht entdecken auf ei­
nem frei zugängliichen Lagerplatz in 
Darmstadt ein radioaktiv belastetes 
Gestell für Castor-Transporte, das 
stark radioaktiv belastet ist. Es wer­
den an einer SteHe 50.000 Becquerel 
gemessen. Das G<~stell steht seit Sep­
tember 1997 auf dem Gelände und 
ist zuletzt bei einem Straßentrans-
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port vom AKW Grafenrheinfeld zur 
Bahnverladestation in Gochsheim· 
eingesetzt und danach von Mitarbei­
tern des Bayernwerks "freigemes­
sen" worden. 

Hessen droht damit, das AKW 
Biblis stillzulegen, wenn die Entsor­
gungsfrage nicht geklärt ist. 

Nach Darstellung der Strahlen­
schutzkommissionist von den konta­
minierten Castor-Transporten weder 
für die Bevölkerung noch für das Be­
gleitpersonal eine Gesundheitsgefähr­
dung ausgegangen. Sie begründet dies 
damit, daß die Behälter jederzeit dicht 
geblieben seien und die Strahlenbela­
stung durch die "Hot-Spots" vernach­
lässigbar sei. Außerdem sei es, so die 
Kommission, "praktisch auszuschlie­
ßen", daß ein Mensch die radioaktiven 
Partikel von der Behälteroberfläche 
im Körper aufgenommen habe. 

Die Staatsanwaltschaft Hanau 
ermittelt gegen die Firma Nucleare 
Transportleistungen (NTL) wegen 
des Verdachts der fahrlässigen Kör­
perverletzung und des Mißbrauchs 
ionisierender Strahlen. Oberstaats­
anwaltAlbert Parwiek erklärt, es stel~ 
le sich die Frage, ob das Unterneh­
men von den erhöhten Strahlenwer­
ten gewußt und dennoch weitere 

Zeichnung: Andi Wolf 

Transporte organisiert habe. NTL, so 
das hessische Umweltministerium, 
sei von.der Cogema seit1986 regel­
mäßig schriftlich über die Kontami­
nationen informiert worden. 

Bayerns Umweltminister Thomas 
Goppel ( CSU). rügt die RWE wegen 
angeblich konkreter Pläne zum Ab­
transport verbrauchter Brennelemen­
te aus demAKW Gundremmingen im 
Frühjahr 1999. Diese Pläne, so Gop­
pel, seien "gegenstandslos"; RWE 
habe eine "Bringschuld"; es müsse 
restlos aufgeklärt werden, wie. es zu 
den Kontaminationen kam. 

Die EU will1998 einen fünfjähri­
gen "Aktionsplan zum Transport ra­
dioaktiver Stoffe" starten. Damit soll 
die. Sicherheit bei Atomtransporten 
verbessert und die unterschiedlichen 
Vorschriften harmonisiert werden. 
Auch sollen "Notfallübungen" für 
Transportunglücke unter Einbeziehung 
mehrerer Mitgliedsstaaten organisiert 
werden. Begründet wird der Aktions­
plan u.a. mit dem Widerstand von 
Atomkraftgegnerinnen gegen die Ca­
star-Transporte nach Gorleben: "Die 
Demonstrationen waren sehr publizi­
tätsträchtig, was. die Angst vor derar­
tigen Transportvorgängen verstärkte" 
In dem Papier heißt es: "Wir mahnen 
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· die Experten vor dem leichtfertigen 
Umgang mit kleineren Zwischenfäl­
len; Auch kleinere Vorfälle haben 
ihre Bedeutung, können sie doch 
Vorboten für ernstere Zwischenfälle 
oder Unfälle sein." 

5. Juni: 

Die VDI-Nachrichten (Verband 
Deutscher Ingenieure) melden, daß 
in ·sechs AKWs die verbleibende La­
gerkapazität gerade noch für einen 
Brennelementwechsel reicht. 

Ein Atomtransport durchfij1hrt den Hamburger Hauptbahnhof 

Bundeskanzler HelmufKohl kri­
tisiert die Energiewirtschaft beim 
Festakt zum ·100"jährigen 'Bestehen 
von RWE: "Die Kernenergie ist wie 
kauin ein anderer Bereich auf das 
Vertrauen der Bjirger angewiesen. 
Das Vertrauen und die Akzeptanz die­
ser Technologie sind leider von deut­
schen Kernkraftwerksbetreibern 
schwer erschüttert worden. So wie sich 
die Vi~rantwo:rtlichen verhalten haben, · 
ist das eine schlimme Sache. Dem 
Standort Deutschland wurde schwerer 
Schaden zugefügt." RWE-Chef Diet­
mar Kuhnt zeigt sich einsichtig: "So 
wie wir mit den Brennelementtrans­
porten nach Frankreich umgegangen · 
sind, haben wir eine Vertrauenskrise 
herbeigeführt. Wir wollen und wer­
den aus diesen Fehlern lernen: ... 
Kernenergie ist Beispiel und War-. 
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nung für das Spannungsverhältnis zWi­
schen dem technisch Möglichen, unter­
ne:hmerisch Machbaren und dem poli­
tisch Durchsetzbaren." 

Niedersachsenbeginnt als zweites 
Bundesland nach Hessen damit, die 
Zuverlässigkeit. der }\KW-Betreiber 
zu überprüfen. Dazu wurden aus den 
vier AKWs des Landes die atom­
rechtlich Verantwortlichen einbe­
stellt. Sie sollen erklären, wann sie 
was über die Castor-Affäre wtißten. 

Die Staatsanwaltschaft Darmstadt 
ermittelt gegen die RWE als Betrei­
ber des AKW Biblis wegen des Ver-

Foto: Dirk Seifert · 

dachtes auf Freisetzung ionisierender 
Strahlung und dem unerlaubten 
Umgang mit radioaktiven Stoffen. 

Der ·Oberbürgermeister von 
Darmstadt kündigte an, daß die Stadt 
wegen des kontaminierten Castor- . 
Transportgestells Strafanzeige gegen 
die Deutsche B!lhn AG stellen wird: 

. Hessen will mit einer atomrecht­
lichenAnordnung den von Bundesurn­
weltmiiiisterin Merke! verfügten, 
Transporte-Stopp verbindlich machen. 
Der Hanauer }<'irma Nuclear Cargo 
und Service soll förmlich untersagt, 
we1·den, von der vom Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) erteilten Geneh~ 
migung zur BefÖrderung abgebrann­
ter Breimeiernente Gebrauch zu fna­
chen. 

Es wird bekannt, daß jeder zwei-
1e 'Transport zwischen dem AKW 

Philippsburg und La Hague seit 1983 
kontaminiert war. In 65 der 128 bis 
Februar 1998 durchgeführten Liefe-· 
rungen sind nach Informationen .der 
Betreiber radioaktive Verunreinigun­
gen aufgetreten, 37 mal betrifft dies 
Transporte nach La Hague, 28 mal 
Leertransporte zurück nach Philipps­
burg. 

Etwa 60 Atomkraftgegnerlmien 
besetzten das Informationshaus der 
Brennelement Lagergesellschaft 
(BLG) in Gorleben. 

Nach der ICE-Katastrbphe von 
· Eschede ermittelt die Staatsanwalt­
schaft auch in Richtung Castor-Geg­
nerlnnen: "Sabotage ist nicht auszu­

, schließen". Mehrere Zeitungen ma" 
chen daraus. dicke Überschriften. 

16. Juni: 

Nachdem die Besetzerinnen das 
BLG-fufohaus:in Gorleben wiederver­
lassen haben, beziffert die Breilnelem­
entlagergesellschaft den entstandenen 
Sachschaden auf 250:000 DM .. 

7. Juni: 

Der· parlamentarische Staatsse- · 
kretär im Bunde.sumweltministerium, 
Walter Hirche (FDP), rechnet nicht 
damit, daß es in diesem Jahr weitere 
Atommülltransporte geben wird. Erst 
wenn ein lückenloses Meldesystem , 
existiere, könnten die Atomtranspor­
te ·wieder rollen. :bas Problem müsse_ 
jedoch bald gelöst werden, da der 
Platz für den Atommüll in einigen 
Kraftwerken balld nicht mehr ausrei­
chen werde. 

Die deutsche Energiewirtschaft 
plant eine neue, Gesellschaft für 
Atommülltransporte, in der sie selbst 
das ~agen hat. Das geht aus· einem 
Schreiben des Chefs der Bayernwer­
ke AG, Otto · Majewski an Angela 
Merkel hervor. Dieser Schritt ver~ 
bessere' die interne Organisations~ 
struktur bei den Transporten . und 
schaffe Transpan~nz, meint Majewski. 

Der Bundesverband Bürgerinitia­
tiven Umweltschutz BBU, verschiede­
ne örtliche Bis. und ein Ieukämie-



kranker Anwohner der Umladestati­
on im bayerischen Gochsheim erstat­
ten Anzeige gegen die Bayernwerke 
als Beireiberirr des AKW Grafen­
rheinfeld und gegen· die Hanauer 
Transportfirma Nuclear Cargo Ser­
vice NCS. Es geht um den Verdacht 
der Freisetzung ionisierender Strah­
lung und Körperverletzung wegen 
des kontaminierten Straßen-Trans­
portgestellts, das in Darmstadt ent­
deckt wurde. 

Die Presseabtc~ilung der Preußen 
Elektra sagt einem Redakteur der 
"Süddeutschen Zeitung" einen Ge­
sprächstermin zu und kurz darauf wie-

. der ab. Leider sei noch kein neues PR­
Konzept präsentierbar. 

8. Juni: 

Die RWE bestreitet, daß die Ab­
lösung des Vorstandschefs der RWE 
Energie AG Roland Farnung unmit­
telbar bevorsteht. 

Die Hanauer Bahn-Tochter Nu­
clear Cargo und Service (NCS) hat 
Berichte über Kurzarbeit der 75 Be­
schäftigten irrfolge des Transportstopps 
zurückgewiesen. Ansgesetzt seien bis­
lang lediglich die Fuhren mit bestrahl­
ten Brennelementen. Alle anderen 
Nuklear-Transporte fänden unverän­
dert statt. Pro Jahr organisiert NCS 
weltweit bis zu 1.200 Transporte. Nur 
in 70 bis 100 Fällen handelt es sich 
dabei um bestrahlte Brennelemente. 

Die Grünen in Harnburg und 
Schleswig-Holsteiin drängen darauf, 
die atomrechtliche Zuverlässigkeit 
der Preußen Elektra und der HEW 
durch unabhängige Gutachter über­
prüfen zu lassen und verlangen vom 
Kieler Energieminister Möller "im 
Zweifel" die Betriebsgenehmigungen 
für die AKWs Krümme!, Brokdorf 
und Brunsbüttel zu widerrufen. 

9. Juni: 

Der· Baden-württ~mbergische. 

Umweltminister Hermann Schiaufer 
(CDU) schließtangesichtsdes Skan­
dals um verstrahlte Atomtransporte 
einen Ausstieg aus der Kernenergie 

nicht aus, falls keine befriedigende 
technische Lösung gefundenwerde. 
Aus den drei AKWs inBaden-Würt-. 
temberg sind 46 Transporte mit 
Grenzwertüberschreitungen nach La 
Hague gerollt, 37 aus Philippsburg 
(das ist jeder zweite), acht aus Nek­
karwestheim und einer aus übrig­
heim. 

Die Staatsanwaltschaft Karlsruhe 
leitet ein Ermittlungsverfahren gegen 
die Betreiber des AKW Philippsburg 
wegen des Verdachts der Körperver­
letzung, der Freisetzung ionisierender 
Strahlen und des unerlaubten Um­
gangs mit Brennelementen ein . 

SPD-Kanzlerkandidat Sehröder 
setzt sich für einen neuenEnergiekon­
sens ein und stellt für den Fall einer 
SPD~geführten Bundesregierung ei­
nen mittelfristigen Ausstieg aus der 
Atomenergie in Aussicht. Über den 
Zeitpunkt eines Ausstiegs und ver­
bleibende Laufzeiten der Reaktoren 
machte Sehröder keine konkreten 
Angaben. 

Der Präsident des Bundesver­
bandes der Industrie (BDI), Hans­
Olaf Henkel, übernimmt im Namen 
seiner Unternehmerkollegen die Ver­
antwortung dafür, daß die Castar­
Transporte radioaktiv vers~ucht wa­
ren. Für das späte Bekenntnis zum 
Sachverhalt, sagt Henkel auf der Jah­
restagung des BDI, trage nicht die 
Bundesumweltministerin, sondern 
"tragen wir wohl selbst die Verant­
wortung". 

Das hessische Umweltministeri-· 
um muß einräumen, daß es bereits 
seit 1989 von den Grenzwertüber­
schreitungen an den Castar-Behäl­
tern informiert war. Nachdem die 
französische Wiederaufarbeitungsfir­
ma Cogema Ende der SOer Jahre 
mitgeteilt hatte,· Transportbehälter 
aus dem AKW Biblis seien radioak­
tiv belastet, beauftragte das damals 
CDU-geführte Ministerium den TÜV 
mit Kontrollmessungen. Im Jahr· dar­
auf teilte der TÜV mit, ohne weitere 
Untersuchungen ließen sich die in La 
Hague am Transportfahrzeug festge­
stellten -Kontaminationen nicht erklä­
ren. Die hessische Umweltministerin 
Priska Hinz (Grüne) erklärt, daß sich 
in ihrem Ministerium keine Unterla· 
gen zu den Gründen oder Hinter­
gründen der Beauftragung des TÜV 
befinden. Auch sei das Schreiben des 
TÜV von 1990 bishertrotzintensiver 
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Suche nicht gefunden worden. 
Die Umweltministerien in Bann 

und Hannover stellen klar, daß bis zur 
Klärung der Ursachen für die über­
höhte Strahlenbelastung der Trans­
portbehälter auch kein verglaster 
hochradioaktiver Müll aus der WAA 
La Hague nach Gorleben gebracht 
werden darf. Der niedersächsische 
Umweltminister'Jüttner (SPD) geht 
sogar so weit, die bereits erfolgte 
Anordnung zum Stopp aller Transpor­
te hochradioaktiven Materials in Nie~ 
dersachsen zu erneuern. "Das war 
nötig, weil sich die Brennelement La­
gergesellschaft Gorleben (BLG) un­
einsichtig gezeigt hat", betont der 
Staatssekretär Dietmar Schulz: "Er­
stens wollte die BLG unser Schreiben 
vom Mai nicht als aufsichtliche An­
weisung verstehen, sondern als eher 
als unverbindliche Bitte. Zweitens 
wollte die BLG die Glaskokillen aus 
der Wiederaufarbeitung grundsätzlich 
vom Transportestopp ausgenommen 
sehen. Beides war nicht akzeptabel." 

Der staatliche französische Strom­
konzern EdF will wieder abgebrann­
te Brennelemente auf Reisen schik­
ken. Künftig soll die staatliche Auf­
sichtsbehörde informiert werden, 
wenn der Grenzwert überschritten ist. 
Außerdem seien die Sicherheits- und 
Kontrollbestimmungen verbessert 
worden. 

11. Juni: 

Die Grünen im niedersächsischen 
Landtag beantragen einen Untersu­
chungsausschuß zum Castar-SkandaL 
Der Antrag wird in den Ältestenrat 
verwiesen, nachdem sich CDU und 
SPD gegen einen eigenen Ausschuß 
ausgesprochen haben. 

FDP und CDU im schleswig-hol­
steinischen Landtag fordern den 
Rücktritt vonEnergieminister Möller 
(SPD). Möller hat am Vortag bekannt, 
daß sein Ministerium zwei Grenzwert­
Überschreitungen in den Jahren 1994 
und 1996 imAKW Krümme! nicht an 
die Bundesaufsicht gemeldet hatte. 

Gerhard Goll, Vorstandsvorsit- · 
zender der Energie Baden-Württem­
berg (Fusion aus Badenwerk und 
Energie-Versorgung Schwaben), hält 
die Atomkraft weiter für unverzicht-
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bar. Die Kraftwerksbetreiber überle- · 
gen, ob andere Transport- und Bela­
deverfahren die aufgetretenen Phä­
nomene ausschließen können. Falls 
1998 keine Abtrausporte stattfinden 
können, kolilii).e kein AKW in Ba­
den-Württemberg in Bedrängnis, 
wohl aber, wenn auch 1999 kein Ca­
stor rollen sollte. Davon gehe er je­
doch nicht aus. 

12. Juni: 

Die "Ütz" veröffentlicht eigene 
Recherchen, wonach Beamte des 
Bundesumweltministeriums seit Jah­
ren von den Grenzwertüberschreitun­
gen an Transportbehältern gew1,1ßt 
haben. Die "Ständige Arbeitsgruppe 
für den siCheren Transport radioakti- · 
ver Sltoffe in der Europäischen Union" 
arbeitet. seit 16 Jahren immer Wieder 
an dem Problem. Zuletzt, so bestätigt 
die_ IAEO, wurd(f 1994 und 1995 be­
raten und dabei 1.ukannt, so der 

· IAEO-Vertreter, daß dieses "Pro­
blem riiemals vollständig gelöst wer­
den kann." In dieser "Ständigen Ar­
beitsf,rruppe" der EU-Kommission sit­
zen hohe Beamte aus Merkeis rv,:ini­
sterium, z.B. der Leiter der Abteilung 
Nukleartransporte, UlrichAlter.Auch 
Wilhelm Collin vom Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS), Dr. Lange von 
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der Gesellschaft für Anlagen- und 
R~~aktorsicherheit (GRS), Klaus Rid­
der vom Bundesministerium für Ver­
kehr sowie Bernhard Droste vom 
Bundesamt für Materialforschung 
(BAM) sind dabei. ~nsgesamt treffen 
sich 25 Vertreterinnen aller europäi­
schen Atombehörden zu den mehr­
mals im Jahr stattfindenden regelmä~ 
ßigen Treffen. Mitglieder des Gremi­
ums erklärten eindeutig, daß auch die 
qeutschen Vertreter die Grenzwert­
überschreitungen kannten: "Allen war 
das Problem bekannt, ... trotz der 
Überschreitung der Grenzwerte hat· 

. man das vernachlässigt." 
· Das Bundesumweltministerium 

(BMU) hält an seiner Position fest, 
\ffi "konkreten" Grenzwertüber­
schreitungen · nicht vor Ende April 
erfahren zu haben. Der von der "taz" 
zitierte Bericht der EU-Arbeitsgrup­
pe könne nicht a:ls Beweis gegen das 
Ministerium verwandt werden. Ulrich 
Alter, BMU-Mann in der Arbeits­
gnippe, Will keine Interviews geben. 
Die grüne Europaabgeornete Undirre 
von. Blottnitz beantragt bei der EU­
Kommission Einsicht in die Protokol-. 
le derArbeitsgruppe. 

Die große Mehrheit der Deut­
schen hat weder Vertrauen in die 
At0menergie noch in die Atommüll­
transporte. 7,6 Prozent wünschen sich 
nach einer Forsa-Umfrage umgehend 
ein Gesetz zum Ausstieg aus der 

· Atomenergie. Selbst zwei Drittel der 

CDU/CSU"Anhänger sprachen sich 
für den Ausstieg aus. 72 Prozent der 
Befragten halten zudem Atommüll­
transporte für unverantwortlich. 

Mycle · Schneid_er vom Pariser 
· Weltinformationsdienst für Energie 
(WISE), Träger des alternativen No­
belpreises und einer derjenigen, die 
den Castor-Skandal aufgedeckt ha­
ben, macht bei ~~iner Pressekonferenz 
in BerJin bekannt, daß die Säuberung 
eines kontaminiertenArtomtranspor­
tes 60.000 DM kostet: "Deswegen 
hatten alle Beteiligten großes Inter­
esse daran, das Problem nicht an die 
große Glocke zu hängen." Schneider 

·weist darauf hin das im Lauf der Jah­
re ein alarmierender Anstieg der ra­
dioaktiven Werte zu verzeichnen sei. 
Zwisc~en 1984 und 1989 lagen die 
Grenzwertüberschreitungen _deut­
scherTransporte noch bei 7,4 bis 7.400 
Bq/cm2~ bis 1997 stiegen sie auf 670 
bis 13._300 Bq/cm2: "Das Problem wur­
de also immer größer ui:J.d war nicht, 
wie die Betreib1~r behaupten, in den 
Griff Zl.!-kriegen", so Schneider. Nach 
seiner Einschätzung ist der gesamte 
Atommüllkreisl;mf "vollständig kon­
taminiert und dietatsächliche Quelle 
der Radioaktivität nicht mehr nach­
vollziehbar." 

Das Kieler Energieministerium 
rechnet nicht damit, daß bei der Zu­
verlässigkeitsprüfung der Preussen 
Elektra etwas für eine Stillegung~ver­
fügung verwertbares herauskommen 
Wird - atis.juristischen Gründen. Der 
Greniwertvo11 yie~_ Becquerel findet 
sich nämlich weder .im Atomrecht 
noch in der. Strahlenschutzverordnung 
sondern im Verkehrsrecht - in der 
Gefahrgutverordnung. Diese Verord­
nung kennt für Grenzwertüberschrei­
tungen nur eine sehr eingeschränkte 
Meldepflicht. Nur wenn der Grenz­
wert im eigenen Verantwortungsbe­
reich, im AKW also, um das Zehnfa­
ch-e uberschritten Wird, muß dies ge-· 
meldet werden. Noch enger sieht man 
die rechtlichen Möglichkeiten in Han­
nover: Es sei überhaupt fraglich, ob 
Verstöße gegen Bestimmungen des 
Verkehrsrechts. Aus\Virkungen auf 
die atomrechtliche _Zuverlässigkeit 
haben könnten. 

Die Informationen in dieser Chronik 
stammen ans zahlreichen nnterschiedlichen 
Tages- nnd Wochenzeitnn"gen, ans eigenen 

Recherchen nnd ans Presseerklärnngen der 
Beteiiigten. Znsammenstellnng:.Jochen Stay 



•.& 
Der Castor-Skandal 6 

Die Saga der kontaminierten 
Atomtransporte 

Ein persönlicher Bericht von Mycle Schneider 

(red) Der folgende Beitrag ist einer Sonderausgabe des etwa monatlich 
_von WISE-Paris in englisch und französisch veröffentllichten Infodienstes 
Plutonium Investigation entnommen. Mycle Schneider ist Chefredakteur 
von Plutonium Investigation und Leiter von WISE-Paris. Er hat den Skan- · 
dal um die kontaminierten Transporte. aufgedeckt. Plutonium Investigation 
kann von Initiativen zum Spottpreis von 100 Francs jährlich (30 DM) abon­
niert werden. WI:SE-Paris:,Telefon +33-1-45 65 47 93, fax: +33-1-45 80 48 58 

"Transparenz ist ein 
Taschenspielerkonzept" 

Daniel Pennac 

Am Anfang war ein Leck. Eines 
von der seltenen Art, ein Insider-Tip 
von einer gut informierten Quelle in 
der Pariser Atomindustrie. Trans­
portbehälter mit abgebrannten 
Brennelementen für die Plutonium­
fabrik La Hague in der Normandie 
seien signifikant über deJ:TI zulässigen 
Grenzwert kontaminiert, so die Quel­
le. Das war Ende Dezember 1997. 
Anfang Januar machte ich mich auf 
den Weg in die Normandie, um der 
Sache auf den Grund zu gehen. Die 
Story, die vier Monate später veröf­
fentlicht wurde, war wie ein Erdbe­
ben für das· französische Nuklear­
Establishment, und führte zu einer 
größeren Krise in der deutschen Re­
gierung., Schließlich wurden prak­
tisch alle Atommülltransporte in 
West-Europa gestoppt. 

Valognes ist eine Kleinstadt im 
Departement La Manche im Westzip­
fel Frankreichs, mit weniger als 
20.000 Einwohnern, etwa 20 km von 
Cherbourg entfernt. In einigen hun­
dert Metern Entfernung vom Valo­
gneser Bahnhof betreibt der welt­
größte Plutonium-Wiederaufarbeiter 
Cogema eine Verladestation. Hier 
werden Transportbehälter für abge­
brannte Brennelernente von der Schie­
ne auf die Straße umgeladen. Das Va­
lognes"Armanville-Gelände liegt etwa 
30 km südöstlich der Anlage in La 
Hague. Etwa 300 Transporte mit ab­
gebrannten Brennelernenten werden 
jedes Jahr in das Cogema-Terminal 
gebracht - aus ganz Frankreich (etwa 

zwei Drittel) und aus Deutschland 
und der Schweiz - bevor sie mit Last­
wagen zur Plutoniumfabrik gebracht 
werden. In Frankreich befördert nur 
das Atomkraftwerk Flamanville, nahe 
La Hague, abgebrannte Brennele­
mente direkt mit dem LKW. Auch 
belgisehe und niederländische Atom­
kraftwerke haben ihre Behälter auf 
der Straße nach La Hague geschickt. 
Japanische Brennelemente, die per 
Schiff ins Land gekommen sind, wur­
den per LKW vorn Hafen in Cher­
bourg nach La Hague transportier_t. 
Allerdings wurden alle Brennelemen­
te, die unter derzeitigen Verträgen 
mit japanischen Energieversor­
gungsunternehmen (EVU) stehen, 
bereits nach La Hague transportiert. 

In Frankreich werden die Bahn­
transporte unter der Verantwortung 
von Transnucleaire (eine 100%ige 
Tochtergesellschaft der Cogema) 
und ·die LKW-Transporte zwischen 
Valognes und La Hague von Lerna­
rechal (wiederum zu 100% Eigentum 
vm Transnucleaire) durchgeführt. 
Mit anderen Worten: der ganze 
Transportsektor wird vollständig von 
Cogema kontrolliert. 

In der Anlage in Valognes-Ar­
manville werden die Bahnwaggons 
von Cogema-Personal übernommen 

. und in eine große Halle ·gefahren. 
Dort werden die Strahlen- und Kon­
taminationswerte der Behälter und 
Waggons von Cogema-Personal ge­
messen. Die internationalen Trans­
portbestimmungen, die auf Empfeh­
lungen der Internationalen Atomen­
ergieorganisation (IAEO) beruhen, 
legen fest, daß: 
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,,Die nichtfest haftende Kontami­
nation auf allen ä~,J-ßeren und inne­
ren Oberflächen von Fahrzeugen, 
Containern, Tankern und Verklei­
dungen, die für den Transport ver­
wendet werden, auf einem 'mög­
lichst niedrigen Niveau gehalten 
werden müssen und. die folgenden 
Werte nicht übersteigen dürfen: 

. . 
a) Beta/Gamma/Alpha-Strahler 
niedrigerToxiz#ät: 
II 0,4 Bq/cm2 für Transporte, die 
auch außergewöhnliche Fracht­
stücke und/oder nicht radioaktive 
Waren enthalten 
II 4 Bq/ cm2 für alle ·anderen 
1"ransporte 
b) andere Alpha-Strahlet (wie 
Plutonium) 
II 0,04 Bq/cm2 für Transporte, die 
auch außergewöhnliche Fracht-. 
stücke und/oder nicht radioaktive 
Waren enthalten 
II 0,4 Bq!cm2 für alle anderen 
Transporte." 

Über viele Jahre haben Cogema-. 
Mitarbeiter an Behältern und Bahn­
waggons Belastungswerte gemessen, 
die signi.ilkant über den Grenzwerten 
lagen. Während meiner Untersu­
chungen erhalte ich einTransnucleai­
recDokument, das einen atemberau­
benden Eindruck über die Situation 
in Frankreich vermitte1t. Das Doku­
ment zeigt, daß zwischen Januar und 
November 1997 durchschnittlich26% 
der Behälter mit abgebrannten 
Brennelementen und 36% der 
"Tra~tsporte", die von französischen 
Kraftwerken nach Valognes gebracht 
wurden, kontaminiert waren. Wäh-
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rend dasDokument, das das Proto· 
koll eines Treffens am 10.Dezember 
1997 zwischen Transmicleaire, Co~ 
gema und.EDF-Vertretern (Electrici~ 
te de France) der EDF-Niederlas­
sung in St. Denis enthält, nicht aus­
drücklich-benennt, ob Bahnwaggons 
oder Lastwagen oder beide mit 
"1fansporten" gemeint wa~en,.gibt es 
Kraftwerk . für Kraftwerk einen 
Überblick über die gemessenen Be­
lastungsniveaus und -Verhältnisse. 
Vier {Bugey, St. Laurent-des-Eaux, 
Nogent, Penly) der 17 Kraftwerksan­
lagen hatten keine als verseucht iden­
tifizierten Behälter, aber nur eine 
Alllage (St. Laurent:~es-Eaux) wurc 
de darüber informiert, daß das Trans­
portfahrzeug nicht verseucht sei. Von 
den 192 beobachteten Behältern und 
Transporten wurden 50 als belastet, 
mit bis zu 200 Bq/cni2 , identifiziert. 
Schlimmer noch, das Dokument be­
s.chreibt unter der Überschrift "Fall 
des Transportes von Gravelines V97 I 
03": 

"Kontamination in Valognes am 
26. November 1997festgestellt. Ein 

·großer Teil der öffentlich zugäng­
lichen Oberflächen waren in ein­
heitlicher Form auf einem Niveau 
von einigen hundert Bq!cni2 kon­
taminiert. " 
Das heißt, daß ein großer Teil des 

Äußeren des Bahnwaggons, der vom 
Kraftwerk Gravelines kam, etwa · 
hundertmal über. dem gesetzlichen 
Grenzwert kontanliniert war. 

Am 20. April 1998 fahre ich zu­
sammen mit einem von der deut­
schen Fernsehstation ARD angeheu­
erten Kamera-Team zurück in die 

Quelle: taz vom 22.5.98 

Normandie. Unser Plan ist, in dieser 
·wache zu filmen, und in der folgen­
den Woche zu schneiden - für eine . 
Sendung, die am Abend des 3. Mai 
1998 zur ·besten Sendezeit ausge­
strahlt werden solL Wir filmen einen 
Zug, bestehend aus Waggons für. ab­
gebrannte Brennelemente und 
Uran, der am Personen-Bahnsteig 
des Bahnhofs in Valognes steht. Die · 
Eisenbahnwaggons sind direkt zu­
gänglich. Das scheint offensichtlich 
niemand zu . kümmern. Aber der 
Bahnhofsvorsteher verlangt, daß wir 
den Bahnsteig verlassen: "Haben .sie 
eine. Drehgene:hmigung?", ruft er. 
"Vom wem?" frage ich zurück. "von 
Cogema!", sagt er. "Ich dachte dies 
sei ein öffentlicher Ort ... " erwidere 
ich, ,Sie können kei11e Cogema-Ware. 
filmen ohne Erlaubnis!", bekräftigt 
er. Ein öffentli,:her Bahnhof irgend~ 
wo in der Normandie .. Wir gehen, 
nachdem wir den I.,okführer um ein 
Interview gebeten haben - er weigert 
sich jedoch, vor der Kamera zu reden. 

Einer der auffälligen Unterschie­
de zwischen Frankreich und 
Deutschland ist die Lässigkeit,· mit 
der Hunderte von Transporten abge­
brannter Brennelemente in Frank­
reich auf der Straße mit zwei Motor­
rädern der Militärpolizei durchge­
führt werden, während der letzte 
Transport in Deutschland etwa 
30.000 Polizisten mobilisierte. Wir er­
fahren außerdem, daß die Behälter 
mit abgebrannten Brennelementen 
in Frankreich erst seit vergangenem 

·Jahr mit Plastikplimen abgedeckt 
werden. Wir gehen, um mit den Gen­
darmes Mobiles zu sprechen, die für 
den LKW-Transpott zuständig sind. 
Ihnen Wtitde gesagt, daß die Planen 
während der LKW-Transporte ver­
wandt ~erden müßten, weil sich japa­
nische Kunden beschwert hätten, 
daß die leeren Behälter schmutzbe­
fleckt gewesen seien - vor allem mit 
Möwenkot. Niemand hat etwas vön 
Verstrahlungsproblemen bei den 
Transporten gehört. Niemand trägt 
Dosimeter. 

Wir fahren zur Transportgesell­
schaft Lemarechal und sprechen mit 
dem freundlichen Generaldirektor. 
Er sagt, er hätte kein· grünes Licht 
von Transnukleaire, der Mutterge­
sellschaft in Paris, mit uns ein Inter­
view zu machen. Er hätte auch sowie-



so noch nie von einer Kontamination . 
gehört, sagt er. "Es gibt ·die Leute, 
die fahren, Leute auf der Straße ... Es 
wäre sehr überraschend, wenn wir 
selbst irgendwelche Ris*en aUf uns 
nehmen würden. Alles ist unter be­
ster Kontrolle." Angesichts der Tatsa­
che, daß Transnucleaire von dem 
Problem seit Jahren gewußt hat, hat 
der Mann entweder seinen Beruf als 
Schauspieler verfehlt, oder die Trans­
portgesellschaft wurde wirklich nicht 
über die Kontaminationswerte infor­
miert, die Cogema-Mitarbeiter,in die 
Meßberichte eintrugen, nachdem die 
Transporter iii die La Haguer Anla­
ge gelangten. 

Durch eine unserer Quellen.fin­
den wir heraus, daß am nächsten 
Morgen ein Transport von abge­
brannten Brennelementen von· der 
Verladestation in Valognes nach La 
Hague stattfinden wird. Und, etwa · 
zur selben Zeit, soll ein leerer Behäl-

. ter La Hague verlassen, um nach Va­
lognes zu gelangen, Wir sind recht­
zeitig da, um den Transport der :vol­
len Behälter nach La Hague zu be-

. gleiten und Zeuge der atemberau­
benden Begegnung dieser. zwei 120 
Tonnen schweren, neunachsigen, 36-
rädrigen Monster auf einer schmalen 
Landstraße zu werden. Die Bilder 
sind spektakulär. Einige Wochen spä­
ter werden sie wieder und wieder in · 
verschiedenen deutschen Fernseh­
sendern ausgestrahlt. Wie viele Male 
·mögen diese Schwertransporter und 
ihre Ladung kontaminiert gewesen 
sejn, als sie entlang der Häuser und 
Gärten der Mensehen in dieser Ge: 

· gend fuhren ? Wir haben die Leute 
auf der Straße gefragt. Besorgt? 
Nein, warum solltc~n sie besorgt sein._ 
Noch nie von irgendwelchen Konta­
minationsproblemen gehört. Nicht 
daß sie die Transporte besonders 
schätzen, "der Verlk:ehr und der Lärm 
sind schon eine Belästigung; ganz ab­
gesehen von irgendwelchen Radio­
aktivitätsproblemen". 

Stoutsbetrieb EDF in Lügen verstrickt 

.·Am 22. April 1998 verlassen· wir 
die Gegend von Cherbourg, um zum 
Kraftwerk Gravelines, 450 km nörd­
lich, nahe der belgiseben Grenze, zu 

fahren. Sechs 900 MW Reaktoren 
' sind hier in Betrieb, einer der größ-

. I ' 
ten Atomkomplexe der . Welt. Wir 
wollen uns von jemandem im Kraft­
werk den Prozeß der Beladurig der 
abgebrannten Brennelemente in die 
Behälter und die Vetladung aufeinen 
Bahnwaggon erklären lassen. Wir­
haben diese Anlage ausgewählt, weil 
uns· die "einigen htJ.ndert Bq/cmi" an 

.. -"öffentlich zugänglichen;' Stel~, die 
im oben genannten Transnucleaire­
Dokument genannt wurden, neugie· 
rig gemacht hatten. 

Wir haben uns verspätet, der 
Pressesprecher und der für die Trans­
porte abgebrannter Brennelemente 
und Behandlung radioaktiver Abfal­
le zuständige Ingenieur erwarten uns 
bereits. Sie sind. sehr freundlich u_nd 
"vollkommen .transparent" so be­
haupten sie. Der EDF-Ingenieur er­
klärt uns vor der Kamera: 

"Die Strahlenschutz-Abteilimg 
führt eine bestimmte Anzahl von 
Kontrollen durch, um sicherzustel­
len, daß der Behälter nicht konta­
minier.t ist. Und der Behälter wird 
das Geläf!de nur verlassen, wenn 
er innerhalb der Grenzen von· 

-Nicht-Kontamination liege. Ein 
kontaminierter Container könnte 
und würde das .Gelände auf kei­
nen Fall verlassen." 
So viel zur Transpareni. Erst auf _ 

. bohrende Nachfragen gibt der EDF­
Vertreter zu, daß sie "gelegentliche" 
und -"insignifikante" Kontaminat~­
ons~Probleme hätten. Das weitestge­
hende, was er sagen will, ist, daß 20% 
der Gravelines-Behälter, die 1997 
nach Valognes gekommen seien; dort 
leicht 'kontaminiert · angekomment 
seien~ Weiterhin behauptet er, daß er 
noch nie von· dem schweren Konta­
minierungsfiillvom November 1997 
gehört habe. Nachdem ich. auf das 
Transnucleaire-Dpkument hiligewie­
sen habe, demzufolge 43% der.Gra­
velines-Behälter; die nach Valognes 
kamen, kont11_miniert gewesen seien, 
unterbricht der zu die~erii Zeitpunkt 
·bereits sehr nervöse .PR-Mann das 

_ Interview. Der Ingenieur, kaum: in . 
besse_rem Zustand als sein Kollege, 
dreht sich abrupt um, holt ein Doku­
ment aus seinemDiplomaten-Köffer­
chen, blättert darin und nickt: "Sie 
haben recht, es waren 40% im Jahr 

.1997". Mit anderen Worten, die Fak­
ten waren unmittelbar da,. nicht un-

. . .. 
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zugänglich, alles andere a:Is unbe­
kannt oder nie gehört: zu allem Über-

' fluß hat der Ingenieur sich auch noch 
bei den .Zahlen verhaspelt. Das 
Staatsunternehmen EDF hat die zer­
brechliche Grenze zwischen Fehlin­
formation und bewußter Lüge über­
schritten. Und dies ist erst die Spitze 
des Eisbergs, wie die Öffentlichkeit 

. in den kommenden Wochen heraus­
finden sollte. 

Am 23. Aprill998, dem Morgen 
nach dem Interview mit der EDF, 
rufe ich Andre-Claude Lacoste an, 
Chef der französischen Nuklearsi­
cherheitsbehörde DSIN (Direction 
de la serete des installations nucleai­
res), um ihn zu fragen, ob er etwas 
über kontaminierte Transporte von 

. abgebrannten Brennelementen Wisse 
und ob er mir ein Interview über das 
Thema fürs deutsche Fernsehen ge­
. ben wolle. Ich bin sehr überrascht, 
als er sagt, daß er von dem Problem 

· wisse und daß ein Interview kein 
Problem sei. "Wie wär's mit näch~ten 
Morgen in Paris?", schlägt er vor.Am 
gleichen Tag informiert Lacoste of­
fenbar zum ersten Mal die Büros der 
zuständigen Ministerien, Umwelt und 
Industrie, daß es da ein Problem gibt. 
Außerdem setzt sein Büro am glei­
cheJ1 Aberid telefonisch das deutsche 
Umweltministerium in Kenntnis, daß 
Transporte aus Deutschland ebenfalls 
kontaminiert gewesen-seien- obgleich 
er dies schon seit Monaten wußte. 

Während des Interviews, am 
Morgen des 24. April '1998, bei .dem: 
unerwartet ein hochrangiger Vertre­
ter des Nationalen Strahlenschutz­
am~es (OPI~I) anwesend'iSt, der lje-

, hauptet, von dem Problem der kon­
taminierten Transpor!behälter erst 
an diesein "Tag erfahren zu haben 
(womöglich erst direkt vor deminter­
view?), sagt Lacoste, daß e:t: seit De­
zember 1997 wisse, daß die Behälter 
kontaminiert seieiL Andere Quellen 
sagen, daß DSIN an einem internen 
Treffen des industriellen Brennele­
mente~Zirkels mit Cogema und EDF 
~m 26. November 1997teilgenommen 
habe und seitdem umfassend. infor­
miert gewesen sei. Es stimmt, daß 
DSIN erst am 12. Juni 1997 die Ver­
antwortung für die Kontrolle von 
Transporten spaltbaren Materials 
übernahm, und die erste Überprü-

27 
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fung im Transportsektor im Kraft­
werk St. Alb an am 18. Dezember 1997 
stattfand. Davor gab es noch nicht 
einmal eine volle Planstelle im Ver­
kehrsministerium, die für die.Tausen­
den von Transporten mit radioakti­
vem Material in Frankreich zustän­
dig war. Mit anderen Worten: Es gab 
überhaupt keineKarrtrolle ! 

Lacoste sagt, er habe Kenntnis . 
von maximalen Kontaminationswer­
ten von 150 bis 180 Bq/cm2 - nicht 
mehr. Er behauptet, daß DSIN noch 
nie von Werten von einigen hundert 
Bq/cm2 gehört habe und daß Trans­
portfahrzeuge wie Eisenbahnwag­
gons und Lastwagen nie erwähnt 
worden seien. Auf die Frage, ob ein 
kontaminierter Behälter, der an der 
Verladestation in Valognes entdeckt 
werde, dort dekontaminiert werde, 
antwortet Lacoste: 

"Nach meinem besten Wissen ist 
Oberflächen-Dekontamination in 
Valognes nicht zugelassen. Ich denke 
nicht, daß dies dort gemacht wird." 

Nach unseren Informationen sind 
Behälter und Eisenbahnwaggons 
seit Jahren in Valognes dekontami­
niert worden. Lastwagen werden in 
La Hague dekontaminiert. Herr La­
coste ruft ein paar Stunden nach dem 
Interview zurück, um mitzuteilen, daß 
Cogema ihm gerade gesagt habe, daß 

Ein leerer Excellox-Behälter wird in die Reaktorkuppel gebracht. 
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"sie da etwas machen, was sehr nach 
Dekontamination aussieht: Sie sag­
ten wörtlich, daß sie, wenn sie wäh­
rend des Wischtests höhere Kontami­
nationswerte feststellen, etwas mehr 
wischen ... " 

Die Dekontaminationsmethoden 
in dieser unangemeldeten Dekonta­
minationswerkstatt in Valognes sind 
tatsächlich eher rudimentär und das 

. sich ergebende Abfallmanagement­
programm ist kaum zu glauben. Die 
Wischtücher, die benutzt werden, um 
die kontaminie1;ten Stellen von einem 
Behälter für abgebrannte Brennele­
mente oder Eisenbahnwaggon abzu­
wischen, werden in eine kleine Tonne 
getan, die in die Kabine des. LKWc 
Fahrers gestellt und mit dem Behäl­
ter nach La Hague transportiert wird, 
wo sie als schwachaktiver Müll verar­
beitet wird. Falls Wasser benutzt wird, 
wird die kontaminierte Flüssigkeit ge­
trocknet, und die Schlämme werden 
ebenfalls regelmäßig nach La Hague 
transportiert, konditioniert und als 
schwachaktiver Müll behandelt. 

DSIN- und OPRI-Beamte bestä­
tigten mir gegenüber diese Praxis 
während eine IPSN- (Institut die pro­
tection et die surete nucleaire, die 

. technische Unterstützungsorganisati-
on für das DSIN) Sprecherirr sogar 

Foto: Andreas Lobe 

noch Ende Mai zitiert wird, daß die 
Fahrerkabinen-Atomtransport-Pra­
xis als "sehr unwahrscheinlich" zu be­
zeichnen sei .. Wer will ihr das vorwer­
fen? Es klingt einfach unglaublich. 

Während des 23. April 1998 ar­
beitet die EDF-Kommunikationsma­
schine an einer Strategie, um uns den 
Wind aus den Segeln zu nehmen, 
wenn der Sturm losbricht, mit dem 
gerechnet wird, wenn wir unsere In­
formationen veröffentlichen. Am 24. 
April1998 gibt die EDF eine Presse­
erklärung heraus, in der sie verstärk­
te Kontrollen von Behältern für ab­
gebrannte Brennelemente ankün­
digt, da bei 54 von den 2G8 Behältern 
Kontaminationswerte über dem in­
ternationalen Grenzwert gefunden 
wurden, als sie in Valognes ankamen, 
obwohl sie perfekt sauber erschie­
nen, als sie die Atomkraftwerke ver­
ließen. "Werden die Behälter myste­
riöserweise während des Transports 
kontaminiert?",, fragt die Nachrich­
tenagentur AFI>. "Bestimmt nicht", 
antwortet der Vertreter der EDF 
Atomabteilung, · "das Problem 
kommt einfach von der Partikelmeß­
methode". Und natürlich "ohne jec 
des Risiko für Menschen". Keine 
Kontaminationswerte, keine Erwäh­
nung der Waggons, keine Orte, kein 
Hintergrund. "Ein Denkmal von höl­
zerner Sprache " kommentiert der 
OPRI Chef ein paar Wochen später. 

Drei Tage später, am 27. April · 
1998, gibt die Umweltministerin eine 
Stellungnahme heraus, in der sie wie­
dergibt, daß die DSIN "vor kurzem 
bemerkt hat, daß abnormal hohe ra­
dioaktive Kontaminationen, sehr klar 
über den gesetzlich definierten 
Grenzwerten", auf Behältern für ab­
gebrannte Brennelemente festgestellt 
worden seien. Die Ministerin, Domi­
nique Voynet, betont, daß "die Stel­
lungnahme der Betreiber bis heute 
nicht zufriedenstellend ist", und daß es 
unbedingt erforderlich sei, daß "die 
Betreiber die Verantwortung für die 
Mißachtung der Verordnungen klar 
übernehmen'. Die Verlautbarung der 
Ministerin ist ebenfalls nicht befriedi­
gend. Keine Zahlen, kein Wort von 
den Eisenbahnwaggons. Trotzdem 
erklärt sie klar, daß sie die Untersu­
chungen, die unter der Ven1ntwor­
tung der DSIN durchgeführt werden, 
aufmerksam verfolgt und- daß viele 



Fragen - inklusive des magliehen 
Einflusses auf die Gesundheit.- wei­
terhin offen seien. 

· Rodiooktivitötsmessungen sind olles 
andere als l'eprösentotiv . 

Am 28. April 1998 veröffentlicht 
dt; Atomkraftwerk "Gravelines" 
eine Pressemitteilung, in der es an­
kündigt, "die Kontrollmaßnahmen zu 
verstärken". Die EDF behauptet wei­
terhin, d!ß. "alle Brennelement­
Transporte, die das Atomkraftwerk 
"Gravelines" verließen, eine Oberflä­
chenradioaktivität unterhalb des in­
ternationalen Grenzwerts von 4 Bq/ 
cm2 aufwiesen." 1997 sei "bei 8% der 
in Valognes überprüften Kontroll­
punkte von Gravdines-Transporten 
der Grenzwert von 4 Bq/cm2 über­
schritten worden". Insgesamt 'werden 
14 Stellen mit einer Oberflächevonje 
300 cm2 auf der Behälteroberfläche 
mit einem Wischtest überprüft, und 17 
weitere Stellen an der Oberfläche des 
Eisenbahnwagens. Es ist wichtig, sich 

· zu verdeutlichen, daß Behälter für 
abgebrannte Brennelemente mit dem 
Ziel entwickelt worden sind, eine 
möglichst große Oberfläche zu haben, 
ungefähr 200m2; damit die Wärmeab­
fuhr der abgehrannten Brennelemen­
te effektiv geschehen kann. Folglich 

· entspricht der überprüfte Anteil nur 
etw<~ 0,2% der gesamten Oberfläche 
des Behälters. Diese Größenordnung 
sollte man im Gedächtnis behalten, 
während man die Ergebnisse der 
Routineuntersuchungen betrachtet.. 
Auch ohne ein Genie in Mathematik 
zu sein, ist es offensichtlich, daß die 
Wahrscheinlichkeit an einem Teilchen 
in Mikrometer-Größe "vorbeizuwi­
schen", groß sein dürfte. Des weite­
ren gibt es keinen Hinweis auf die Ge­
samtoberfläche eines Waggons, aber . 
die Wahrscheinlichkeit, ein radioakti­
ves Partikel mit einem auf 17 Meß­
punkte begrenzten System zu entdek-

. ken, bleibt zweifellos sehr gering. 

Natürlich, die ",Abweichung", die 
iri Valognes bemerkt wurde, "stellt 
gar kein Risiko für die Öffentlichkeit 
dar". Natürlich wird der Grad der 
Abweichung nicht angegeben. Die · 
EDF-Pressemitteilung"fügt hinzu, daß 

Ende November 1997 einer der Eisen­
bahnwaggons eine einheitliche Kon­
tamination von "mehreren hundert 
~q/cm2" zeigte. Die Mitteilung weist, 
natürlich, nicht dar<\uf ·hin, daß die 
Kontamination außen, "für die Öffent-

· lichkeit zugänglich", festgestell~ wur­
de, wie dem geheimen Transnucl6aire­
Papier zu entneh,men ist.~ber sie gibt 
an, daß"gerade eine interne Untersu­
chung ·durchgeführt wird, um die Ur­
sachen der Abweichung festzustel­
len;'. Beginnt die Untersuchungfünf 
Monate nach dem Ereignis oder dau- · 
ert sie schon die letzten fünf·Monate 
an? 

Am gleichen Tag findet die In­
·~p~ktion am Verladebahnhof der 
Cogema in Valognes_statt. DSIN hat 
OPRI eingeladen, sich der Inspektion 
anzuschließen ~ laut OPRI kurzfri­
stig, obwohl. die· Inspektion bereits 
seit ungefähr einem Monat auf dem 
Programm stand. Unglücklicherwei­
se, durch reinen Zufall, ist an diesem 
Tag weder ein Eisenbahnwaggon 
noch ein Behälter für abgebrannte 
Brennelemente auf demPlatz verfüg~ 
bar. Pech für die Inspektoren. 

Erst am 30. April1998 veröffent­
licht DSIN ihre .erste Pressemittei­
lung in dieser Sache.· Diese gibt .an, 
daß "man währe1,1d der Inspektion, 
die gemeinsam durch · DSIN und 
OPRI am 28.April1998 auf dem Ver­
ladebahnhofvon Valognes, Eigentum. 
der Cogema La Hague, durchgeführt 
wurde, festgestellt hat, daß 35% aller 
Behälter, die von der EDF 1997 zum 
Transport abgebrannter Brennele-

- mente benutztwurden, eine Oberflä­
chenkontamination: aufwiesen, die 
mindestens an einem Punkt. über 
dem Grenzwert von 4 Bq/ern' lag." 
Merkwürdig, Herr Lacoste von der 
DSIN hatte die gleiche Information 
eine Woche vorher, als er während 
eines Fernsehinterviews mit dem 
Sachverhalt konfrontiert wurde und 
er erhielt das Transnucleaire-Doku­
ment am gleichen Tag. Obwohl die 
Pressemitteilungzwei neue Informa­
tionen hinZufügt - 44 Eisenbahnwa­
gen waren kontaminiert, 10 von ih­
nen an. der Außenseite, und kontami­
nierte schweizer und deutsche Trans­
porte waren ebenfalls gefunden wor­
den - gibt sie keine einzige Ausk~ft 
über den Grad der Kontamination. . · 

'i ··-
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Zwischen dem 30: April und 2. 
Mai 1998 schneidet mein Kollege Pe- · 
ter Winterberg vom WDR in Köln ~us 
unserem mitgebrachten mehrstündi­
gem Rohmaterial einen 7minütigen 
Fernseh-Dokumentarfilm zusammen. 
Er soll am 3. Mai 1998 abends in der 
populären Politiksendung. "Weltspie­
gel" gesendet werden. Am Nachmit­
tag, als die Redakteure des Weltspie­
gels die endgültige Themenauswahl 
treffen, 'entscheiden sie, daß unser 
Beitrag uin 14 Tage verschoben wer- -
den solL Wir erheben energisch Ein­
spruch, da wir nicht denken, daß sich 
diese Geschichte ".'eit~re zwei Wo­
chen unter der Decke halten· läßt.' 
Darum entscheiden wir, das Thema 
den Spätnachrichten "Tagesthemen" · 
anzubieten, damit so schnell wie mög­
lich zumindest eine kurzes Stück aus­
gestrahlt werden kann. Die Nachrieb­
tenredakteure sind sehr interessiert 
und entscheiden sich amMontag, 3. 
Mai 1998 in letzter Minute (um 17.45 
Uhr. .. ), daß s_ie am gleichen Abend 
senden wollen. Peter Winterberg 
schafft es, den vorher 7-riiinütigen 
Dokumentarfilm auf2,5 Minutenzu­
sammen zu schneiden. Als er gesen­
det wird, ist die Allmoderation unpas­
send, und die· Information geht zu­
nächst fast völlig unter. 

· Die COGEMA macht aus dem 
Industrieminister einen Narren 

Am gleichen Tag, dem 4. Mai 
1998, begibt sich dieBulldozer-Medi­
en-Strategie der COGEMA auf nie 
dagewesene Ebenen. Die Nummer 
Eins der COGEMA, Elitetechnokrat 
Jean Syrota nimmt die Presse (nicht 
uns) auf einen Besuch nach La ;Hague 
zur Plutonium-Fabrik und zumVerla­
debahiihof Valognes mit. Anwesend 
sind auch der Industrieminister Chri­
stian Pierret urid der Kopf der. DSIN, 
Andre Claude Lacoste. Minister 
Pierret druckt sein "Gefühl des fr-an­
zösischen Stolzes über.die Kontrolle 

. der Technologie, demonstriert durch 
die COGEMA La Hague" aus. Die 
Kontamination von Transporten mit 
abgebrannteil Brennelementen?· 
Nach Pierrets Worten eine "Nichtig­
keit", der dann,. nachdem er auf ei- · 
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nen Behältern für den Transport ab- · 
gebrannter Brennelemente geklettert 
ist, um dessen absolute Harmlosig- . 
keit zu demonstrieren, fortfährt: 
"Das ist alles absurd. Ailes Erwähne 
te bedeutet keine Gefahr für die öf­
fentli[che Gesundheit." Diese De­
monstration erinnert uns an ein Ritu­
al des früheren französischen Vertei­
digungsm'inister; der .ein Bad in der 
Lagune von Moruroa, dep1 Atomver­
suchsgelände im Pazifik, genommen 
hat. Der Minister beantragt "völlige 
Offenlegung der Informationen, ein 
Maximum an Informationen um ein 
Maximum an Transparenz herzustel­
len". Seltenhat sich ein französischer 
Minister in solch einem Maße lächer­
lich gemacht, wie Pierret, wie Pierret 
bei diesem Anlaß, wie schon zwei 
Tage später ?ffenbar werden wird. 
Hei-r Lacoste von der DSIN bestätigt 
ebenfalls, daß ~'es nichts Dramatisches 

wundert sich später, warum Her:r La­
coste es unterließ oder nicht iu der 
Lage war,. seinen Minister während 
_des Fluges von Paris nach Cherbourg 
zu briefen. Zeit genug, um etwas 
Grundwissen zu erlangen, wenn auch 
ver·spätet. 

Am Abend des 4. Mai 1998 werde · 
ich von der französischen Zeitung 
Liberation angerufen und um Infor­
mationen gebeten. Schließlich- ent~ 

scheide ich mich, die Geschichte auch 
in Frankreich platzen zu lassen. Als 
das deutsche Fernsehen die Tagesthe­
me:rr mit unserem Beitrag ausstrahlt, 
beende ich gerade meinen Termin mit 
dem Reporter von Liberation. Wäh­
rend die lokale und regionale Presse 
am 5. Mai 1998 in großem Stil über 
·die Syrota!Pierret/Lacoste-Schau be­
richtet, VervollständigtLiberation die 
Geschichte mit einem exklusiven In-

und garantiert nichts gibt, weswegen terview mit Umweltministerin Domi­
man sich :füichten sollte". Gehen Sie · · nique Voynet. 
ruhig weiter, hier gibt es nichts zu se­
hen .... Der mächtige Cogema Chef, 
Jean Syrota, voll des Selbstver!rauens 
wie immer, erklärt: "Es ist in der Ver­
gangenheit passiert, daßwir dies oder 
das Detail unterschätzt haben, das 
sich später als großes Medienereignis 
herausgestellt hat." Aber das ist vor­
über, denkt er. Ein Spitzenbürokrat 
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Am 6. Mai 1998 läßt Liberation 
den Artikel auf der ersten Seite un­
ter der Überschrift "Ein schockieren­
des Geheimdokument - Atomener­
gie:Achtung, gefährlicheTr':msporte" 
erscheinen (mit einem Foto, von-ei­
nem lokalen Umweltschützet 1996 -· 
.aufgenommen und von mir an die 

Liberation geliefert; es z~igt einen 
unbedeckten LKW mit einem Trans­
portbehälter für abgebrannten 
Brennstoff), dazu weitere Berichte 
aufden ganzen Seiten zwei und drei. 
Dominique Yoynet wird zitiert: 

,; Über das Ausmaß_ der Kontami­
nationen hinaus bin ich schockiert 
über der Tatsache, daß sobald 
man den Unternehmen einige ein-

. fache Fragen stellt, man feststellt1 

daß es schon seit Jahren gängige 
Methode ist, daß die drei befragten 
Unternehmen (EDJi', Transnucteai­
re, Cogema, Anm. Liberation) 
vollkommen Kenntnis davon hat- · 
ten und daß sie nichts gesagt ha­
ben. Und in Valognes ist eine un­
genehmigte und geheime Dekonta­
minationsanlage für Eisenbahn-

-waggons und Behälter gewesen." 
Bezüglich der Frage . zur 

gesundheitlichen Auswirkung, er­
klärt Voynet, daß es bis jetzt unmög­
lich sei zu sagen, ob es irgendwelche 
Folgen für die Öffentlichkeit gegeben 
habe, aber daß ein worst-case-Szena­
rio für Arbeiter der Dekontaminati­
onsanlage gezeigt habe, daß mehr als 
1/20 der jährlichen Höchstgrenze in­
nerhalb von zwei Stunden erreicht 
werden könnten. Derneue "Höchst"­
Kontaminationsgrad, der von der 
Umweltministerin angedeutet wird, 
ist 2000 Bq/cm2, 500 malmehr als die 
rechtlich zulässi!~e Grenze. Liberation 
erklärt in einem Leitartikel unter der 
Überschrift "Lüge": 

"Offensichtlich wird alles so weiter 
gemacht, als ob die Atomlobby 
aus den guten Tagen des triur:n- · 
phierenden Atoms nichts gelernt 
hätte~ Oder- besser gesagt: Sie hat 
gelernt, ihre Lügen durch Auslas­
sung in einer Flut von Kommuni­
kation zu ertränken. ( .. .) Die Um­
weltministerin mag wohl ihren 
wahren Zorn in diesen Kolumnen 
ausdrücken, jedoch kann uns 

· nichts davon abhalten zu denken, 
daß uns die Atomlobby trotz des 
offenen Gehabes und einer wei­
ßen-Weste Kommunikation für 
.dumm verkauft." 
Der Artikel der Liberation 

schl'ägt ein wie eine Bombe. Noch-am 
selben Morgen meldet sich das Fran­
ce-2 Fernsehen- eine von unzähligen 
Anfragen na~h Information, die in 
den folgenden Wochen komineu soll­
ten -: und ich vereinbare, einige Aus-



züge des Filmmaterials zu übermit­
teln, das wir in der Normandie aufge­
nommen 'l.laben, und ein Interview 
für die 13.00 Uhr Nachrichten zu ge­
ben. Am Nachmittag organisiert Co­
. gema eilig eine weitere Pressekonfe­
renz in der Verladestation Valögnes. 
Nun haben andere Journalisten 
(nicht wir) Zugang zum Platz und 
der Halle, in der dile Dekontaminati­
on stattfindet. 

Der stellvertretenden Direktorin 
der Frachtabteilung der französi­
_schen SNCF zufolge, ist der SNCF 
keine Information seitens der DSIN 
zugegangen, nicht einmal eine Kopie 
der Pressemitteilung vom 30. April 
1998 (die die SNCF indirekt erhalten 
hat), trotzmündlicher und schriftli" 
.eher Anfragen: durch den SNCF-Vor~ 
stand. Ein gemeinsames Treffen am 5. 
Mai 1998 mit DSIN wird nic]:lt als 
Überzeugend betrachtet. Am 6. ·Mai 
1998, nach der Veröffentlichung des 
Artikel in der Liberation erklärt der 
SNCF-Normadie-Direktor in Valo­
gnes, daß sie "eben gerade ·von der 
Presse erfahren haben, daß bestimm­
te Transportbehälter verstrahlt sei­
en." Die SN CF-Zentrale gibt am frü-

. hen Nachmittag eine Pressemittei-_ 
lung heraus, worin erklärt wird, so­
lange keine klare _ Antworten der 
DSIN vorliegen, ",hat die SNCF in 
Übereinstimmung mit EDF und Co­
gema entschieden, keine weiteren 
Transporten von abgebrannten 
Brennelementen durchzuführen." 
Die -Gewerkschaft CFDT behauptet 
zwei Tage später, die Transporte sei­
en in Wirklichkeit nicht vom SNCF­
Vorstand, sondern durch den CH­
SCT (Rat für Gesundheit, Sicherheit 
und Arbeitsbedingungen) gestoppt 
worden, geleitet von den Gewerk­
schaften, die ihr "Recht_ auf Arbeits­
niederlegung", falls Aufgaben als äu­
ßerst gefährlich eingestuft werden, 
benutzt habe. Die CFDT erklärt, daß 
für die Arbeiter in Valognes seit 15 
Jahren Dosimeter angefordert wor-
den seien - vergeblich. . 

Der Premierminister weist den 
Leiter der Sicherheitsbehörde noch 
am selben Tage an, in dieser Angele­
genheit innerhalb einer Woche zu be­
richten, während Cogema ("Viel­
leicht ist uns ein Fehler unterlaUfen." 
Jean Louis Ricaud, Leiter der Pluto­
nium-Abteilung) und EDF (;,Wir 
haben der raschen Lösung des Pro-

blems nicht genügend Aufmerksam­
keit geschenkt." Bernard Dupraz, 
Leiter der Atomabteilung) sich stark 
zurückhalten. Es ist die Umweltinini-

. sterin Doininique Voynet; die daspo­
litische Sonderrecht erhält, die An­
weisungen des Premierininisters der 
N atioD:alversammlung bekanntzilge­
ben. Der traditionsgemäß viel ein­
flUßreichere Industrieininister ist ge­
zwungen, zuzuhören. Wiederum ist es 
Voynet, die als ersle eine klare Spra~ 
ehe spricht: 

"Der schwerwiegende Charakter 
dieser Angelegenheit besteht in 
dem langen Zeitraum, während 
dem alles verheimlicht wurde, und 
dem Schweigen, das sie umgeben 
hat, auch wenn die gesundheitli" 
chen Folgen begrenzt sind. Sehr 
lange ist der Atomindustrie-Sektor 
von einer Art Geheimnistuerei 
umgeben gewesen. Ich glaube, daß 
für die verschiedenen Betroffenen 
der Augenblick gekommen ist, an 
dem sie lernen müssen;' daß Atom~ 
energie nicht ohne Respekt für die 
Bürger überleben kann, ohne 

. Transparenz, ohne eine Strategie 
objektiver, kompletter ~nformatio" . 
nen, die die Menschen nicht für 

· dumm verkauft." 
Es ist jedeich Tatsache, daß-nicht 

die für die Atomindustrie Verant­
wortlichen, nicht die Umwelt-, Ge­
sundheits-, Industrie- oder Premier­
minister den Transport der abge­
brannten Brennelemente durch die 
Bahn stoppten, sondern die franzö­
sische Bahngesdlschaft. (Der Trans­
port auf LKWs ist denn auch noch 
eine andere Sache, wie wir sehen 
werden.) 

Die gesundheitlichen Auswirkungen - viel 
schlimmer als zugegeben? 

Noch am 6. Mai 1998, bekommt 
die SNCF von der DSIN einen Brief 
geschickt, in dem es heißt, ,',eine erste 
Studie (vcim 5. Mai 1998) über die 

· Auswirkungen, die von IPSN durcb­
. geführt wurde, kommt zu dem 
Schluß: Die maximale Dosis in einer 
Entfernung von zwei Metern von der 
Ladung wird auf 0,05 mSv/h ge­
schätzt. Dieser Wert muß init dem ge~ 
setzliehen Grenzwert für diese Art 
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von Verpackung verglichen werden, 
der O,lmSv/h beträgt." Die Vertreter 
der SNCF beschließen, in einem wei­
teren Treffen am 14. Mai 1998 die Be­
dingungen, unter denen die Trans­
porte wieder aufgenommen werden. 
könnten, zu diskutieren; 

Am 6. Mai · veröffentlicht die 
DSIN auch ihre zweite P~esseerklä­
rl.lllg zu dem Thema (und sendet.die 
erste Presseerklärung vom 30. April 
noch einmal mit für jene, die sie ver­
paßt haben könnten.,.). Die halbsei~_ 
tige Information ist immer noch ma­
ger. Der Cogema zufolge wurden bei 
allden 14 Personen, die ailf dem Ge­
lände in Valognes gearbeitet haben 
(und die angeblich Dosimeter tru-

- gen), Dosen "weit unter dem euro­
päischen Grenzwertvon 20mSv pro 
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Jahr registriert. Nur 3 Personen ha­
ben angeblich Dosen über der Nach­
weisbarkeitsgrenze von 0,15 mSv er •. 
halten. Für diese Personen betragen 
die im Laufe des Jahres gemesl')enen 
Werte jeweils 3,85 mSv, 3,45 mSv 
oder 0,5 mSv." 

DSIN fühlt weder aus, daß die 
genannten Grenzwerte für Arbeiter 
im Nuklearbereich gelten, während 
de1:-cGrenzwert für die Belastung der 
Normalbevölkerung im Umkreis von 
Atomanlagep 1 mSv pro Jahr beträgt 
(in Deutschland beträgt dieser 
Grenzwert sogar nur 0,3 rriSv pro 
Jahr; aber Gerüchten zufolge sind die . 
Deutschen gegenüber ionisierender· 
Strahlung weniger resistent als die 
Franzosen ... )- was die Tatsache un­
terstreicht, daß die durch die Dosi­
meter der Arbeiter in Valognes regi­
strierten Weite bedenklich hoch sind, 
noch erwähnt ·sie, daß das äußere 
Strahlenniveau in einer _Entfernung 
von zwei Metern in diesem speziellen 
Fall nicht das wesentliche gesundheit­
liche Probiem ist. Da das Problem der 
Konta1;lination sowohl von großflä­
chig · auftretende:n relativ hohen 
Strahlenbelastungen als auch von 
"heißen" Teilchen extrem geringer 
Größe herrührt, besteht das wesent­
liche gesmidheitÜche Problem offen­
sichtlich in der Inhalation und·Auf­
nahnle in das Verdauungssysteni. Von 
den Behörden wird keine glaubwür­
dige Auswertung des potentiellen 
Gesundheitsrisikos durch diese bei­
den K.ontaminationswege vorgelegt. 

Das Strahlenschutzamt OPRI 
legt am 6. Mai seine eigene Presseer­
klärung vor, die die. unmittelbiuen 
Ergebnisse der iri Valognes am 26. 
Apri11998 durchgeführten Inspekti­
on zum Thema hat. OPRI betont, daß 
bis zu diesem Datum die jährlichen 
Berichte über "radiologische Über" 
wacbuilg", die von der Cogema an 
die OPRI weitergeleitet wurden, sy­
stematisch mit der Feststellung "kei" 
nerlei Beeinträchtigung der Umwelt" 
endeten. Zufälligfindet OPRI ande-. 
re Ergebnisse: Teile des Haupt-Kra­
nes sind· mit Kobalt (/0 (28 Bq/m2), 

Silber 110m (16 Bq/m2), und Cäsium 
137 {19 Bq/m2). kontaminiert. Ein 
Auffangbecken für Oberflächenwas­
ser bei einem Eisenbahnwaggon-De­
pot z·eigt ebenfalls eine Kontaminati­
on mit Kobalt 60 (29 Bq/m2) und Sil­
ber 110m (41 Bq/m2). Der Boden 
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zwischen den Schienen ist belastet 
. nlit Kobalt 60 ( 45 Bq/m2) und Cäsium 

137 (31 Bq/m2). In. dem Schlamm, 
dc;:r vom Ablaufendes Oberflächen­
und Dekontaminationswassers her­
rührt, wird eine Belastung mit Kobalt 
60 (85 Bq/kg) und Cäsium 137 (74 
. Bq/kg) festgestellt. OPRI kommt zu 
dem Schluß, daß diese Kontaminati­
on "indirekt das ' Phänomen der 
Oberflächenbelastung der Behälter 
demonstriert" und daß si(:_zeigt, "daß 
die Dekontaminations-Arbeiten in 
Valognes unter Bedingungen statt­
finden, die es verdienen würden, ge­
nau untersucht zu werden." Einem 
Szenario zufolge, nach dem die ge­
samte Belastung des Kranes über die 
Luft geschieht und sonlit eingeatmet 
oder durch den Mund aufgenorrimen 
werden könnte, "könnte die Dosis 
eines Arbeiters, der 2.000 Stunden 
vor Ort verbringt, mehrere mSv pro 
Jahr erreichen," Und dies betrifft nur 
die Kontamination des Kranes. Weit­
aus höhere . Kontaminationswerte 
wurden an Eisenbahnwaggons ge­
funden, die in der Summe zu einer 
no,~h bedeutenderen Strahlendosis 
geführt haben könnten. 

Es ist erwähnenswert, daß das 
Cogema-Gelände in Valognes über 
keinerlei atomrechtliche Ger;_ehmi­
gung oder Erlaubnis zum Umgang 
mit radioaktiven Abfällen verfügt, da 
man immer davon ausging,· daß die 
Gesamtsumme der Strahlung unter­
halb der Grenzwerte bleiben würde, 
und daß der Ort nur eine mechani­
sche Verladestation für den 'franse 
portradioaktiven Materials darstelle. 

Die erste Erklärung, die klar auf 
das Risiko der Inkorporation hin­
weist, wird am 7.Mai 1998 vom Ener­
gie-Zweig der Gewerkschaft CFDT 
veJ·öffentlicht. Sie beschreibt die bis­
her veröffentlichten Zahlen und Er­
klärungen als "in keinster.Weise be­
ruhigend im Hinblick auf den Schutz 
der Arbeiter". 

Während das Problem der konta­
nlinierten Transporte zu eiiner größe­
r~n politischen Affäre heranwächst, 
beschließen wir am 8. Mai, zusammen 
mi1:. dem deutschen Fernsehen zu­
rück in die Normandie zu fahren. Wir. 
beiichließen, ein "Vorher~Nachher"­
Stück zu·machen, bei dem wir zurück 
gehen an die verschiedenen Orte, W() 

wir vo'rher waren, um zu schauen, 
wie sich die Stirnmung verändert hat. 

Am 12. Mai i998 heißt uns der 
Vorsteher des Bahnhofes in Valo­
gnes willkommt;in. Er ist sogar bereit, 
uns vor laufender Kamera ein Inter­
view zu geben. Er erklärt, daß die 
SNCF-Arbeiter, obwohl sie mit den 
Waggons mit abgebrannten Kern­
brennstoffen direkt in Kontakt kä­
men; seit 15 Jahren erfolglos nach 

. Dosimetern verlangt hätten. Niemals 
wurden sie über irgendein Kontami­
nationsproblem informiert. Wir gec 
hen zurück zu der Eskorteinheit der 
Militärpolizei, um herauszufinden, 
was sich geändert hat, seit die Story 
an der Öffentlichkeit ist. Nichts, sagen 
sie. Nichts? Gibt es immer noch 
Transporte? Ja,. sagt man uns, alles 
geht seinen gewohnten Gang - busi­
ness as usual. Wir sind völlig übero 
rascht. 

Wir fahren llloch einmal nach St 
Martin~le-Greard, ein kleines Dorf. 
mit 230 Einwohnern an der Trans-, 
portroute der Lastwagen. Haben die 
Transporte nicht aufgehört? "Die 
hören nicht einfach so auf, wissen 
Sie", antwortet der Mann auf der 
Straße. "Und man rriuß auch fair sein, 
wenn die nicht wären, d~mn gäbe es 
gär keine Arbeitsplätze in dieser Ge­
.gend." Er ist froh, daß sein Sohn bei 
der Cogema einen Job bekommen 
hat. Etwa 3.000 Autos und 400 
LKWs, von denen viele Gefahrgüter 
transportieren, darunter verschiede­
ne radioaktive Materialien, durch­
queren jeden Tag das -Dorf. 

Der stellvertretende Bürgermei­
ster der Stadt - ~~r mag das Verkehrs-. 
problern auch nicht - erklärt uns, war-· 

. um die Städte e:in besonderes Inter­
esse daran haben, um Cogema-Ange­
stdlte als Einwohner der Gemeinde 

. Z\! werben: Cogema zahlt 24.000 
. Francs (ca. 7.200 DM) für jeden Co­

gema-Angestellten, unter der Bedin­
gung, daß mindestens 10 Cogema­
Angestellte in einer Stadt leben. 
Schlechte Karten für St. Martin-le­
Greard:.sie haben es nie auf mehr als 
siebenoder acht Cogema-Angestell­
tein der Gemeinde gebracht. 

Wir haben ein Problem: während 
wir die schöne Landschaft der Nor­
mandie besuchen, erfahren wir, daß 
Herr Lacoste, der Chef der Sicher­
heitsbehörde, am nächsten Tag in Pa­
ris seinen Bericht an Premiernlinister 



Jospin der Presse vorstellen wird. Die 
Einladung erreichte das Büro von 
WISE in Paris erst am 12. Mai um 
14.54 Uhr. Wir beschließen, über das 
Pariser Büro des deutschen Fern­
sehsenders eine zweite Kamera zu 

· organisieren, die die Pressekonferenz 
aufnimmt; Es· klappt. Am nächsten 
Tag, dem 13. Mai 1998, während La­
coste vor di~:: Presse tritt, filn;ten wir 
.wieder ·auf der Verladestation von 
Valognes. Wir waren gekommen, Um 
Bilder von verschlossenen Tür<:m und · 
stillgelegter Maschinerie aufzuneh­
men, doch jetzt filmen wir von außen 
über den Zaun der· Verladestation 
mit der Kamera auf dem Dach des 
A4tos ... das-Verladen eines Behälters 
mit" abgebrannten Kernbrennstoffen 
. - . ( 

auf einen LKW. Unsere ursprüngli-
che Szenarioidee fällt in sich zusam­
men. Wir können kt:in "Vorher-Nach-- . . 

her-Stück" machen, weil es kein 
Nachher gibt. Wir dachten, sämtliche 
Transport-Aktivitäten seien einge­
stellt worden, eine Woche nachdem . 
die Story bekannt wurde und die. 
französische Eisenbahngesellschaft 
SNCF bekanntgab, daß sie die Trans­
porte stoppen würde. Nicht genug 
damit, daß alles weiterzugehen 
.scheint. Wir filmen auch einenArbei-

neue Tatsachen vor. Immerhin greift 
er den Staatsbetrieb EDF in zielillich 
beispielloset: Ait an: 

• Es scheint, daß im November 
1997 die erste Information über das 

.· Kontaniinationsproblem von der 
EDF und der Cogema an die DSIN 
übermittelt wurde - in der Absicht, 
die Wogen zu glätten - unmittelbar 
nachdem die DSIN der EDF für den 
18. Dezember 1997 die erste Inspek­
tionirr diesem Zusammenhang in St. 
Alban angekündigt hatte. Die bei der 
Inspektion gefundenen Daten bestä­
tigten, daß etwa 25% der Behälter 
·der EDF 1997 in Valogne~ kontami­
niert vorgefunden. worden waren. 

• Am 30. Dezember 1997 schickt 
die DSIN der EDF eineJ?- Brief, in 
dem sie verlangt, daß ein "energi­
scher Aktionsplan" beschlossen und 
umgesetzt wird. 

• DSIN~Chef Lacoste behaup­
tet, er sei zum ersten MaLirr dem In~ 
terview am 24.April1998 ("durch ei­
nen Journalisten der WISE-Agentur. 
vor der. Kamera eines deutschen 
Fernsehsenders") mit den Daten aus 
dem internen Transnucleaire-Bericht 
konfrontiert worden, und insbeson­
dere auch mit der Tatsache, daß nicht 

-ter, der mit bloßen Händen an einem nur die Behälter, sonde:.;n auch die 
Waggon arbeitet, 1der Soeben entla- Eisenbahnwaggons kontaminiert 
den wurde, die Zigarette in der einen 
Hand, mit der anderen verschiebt er 
die Abdeckung. FassUngslos beob­
achten wir, wie der Transport vom 
Gelände rollt. Bevor wir am Nach-. 
mittag die Gegend verlassen, haben 
wir Gelegenheit~ den Transport efues 
leeren Behälters von La Hague nach 
Valognes _und einen· zweiten Trans­
port eines vollen Behälters in die an­
dere Richtung zu beobachten. Drei 
Transporte an einem Tag, nicht 
schlecht für eine Zeit der Nicht-Ak­
tivität. 

Zum ersten Mal .wird uns be­
wußt, daß die staatlichen Behörden 
nichts untersagt haben, und daß 
nichts verhindert, daß die LKW­
Transporte weitergehen. Wir hatten 
es als selbstverständlich angesehen, 
daß es ohne Bahntransporte auch 
keine Straßentransporte geben wür-· 
de. 

Der 10 Seiten dünne Lacostecße-· 
richt ist sehr enttäuschend. Er wie­
derholt die mdsten der schon be­

. kannten · Punkte und stellt kaum 

worden waren, wobei er insbesonde- · 
re auf die Graveiines-Fälle hinweist. 

• · Lacoste gibt an, während ein_er 
DSIN-Inspektion in .Gravdines am 
28. März1998 "fragten sich meine In­
spektottm, was die Konsequenzen ei­
·ner eventuellen. Verseuchung der Ei­
senbahnwaggons wären. Der Betrei~ 
ber habe dazu nichts Besonderes ge­
sagt." 

Während der gemeinsamen In­
spektion vö.n OSIN und OPRI in Va­
lognesam 28.April1998 erhieltDSIN 
ein Transnucleaire-Dokument; da· 
tiert .auf den 27. April 1998, das für 
jedes Kraft~erk die Kontaminations­

. werte angab, die 1997 und 1998 an 
Behältern und Bahnwaggons gemes~. 
sen worden waren. "Die höchste für 
Iilie Bahnwaggons notierte Belastung 
betrug 700 Bq/cm2 für die äußere 
Kontamination und 8.000 Bq/cm2" 

für die innere Kontamination." Laco- · 
ste weist darauf hin, daß dieser Be­
richt die Basis für seine Presseerklä­
rung und seine Mitteilung an die Mi­
nister ~om 30. April 1998 war. Nur 

•.a 
Der Castor-Skandal 6 

hatte er in seiner Presseerkläning_ 
(und inseiner Mitteilung an die Mi­
nister) keinerlei Zahlen erwähnt. 
Dies ist das erste Mal, daß eine Zahl 
von 8.000 Bq/cm2, das 2:000fache des 
Gre11zwertes, veröffentlicht wird. La" 
coste bt;:steht darauf; daß diese Zahl 
sich auf einen "völlig einzigartigen 
Punkt bezieht, der sich auf einen Par­
tikel, einen extremen Wert beziehen 
muß_;, Dennoch sind bisher weder 
das Dokument der Cogema noch 
die Zahlen, die es enthält, veröffent­
licht worden. 

· .Lacoste zitiert Cogema dahinge­
hend, daß die EDF seit 1988 von den 
Kontamination.sprobJemen . wußte. 
1992 wurde zwischen EDF und Co­
gema eine Arbeitsgruppe ins Leben 
gerufen. IPSN ·wurde mindestens zu 

_einem Treffen hinzugezogen und er• 
hielt am 29.Märi 1993 einen Bericht, 
"der die Kontamination der Behälter . 
und Eisenbahnwaggons erwähnte".· 
IPSN ,;machte keine besondere Be­
merkung''. Das Problem wurde auch 
in Protokollen des CHSCT von La 
Hague "ordnungsgemäß · erwähnt", 
"das an die IPSN und die betriebliche 
_ Arbeitsinspektion (inspection du tra­
vail) verteilt wurde". 

Lacoste zufolge "hielt es die Co­
_gema wegen der Nichtexistenz jedwe­
den gesundheitlichen Risikos ,nicht 
für notwendig, irgendeine öffentliche . 
Erklärung abzugeben, welche im üb­
rigen, so Cogema, in den Verantwor-

. tungsbereich des,Absenders gefallen 
wäre, in .diesem Falle die EDF". 
Lacoste' s ·Schlüsse: 
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• "die vor Ort Handelnden der EDF 
s(:heinen sich ihrer Verantwortung 
alls Absender nicht bewußt zu sein; . 
. die internen Verantwortlichkeiten 
. sind nicht klar definiert und die 
Überprüfungen· sind unzurei­
chend"; 

• EDF, Transnücleaire und Cogema 
haben es in ihrer technischen-Ein­
stellung als Betreiber "an Klarheit 
und Konsequenz fehlen lassen"; 

• die Situation gehe zurück auf den 
"Mangel. an wirklicher Kontrolle 
durch den Staat"; 

• die Situation habe "glücklicherwei~ 
se keine Auswirkungen auf den 
Gesundheitszustand". 

ste scheint zu sein: "Nun, ·es hat eii:J. 
großes Durcheinander gegeben, aber 
macht Euch keine Sorgen, die DSIN 
ist jetzt da, um aufzuräumen." In der 
Tat kannte die DSIN das Problem 
mindestens seit November1997, ohne 
die Minister zu informieren, ohne die 
Bahngesellschaft zu informieren, und . 
ohne die Öffentlichkeit zu infonnie­
ren. 

Pie französische Grüne 
erklärt sich "fassungslos und 

• DSIN habe durch ihre Inspektio- . de1ristellend, da er miklar · 
nen "in großem Maße dazu beige­
tragen, die Situation zu verbes- . 
se:rn", hätte aber nach der inter­
nen Kontamination der Bahnwag­
gons schauen sollen.. "Sie hat die 
SNCF sofort über die äußerliche 
Kontamination der Bahnwaggons 
informiert". 

Diese letzte Behauptung befindet 
sich im klaren Widerspruch zu der­
Behauptung von hochrangigen Ver­
treterinnen der. SNCF, detzufolge 
vor Anfang Mai 1998 keinerlei Infor­
mationen zur Verfügung gestellt wor­
den waren. Die Botschaft von Laco-
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es um die Handlungen und die 
antwortlichkeiten der EDF 

Man könnte hinzufügen, daß der 
Lacoste-Bericht (mit einer ru•~uau 
me) keine Zahlen. übe:r: den 
der Verstrahlung nennt, 
die Behälter noch für B 

dem Zahlen rechtzeitig vorlagen, 
es fehlt darin die Klärung der ._,,,.",,,u-

taminationspraktiken in den Anla­
gen von Valognes und La Hague: 
Und vor allem erwähnt det Bericht· 
nicht eine einzige Sanktion oder 
magliehe rechtlicpe Schritte gegen 
die Verantwortlichen. DieAussetzung 
dor Transporte durch die SNCF 
bleibt die einzige restriktive Konse­
quenz aus dem Skandal. 

Am Nachmittag erklärt Premier­
Ininistet Lionel Jospin vor der Natio­
nalversammlung, daß "die ÜberprÜ" 
fung der gesundheitlichen Auswir­
kungen eine Dosiswirkung weit un­
ter den strengsten internationalen 
Grenzwerten" zeige. Dies ist ganz ein­
fach falsch. Es gibt keinerlei Garantie 
dafür, daß der allgemeine Grenzwert 
von 10 mictoSv nicht überschritten 
worden ist. Man sollte an dieser Stel­
le klarstellen, daß der 0,3 mSv Grenz­
wert die Auswirkungen einer Atom­
anlagen einschränken soll. Der 
Grenzwert aber, der für den allge­
meinen Umgang mit als "nicht radio­
aktiv" belasteten geltenden Objekten 
gilt, beläuft sich auf 10 microSv. Die­
ser Grenzwert hat auch zu dem Limit 
von 4Bq/cm2 geführt. In Wirklichkeit, 
angesichts der hohen bereits identi­
fizierten Kontamin~tionswerte ist es 
höchst wahrscheinlich, daß Men­

. sehen aus der Bevölkerung nicht ver~ 
nachlässigbaren Strahlendosen aus­
gesetzt worden sind. 

Am Donne:rstag, den 14. M~i 
1998, trifft sich die La Hagne-Kom­
mission (Comission Speciale et per-

. manente d'Information, CSPI), ein 
Komitee von lokalen Politikern, Co­
gema, Vertretern von Berufsgrup­
pen, Gewerkschaften und Umwelt­
schützern, iil einem Raum der Natio­
nalversammlung zu einer Sondersit­
zung über das Problem der kontaini-

. nierten Transporte. Wir sind mit ei­
nem Kamerateam dabei. Jean-Louis 
Ricaud, Clief der Wiederaufarbei­
tungs-Abteilung von Cogema und 
Nummer Eins bei Transnucleaire, · 
gibt :z;u, daß die Cogema seit 1988 von 
dem Kontaminationsproblem gewußt 
habe. Bernard Dupraz von der EDF 
behauptet seinerseits, die EDF habe. 
in einem Briefvom 22. Januar 1998 
die DSIN über die Kontamination 
von 35% derTmnsporte im Jahr 1997 
informiert. Er sagt auch, daß es. bei 
dem Problem nie einen gesundheitli­
chen· Gesichtspunkt gegeben hätte 



und daß sich die Sit1,1ation seit dem 
ersten Quart~l 1998 verbessert habe 
("nur" 15% statt 3:5% der Transpor­
te übersteigen die Grenzwerte - al­
lerdings in unbekanntem Maße). 
Bernard Cazeneuve, örtlicher Parla­
mentarier und Vorsitzender der La . . 
Hague-Kommission, beschwert sich 
darüber, daß er bisher von der.EDF 
keinerlei Informationen erhalten 
habe: "Eine nicht akzeptable Hal-

. tung." Die Stimmung heizt sich auf. 
Jean-Pierre Godefroy, Bürgermeister' 
von Cherbourg, wendet sich an 

_ Herrn Dupraz von der EDF und 
bringt die Sache auf den Punkt : . 
"Wenn wir für die öffentliche Ge­
sundheit ·verantwortlich sind, und 
wir die entsprechenden Information 
nicht bekommen, und- wenn es der 
Betreiber der Anlage ist, der ent­
scheidet, ob er uns die Informatio­
nen gibt, dann tickt etwas nicht rich­
tig in dieser 'Republik, mein Herr. 
Nicht Sie haben zu entscheiden, son­
dern die Politiker." 

Ein Vertreter der SNCF weist 
darauf hin, daß morgens um 6.10 
Uhr, wenn die Transporte abge­
brannter Brennelemente · in- den 
Bahnhof von Valognes einfahren, 
etwa 150 Personen auf dem Bahn­
steig gegenüber stünden. Insofern sei 

das Problem auch für andere Men­
schen neben den SN CF-Angestellten 
höchst relevant. 

Wir holen Godefroy aus der Sit­
zung heraus, um ihn zu interviewen. 
Wir fragen ihn, ob er sich darüber 
bewußt sei, daß die LKW-Transporte 
zwischen Valognes und La Hague 
weitergegangen sind. Er weiß von 
nichts. Er geht zurück in den_ Raum 
und befragt sofort die Cogema nach 
den LKW-Transporten. Jean-Louis 
Ricaud, Vorsitzender von Transnu­
cleaire, sagt, daß der.Bahntransport 
unterbrochen sei und deshalb die 
LKW-Transporte ebenfalls gestoppt 
worden wären. Eine typische "Lüge 
durch Verschweigen der Wahrheit", 
wie wii bald herausfinden. Am näch­
sten Tag rufe ich DSIN an, um etwas 
über diese merkwürdigen LKW­
Transporte herauszufinden. Erst ge­
gen 18.00 Uhr ~ an einem Freitag 
abend -.gelingt es mir, den Chef der 
Abteilung für Brennstoffkreislauf an 
den Apparat zu bekommen. LKW­
Transporte? Am 13. Mai? Davon 
habe er nichts gehört, Und er ver­
spricht, mich zurückzurufen. Das tut 
er auch, um mich zu informieren, daß 
er noch am selben Abend eine neue 
Inspektion in Valognes für die näch­
ste Woche angeordnet habe, um den 
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Stand der Dinge herauszufinden. 

Während ich versuchte, DSIN 
ans Telefon zu bekommen, beantwor­
tet Dominique Straus_s-Kahn, Mini­
ster für Wirtschaft, Fin~mzen und In­
dustrie, im Stmat.Fragenzu der Affä­
re. Ganz offensichtlich hatte er keine 
Zeit, das Dossier zu lesen. Er ver­
wechselt ständig Daten und fügt dem 
geringen Maß an Information nichts 
hinzu. Dennoch versäumt er es nicht, 
zu sagen: "Laßt-uns ganz klar all die­
jenigen beruhigen, die Beruhigung 
nötig haben: für Arbeiter und Anlie~ 
ger gibt es in dieser Angelegenheit 
keine Gefahr>' Zu diesem Zeitpunkt. 
ist DSK, Wie er in Frankreich genannt 
wird, noch in Übereinstimmung mit 
der allgemeinen Musik der staatli­
chen Behörden. Komisch wird. es, als 
er sich selber die folgende Frage 
stellt und sie sich selber beantwortet: 

"Warum ist diese Affäre jetzt öf­
fentlich bekannt geworden? Weil der 
Premierminister im Juni 1997 ent­
schieden habe, daß von jetzt an die 
DSIN für die Untersuchungen und 
für die VerÖffentlichung der Unter­
suchungsergebnisse verantwortlich 
sein solle, die sie vorher nicht ausge­
führt habe. Wäre dieser Ablauf nicht 
verändert Worden, dann müßte man 
befürchten, daß diese Information -
zu unrecht -innerhalb der EDF und 
der Verwaltung geheim gehalten wor­
den wäre:" 

Die neue "Zuständigkeit für Un­
tersuchungen", auf die sich DSK be­
zieht, ist die Aufsichts über die Sicher­
heit irll Transportsektor. Aber es gibt 
keinen Zweifel über die Tatsache, 
daß die DSIN- genau.wie die Indu­
strie - erst abgewartet hat, bis ein 
paar deutsch-französische FacheJour­
nalisten das Problem untersuchten, 
bevor sie irgend etwas darüber ver­
.öffentlichte ... , erstmals am 30. April. 

• Nach dem Wochenende mache 
ich Irrich auf. den Weg nach Köln, um 
mit Peter Winterberg den Film zu 
schneiden. Erst am Dienstag, den 19. 
Mai 1998, nachmittags erreichen uns 
im Schneideraum zwei zusätzliche In­
formationen: erstens gelangten noch 
am · 8. Mal zwei· Eisenbahnwaggons 
nach Valognes, zwei Tage später als 
alle gedacht haben: Sie seien schpn 

Quelle: taz auf dem Weg gewesen, als die SNCF 
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am 6. Mai die Aussetzung beschloß, 
so sagt man mir. Da Valognes keine 
Genehmigung zur . Lagerung abge­
brannter Kernbrennstäbe habe, wä­
ren die LKW-Transporte bis zum 13. 
Mai fortgesetzt worden (die wir ge­
filmt haben), um die letzten Behälter 
vrn. Valognes zu evakuieren und 
nach La Hague zu bringen, Und zwei­
tens bekommen wir, nachdem wir die 
Frage~ mehrfach an DSIN gestellt ha­
ben, jetzt d!e Bestätigung, daß auch 
die LKWs bei ihrer Ankunft in La 
Hague - in unbekanntem Maße -
kontaminiert gewesen wären. Unse­
re sechsminütige Dokumentation 
wird, wie geplant, in der WDR-Sen­
dung "Boulevard Europa'' am 19. 
Mai 1998 gesendet. 

In Deutschland hat sich die Ge­
schichte mittlerweile zu einer Regie­
rungsaffäre auf höchster Ebene ausc 
.gew~chsen, und jeder .konzentriert· 
sich auf die eine Frage: Wer hat wann 
was gewußt ? Die Illustration für 
viele der Fernsehberichte ·sind die 
Bilder, die wir in der No~andie auf­
genommen haben. 

Am 26. Mai 1998, während des 
französisch-deutschen Umweltgipfels 
in Straßburg, veröff~ntlichen die bei­
den Umweltministerinnen von 
Deutschland und Frankreich eine ge­
meinsame Erklärung. Darin verdam­
men sie "die mögliche Kontamination 
ungeschützter. Menschen, die schon 
für sich genommen einen schweren 
Fehler darstellt, der in der. Zukunft 
ausgeschlossen sein muß." 

. Die Wortwahl gleicht der eines 
Briefes an den Pr~mierminister, der 
von den drei französischen Ministe­
rinnen ·für Umwelt, Industrie und 
Gesw1dheit uriterzeichriet worden ist 

· und der am 28. Mai 1998 durch den 
Empfänger der . Öffentlichkeit zti- · 
gängliich gemacht Wurde. Die Trans­
porte abgebrannter Brennelemente 
solle nur Standort für Standort wie­
der aufgenommen werden. Die EDF 
habe bis Ende Juni 1998 einen Plan 

· darüber vorzulegen; wie sie sich dü; 
Methode vorstelle, mit der zukünfti­
ge :Kontaminationen vermieden wer­
den sollen. Ein amüsantes Element 
in der Presseerklärung a~s dem Büro 
des Premierministers iSt, daß sie 
zwar feststellt, "die Transporte seien 

sofort gestoppt worden", aber dabei 
nicht sagt, daß dies keine Aktion der 
Regierung war, sondern eine Ent­
scheidung, die von der Eisenbahnge-

. sellschaft SNCF allen aufgezwungen 
wurde. Genauso überraschend ist es, 
am 3. Juni zu erfahren, daß die DSIN 
"der EDF ihre Zustinlmung gegeben 
hat; die Transporte neuer Brennele­
mente zu den Atomkraftwerken der 
EDF wieder aufzunehmen". Nie~ 

mand hatte gewußt, daß auch diese 
Transporte im Zuge der Kontamina­
tions-Affäre gestoppt worden waren 
- durch die EDF selber. 

Einen Tag später, am 4. Juni 1998~ 
schickt die OPRI der Cogema ihr 
"Radiologisches Kontroll-Zertifikat" 
übe:r die Verladestation Valognes . 
.Überraschenderweise wäscht das 
Zertifikat die Cogema rein von jeder 
Kontamination und SchuleiL Nach den 
auf dem Gelände durchgeführten 
Dekontaminations-Arbeiten "wurde 

.. keine Kontamination· gefunden", mit 
Ausnahme radioaktiver Spuren zwi­
schen den Gleisen und im Boden. 
OPRI faßt zusammen, daß die Arbeit 
auf dem Gelände wieder aufgenom-

. men werden kann, ,,ohne jede Ein­
schränkung und ohne die Befürch­
tung einer Kontamination der Beleg­
schaft''. 

Die deutsche Perspektive 
in der Geschichte 

Am Abend des 23. April infor­
miert die DSIN offiziell zum ersten 
Mall das deutsche Ministerium für 
Umwelt und Reaktorsicherheit über 
das Problem dei: kontaminierten 
Transporte. Worin ·genau die Infor­
mation besteht, ist Wlklar. Ebenfalls 
ein Rätsel ist es, warum das deutsche 
Ministerium gleichzeitig mit dem fran­
zösischen Ministerbüro . informiert 
wird. Die erste schriftliche Informa­
. tion kommt am Morgen des 24. April 
perFax aus Paris. nach Bonn. Und 
wie iii Frankreich,,so braucht auch in 
Deutschland das Ministerium eine 
Woche, bis es eine Presseerklärung 
veröffentlicht, in der es heißt : )n 
den vergangeneu zwei Jahren wurde 
bei Eingangskontrollen der Cogema 
in der Wiederaufarbeitungsanlage in 

La Hague festgestellt, .daß die Lade­
fläche von Eisenbahnwaggons mit 
Transportbehältern für bestrahlte 
Brennelemente punktuell Überdi~ in 
den Transportvorschriften zugelasse­
nen Werte hinaus radioaktiv konta­
miniert waren." Und weiter: "Nach 
Angaben des DSIN sind Oberflä­
chenkontaminationen auch bei eine 

. zeinen Transporten aus deutschen 
Kernkraftwerken festgestellt wor­
den." Dies istdie gleiche Sprache wie 
in der DSIN-Presseerklärung vom 
selben tag: keine Zahlen, keine Hin­
tergrundinformation. 

Am 12. Mai 1998 treffen sich Ver­
treter: des deutschen Umweltministe­
riums in Paris mit Vertretern der 

· DSIN. Detaillierte Zahlen über die 
Transporte der Jahre 1997 und 1998 
werden .den deutschen Beamten 
übermittelt. Die Werte sind extrem · 
hoch, undam 14. Mai erklärt das Mi­
nisterium in einer Pressemitteilung: 
"1997. wurden 55 Transporte von 
deutschen Kernkraftwerken zur Co­
gema durchgeführt. Dabei sindirr elf 
Fällen, diesechs deutsche Kernkraft­
werke betreffen (Isar, Phillippsburg; 
Grohnde, Grafenrheinfeld, 
Brunsbüttel und Stade ), erhöhte 
Kontaminationen festgestellt wor-. 
den. In sechs Fällen wurden am Ei­
senbahnwaggon an während des 
Transports nicht zugänglichen Stel- .· 
len, sogenannte "hot spots" auf der 
Fläche von der Größe einer Münze 
mit maximalen Aktivitäten von bis zu 
13.400 Bq gemessen. In fünfFällen 
wurden auf der Bodenwanne des 
Waggons kontaminierte Flächen von 
etwa 300 cm7 mit maximalen Konta­
minationen bis zu 13.000 Bq/cm2 er­
mittelt." Eine solche Oberfläche 
kommt auf etwa 4.000.000 Bq! 1998 
wurden zwei weiitere Fälle von Kon­
taminationen· de:s Bodens der Eisen­
bahnwaggons von bis zu 10:000 Bq/ 
cm2 notiert (siehe~ monatliche Zahlen 
für Details). 

Als Lacoste am 13. Mai 1998 sei­
nen Bericht der Presse vorstellt, gibt 
er an, daß der ·höchste gemessene 
Wert '8000 Bq/cm2 sei, "ein völlig ver­
einzelter Punkt, der sich auf ein Par­
tikel beziehen ··muß. Der nächste 
Punkt müßte bei 1.500 Bq/cm2 lie­
gen." Lacoste erklärt dies 24 Stunden 
nachdem den deutschen Regierungs-



stellen Daten übe:rmittelt worden 
sind, die zeigen, daß dieser Wert we­
der ein Maximum noch derart außer­
gewöhnlich war. Die Tatsache, .daß 
die höheren Werte auf Eisenbahn­

·waggons·gemessen wurden, die aus 
· Deutschland kamen, ist kaut;n eine 
überzeugende Erkllärung. All diese 
Werte sind in Valognes in Frankreich 
gemessen worden. l)as deutsche Mi­
nisterium teilt erstaunlicherweise 
''die Auffassung der französischen Si~ 
cherheitsbehörde DSIN; daß rillt der 
teilweise erheblicheD:Überschreitung 
des Grenzwertes von 4 Bq/cm2 keine 
gesundheitlichen Folgen für die Öf-. 
fentlichkeit verbunden sind". Wie 

. . - . 
auch immer, diese Meinung basiert 
ausschließlich auf der Annahme, daß 
die Kontamination während· des 
Transportes für die Bevölkerung 
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nicht zugänglich sei: In Anbetracht lieh, dilß.viele verstrahlte Punkte ein­
dessen, daß es hier um eine Frage · facli nicht gefunden wurden. Nichts­
von nichtfest haftender Kontamina- -~ destotrotz untersagt dje deutsche 
tiön und loser Partikeln geht, und Ministerin Angela Merke! alle weite­
unter Berücksichdgung der Tatsache, ren Transporte nach La Hague, und _ 
daß die Luftzirkulation um die Be- innerhalb einer Woche verbietet sie 
hälter dahingehend "konstruiert ist, auch die· Transporte nach Sellafield 
daß sie eine. optimale Kühlung der sowie zu den Zwischenlagern in 
Bahnwaggons ermöglicht, gibt es kei- Ahaus und. Gorleben, bis die Unter­
nerlei Garantie, daß die Kontamina- suchung der Angelegenheit beendet 
tion die Umgebung nicht. erreicht hat. ist. · 
In der Tat war ein erheblicher Anteil 
(10 von 44 oder 22%) der Bahnwag­
gons aus französischen Kraftwerken 
auch ap. der Außenseite kontaminiert. 
Es ist eher wahrscheinlich, daß die 
Kontamination an der Außenseite 
nicht zufällig entdeckt wurde, oder,­
mit anderen Worten, angesichts der 
kleinen Zahl der Tests pro Bahn- · 
waggon (17) ist es eher wahrschein-

Am 19. Mai 1998 trifft sich das 
Bundesumweftministeriuni mit den 
entsprechenden Ministerien auf Län­
derebene. Es wird klar, daß in meh­
reren Fällen Transporte abgebrann­
ter Brennelemente aus deutschen 
Kraftwerken auch in der Anlage Sen: 
afield in Großbritannien als konta­
miniert identifiziert . wurden. Arn 
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Die Tobeile zeigt die Konfominaffonswarte pro Maßpunkt an, die jeweils an einem Woggon ous einem deu5chen 
A'f!N on der Umladestoffen in Vologne~ zwischen Februar 1997 und Februor 1\198 gefunden wurden. Die Zahlen 
zeigen, rl'aß Konfominationswerte vom $00 bis zum 3.300fochen des Grenzwertes on einem signifikanten Anteil der 
17 Maßpunkte pro Woggon gemessen wurden. Bei den meisten der Angoben hondelt es sich um "punktuelle nicht · 
fest hoftnnde betofgamma·Akffvifiit", die etwa der Größenordnung in Bqfcm2 Eln5prechen dürfte. Auch wenn der 
HöchstwEllt von 13.400 Bq auf der Fläche "von der Größe einer Münze" (1 PI oder SDM ?J gefunden wurde, sind 
auch gröllere Flüchen (z.B. die gesamte Maßflüche von 300 cm2 !J mit bis zu 13.000 Bqfcm2 identifiziert wor' 
den. Vor o.llem ober beweist die Tobelle, daß die höchsten (bekanntgewordenen) Konfominationswerte ous den letz· 
ten 18 N,onoten stnmmen, und daher keineswegs davon die Rede gewesen sein kann, daß EVUs und Industrie dos 
Problem dabei waren, das Problem "in den Griff zu bekommen". 
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nächsten 
Tag findet im 
Umweltmini­
sterium em 
Hearing mit 
h:hn Ver­
tretern 
EVUs, d~r 

Transportge­
sellschaften 
Nuclear Car­
go + Service 
sowie NTL. 
(Nukleare 
Transportlei­
s tun g en), 
Vertretern 
verschiede­
ner Ministe­
rien, des 
Bundesam­
tes für Strah­
lenschutz 
und anderen, 
statt. Als sie 
aus dem 
Treffen· her­
auskommt, 
ist Umwelt­
ministerin 
Merke! sicht­
bar wütend. 
Während des 
Hearings ha- . 
ben die Fir­
menvertreter 

. zugegeben,· 
daß sie seit 
den 80er 
Jahren von 
dem Pro­
blem gewußt 
hätten, ohne 
die Behör­
den zu infor­
mieren. Mer­
ke! betont in 
einer Presse­
erklärung 
"Das Bun­
desumwelt­
und das 
Bundesver­
kehrsmini­
sterium ha­
ben dieses 
v~~rhalten 

scharf kri ti­
siert". Die 
Transportge­
sellschaften 

werden informiert, daß alle Trans­
porte abgebrannter Brennelemente 
bis auf weiteres ausgesetzt seien. 

Frau Merke! erklärt außerdem, 
daß "behördliche Meldungen aus 
Frankreich sind aus Gründen, die 
vom BMU nicht zu bewerten sind, 
unterblieben" sind. 

Während es immer noch unklar 
ist, wann die französische Stromge­
sellschaft EDF erstmals durch die 
Cogema von dem Problem der Kon­
tamination unterrichtet worden ist, 
und während darüber so gut wie kei­
ne Informationen veröffentlicht wur­
den, liegen jetzt die Beweise dafür 
auf dem Tisch, daß die deutschen Be­
treiber seit langem von dem Problem 
wußten. Die Betriebsleiter von Atom­
kraftwerken in Niedersachsen zum 
Beispiel waren sich des Problems seit 
15 Jahren vollauf bewußt: 

• zwischen 1984 und 1989 wur­
den mindestens 8 Transporte vom 
Atomkraftwerk Unterweser in Valo­
gnes als kontaminiert befunden, Be­
hälter zwischen 7,4 Bq/cm2 und 74 
Bq/cm2 und die Eisenbahnwaggons 
zwischen 14,8 Bq/cm2 und 7.400 Bq/ 
cm2 , bereits beinahe 2.000fach über 
dem Grenzwert; 

• 1990 wurden drei Bahnwag­
gons aus Grolmde als kontaminiert 
identifiziert, mit bis zu 3.700 Bq/cm2; 

• zwischen 1991 und 1996 wur­
den bei 12 Transporten aus dem 
Atomkraftwerk Stade Kontaminatio­
nen zwischen 10-150 Bq/cm2 für die 
Behälter und 30 bis 3000 Bq/cm2 für 
Bahnwaggons gemessen. 

Der allgemeine Aufschrei nach 
der Aufdeckung dieser Tatsachen 
war in Deutschland beträchtlich grö­
ßer als in Frankreich. Konrad Frei­
berg, Sprecher der Polizeigewerk­
schaft, nennt die Atomindustrie ein 
"Kartell der Lügner", daß "die Demo­
kratie vor die Wand gefahren'' habe. 
Der Druck auf Merke! ist enorm. Sie 
hat im Prinzip keinen Ausweg: ent­
weder hat ihre Verwaltung von der 
Kqntamination gewußt, ohne sie öf­
fentlich bekannt zu machen, oder die 
Überwachung und Kontrolle des 
Sektors ist derart ineffizient, .daß ihre 
Beamten von nkhts gewußt haben. 

Am 27. Mai 1998 erscheint Merke! 
vor dem Umweltausschuß des Bun-



destagesund präsentiert außer einem 
25-seitigen Bericht mehrere hundert 
Selten von Daten über Strahlenmeß­
werte. Der Bericht erkennt an, daß 
die Grenzwerte für Oberflächen­
strahlung aus Gründen der öffentli­
chen Gesundheit festgelegt und von 
Empfehlungen der IAEA (Interna­
tionaleAtomenergie-Behörde) abge­
leitet worden sind: "Die Grenzwerte 
sind Vorsorgewerte, die zur Begren­
zung der Radioaktivität insbesonde­
re auf zugänglichen, berührbaren 
Oberflächen zum Schutz der Perso­
nen festgelegt worden sind, die ar­
beitsbedingt täglich Versandstücke 
handhaben." Andrö Claude Lacoste 
von der DSIN, der zunächst vorgege­
ben hat, die Grenzwerte entsprächen 
den "geringsten meßbaren Werten". 
(was technisch falsch ist), fährt jetzt 
in wunderbarer Harmonie mit den 
Betreibern EDF und Cogema fort, 
den Begriff "Sauberkeitswerte" zu 
benutzen. 

Frau Merkeis Bericht ist ein Do­
kument der Anklage gegen die 
Stromindustrie. Er erwähnt, daß das 
EBA (Eisenbahn Bundesamt) recht­
liche Untersuchungen über die Verc 
antwortlichkeifen aller beteiligten 
Firmen eingeleitet habe. Die Ministe­
rin schließt rechtliche Konsequenzen 
nicht aus. 

Amselben Tagbringt die Frakti­
on der Grünen im Parlament einen 
Entschließungsantrag ein, der von 
Ministerin Merke! fordert, zurückzu­
treten und den Transportunterneh­
men die Zuverlässigkeit abzuspre­
chen (eine Bedingung für da~ Erhal~ 

· ten einer Betriebsgenehmigung nach 
dem deutschen Atomrecht). Die 
Grünen verlangen ein Verbot der 
Wiederaufarbeitung und das Aufstel­
len eines Planes für den Ausstieg aus 
der Atomenergie. 

Am 3. Juni 1998 informiert das 
StaatlicheUmweltbüro in Darmstadt 
das hessische Umweltministerium, 
daß es auf dem Gelände des öffent­
lichen Bahnhofs in Darmstadt auf ei­
nem Gestell für abgebrannte Bren­
nelemente aufeinem LKW der Co­
gema einen "hot spot" mit 50.000 Bq 
gefunden hat. Dies ist der bisher 
höchste festgestellte Wert, aber 
höchstwahrscheinlich nicht das Maxi­
mum da draußen. 

••• Der Castor-Skandal 6 
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·.~ Der Castor-Skandal a 

lfamburg und:· Schleswig-Holstein 
Castor ist nu1r ein anderes Wort für Atomstaat 

von Dirk Seifert 

. Vorweg: Costor ist nur ein anderes Wort 
für Atomstoot! 

Noch vor wenigen Wochen ging 
die Atomwirtschaft mit dem Slogan 
"Gerraugenommen ist Castor nur ein 
anderes Wort für Demokratie" öf­
fentlich·hausieren. Das war schon da­
mals eine Provokation. Denn ange­
sichts der enormen Risiken, die mit 
der Atomenergienutzung verbunden 
sind, braucht gerade dieser Irrduc 
striezweig ein Höchstmaß anAbschir­
mung und Geheimhaltung. DieAtom­
wirtschaft übersteigt bei weitem die 
Möglichkeiten einer (parlamentari­
schen) Demokratie, bzw. unterhöhlt 
sie Schritt für Schritt. 

Immer wieder hat sich in ·den ver­
gangeneu Jahren. die fatale und le-

. bensgefährliche Abhängigkeit von den 
Betreibem, von Technokraten; gezeigt: 
In Brunsbüttel versuchte die Bedien­
mannschaft nach einem schweren Stör­
fall die erforderliche Notabschaltung 
des Reaktors per Hand zu stoppen 
(1978), in Biblis pfuschten Techniker 
während eines Störfalls an Ventilen 
herum, was ohne weiteres zum. Su­
per-GAU hätte führen können 
(1987), ck Transnuklear-Skandal 
ni.achte deutlich, daß Bestechung und 
Betrug auch vor hochgefährlichem 
Atommüll nicht ha:ltmacht. Und im­
mer wieder wurden Kontrollsysteme 
erweitert und ausgebaut, es wurde 
"tief geschnitten"- und was hat es ge­
bracht? 

Es ist doch völlig klar, daß die 
Betreiber nichtjedes Problem fröh­
lich weiter melden .. Sie wissen natür­
lich, daß jede echte Panne, die be­

. kannt wird, sofort zu heftigen und kri­
tischen Reaktionen in der Öffentlich­
keit führt und dabei immer wieder 
die Stillegung ihrer Atomanlagen am 
Horizont blinkt. Und auch viele bei 
den Aufsichtsbehörden zuständige 
Menschen haben nicht unbedingt das 

Interesse, die Öffentlichkeit über die 
Risiken der Atomwirtschaft auf dem 
laufenden zu halten. Und natürlich 
stellt sich auch die Frage, wie denn ein 
Behördenmitarbeiter reagieren soll, 
der möglicherweise jahrelang von den 
Grenzwertüberschreitungen oder 
anderen Vorfällen wußte, diese aber 
persönlich für nicht weiter relevant 
einschätzte und der politisch.en Füh­
rung nichts mitteilte? Nimmt man 
also den Slogan der Atomwirtschaft 
wieder auf, dann muß es wohl hei­
ßen: "Castor ist nur ein anderes Wort 
für Atomstaat!" 

Die HEW und der T ronsporteskondol 

Bislang scheint es noch so, als 
könnten die Hamburger Elektrizi­
täts-Werke (HEW) glimpflich davon­
kommen. Denn anders als die ande­
ren Energieversarger behaupten die 
HEW, erstens von den Kontamina­
tionen mit einer Ausnahme gewußt 
zu haben und zweitens - was wichti- · 
ger ist - die zuständige Aufsichtsbe­
hörde in Schleswig-Holstein mit einer 
Ausnahme informiert zu haben. Die 
HEW sind zusammen mit Preußen 
Elektra an denAKWs Brokdorf, Sta­
de, Krümmel und Brunsbüttel betei­
ligt und haben in Krümmel und 
Brunsbüttel die Federführung. 

1986 und 1988 sind aus dem AKW 
Brunsbüttel Atomtransporte ver-

. strahlt in La Hague eingetroffen. In 
beiden Fällen, behaupten die HEW, 
hätten Mitarbeiter aus demAKW die 
zuständige Aufsichtsbehörde münd­
lich über diese Vorfälle informiert 
und der Behörde auch dargelegt,. 

. welche Gegenmaßnahmen ergriffen 
wurden, um das Problem abzustellen. 

Energieminister Claus Möller be­
stritt diese . Behauptung der HEW. 
Der zuständige Mitarbeiter im Mini­
sterium könne sich daran nicht erin­
nern und außerdem sei eine bloß 

mündliche Mitteilung dem Vorgang 
nicht angemessen. Ein schwaches 
Dementi! Lediglich einen Brunsbüt­
tel-Transport im Sommer 1997 hät­
ten die Kieler nicht mitgeteilt bekom­
men. Gerrau von diesem Transport 
behaupten jedoch auch die HEW 
erst im Mai 1998 etwas erfahren zu 
habeiL Außerdem fehlt natürlich 
nicht der Hinweis, daß dieser Trans­
port beim Verlassen des AKW-Ge­
ländesden vorgeschriebenen Grenz­
werten entsprochen habe. 

Auch im bislang einzigen Fall eic 
nes kontaminiert angelieferten Leer­
behälters am AKW Krümmelist nach 
Angaben der HEW die Aufsichtsbe­
hörde informiert worden. Differenzen 
zu dieser Behautpung gibt es ledig­
lich in Fragen des Zeitpunktes: Kiel 
kritisiert, man habe erst davon erfah­
ren, als die Dekontamierung bereits 
abgeschlossen gewesen sei. 

Eine· durchaus pikante Situation. 
Denn während alle anderen Betrei­
ber zugegeben haben, die zuständi­
gen Aufsichtsstellen nicht informiert 
zu haben, wollen die HEW gerrau 
dies getan haben. 

Tatsächlich ist das gar nicht so 
abwegig. Denn erstens regierte bis 
Herbst 1988 noch die CDU in :Schles­
wig Holstein. Bei der engen Allianz 
zwischen der schleswig-holsteinischen 
Stoltenberg-Barschel-CDU und der 
Atomwirtschaft brauchten sich die Be- . 
treiber kaum Sorgen machen, daß die 
Geschichte irgendwie an die große 
Glocke gehängt worden wäre. Hinzu 
kommt zweitens, daß Ende 1988 der 
Transnuklear-Skandal die Schlagzei­
len beherrschte und es nicht weiter 
schwierig gewesen sein dürfte, die 
"unwesentlichen" Kontaminationen 
stillschweigend zu übergehen. 

Und seitdem hat sich bei der Be­
handlung des Atomtransporte-Pro­
blems in Schleswig-Holstein weder un­
ter der Alleinregierung der SPD (Jan­
sen I Möller) noch unter der jetzigen 
rot-grünen Regierung (Möller !Voigt) 
etwas Wesentliches' geändert. 
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Daß auch die "weltbeste" Auf­
sichtsbehörde es 1994 (SPD-Allein­
regierung) nicht für nötig befand, die 
Öffentlichkeit auf den verstrahlten 
Leertransport aufmerksam zu ma­
chen, spricht für sich. Obwohl es seit 
Anfang der 90er Jahre immer wieder 
zu Blockaden und Aktionen im Zu­
sammenhang mit den Krümmel­
Transporten gekommen war und da­
bei sogar ein mehrmonatiger Trans­
portestopp aufgrund maroder Schie­
nen erreicht wurde, gab es über den 
kontaminierten Behälter keinerlei 
Informationen für die Öffentlichkeit. 
Es mag auch sein, daß man verhin­
dern wollte, daß der kontaminierte 
Behälter in irgendeiner Weise mit 
den seit Anfang der 90er Jahre ge­
häuft aufgetretenen Leukämie-Er­
krankungen bei Kindern in Verbin­
dung gebracht werden könnte. Soll­
te die politische Führung nichts ge­
wußt haben, dann müßte es wohl hei­
ßen: die zuständigen Mitarbeiter im 
Kiel er Energieministerium haben auf 
Fachebene offenbar nicht die nötige 
Sensibilität gehabt, die enorme poli­
tische und gesellschaftliche Brisanz 
dieser Information zu erkennen. 
Schade eigentlich. 

Allerdings sind die HEW damit 
natürlich nicht raus. Denn immerhin 
haben die HEW offenbar darauf 
hingewirkt, daß sie von in La Hague 
eintreffenden kontaminierten Trans­
panten nichts mehr erfuhr. Nur so 
läßt sich erklären, daß die HEW an­
geblich über den Brunsbüttel-Trans­
port aus dem Jahr 1997 erst im Mai 
1998 etwas erfahren haben. Trifft es 
zu, daß die HEW sich aktiv vom Irr­
formationsfluß abgetrennt haben, 
dann ist das schon ein dickes Ding: 
denn erstens verhindern die HEW 
damit, daß sie überhaupt in der Lage 
sind., daß Problem technisch weiter zu 
bearbeiten. Und zweitens würde ein 
solches Vorgehen darauf hindeuten, 
daß es den HEW einigermaßen egal 
war, in welcher Verfassung der Atom­
müll in La Hague eintraf. 

Das wäre darin fast noch schlim­
mer, als jahrelang das Problem entwe­
der nicht oder nicht ordnungsgemäß 
weiter gemeldet zu haben: Um nichts 
melden zu müssen, hat man einfach 
dafür gesorgt, daß man selbst nichts 
mehr erfährt. So einfach ist das! 

(9.6.98) 
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Bayern 
Erschütterun~1en - sogar im At~~m-Freistaat 

Pflichtgemäß reagierte der baye- · 
rische Umweltminister Thomas Gop· 
pel. Er, der sonst Atomkraftgegne­
rinnen gern als "Sauköpfe" be­
schimpft, spielte diesmal gegenüber 
der Atomindustrie den Empörten. 
Beschämend sei es, daß die Kraftwerks­
betreiber seit 12 Jahren von der Ver­
strahlung gewußt und nichts unter­
nommen hätten. Ministerpräsident 
Edmund Stoiber gab i1magegerecht 
den Entschlossenen und forderte gar 
personelle Konsequenzen bei den be­
tmffenen Unternehmen .. Davon darf 
man sich aber nicht täuschen lassen. 
Obwohl die CSU-Regierung von ih­
rem Lieblingskind Atomindustrie hin­
ters Licht geführt wurde - wenn es 
denn stimmt - hält sie der "nuclear 
community" unverbrüchlich die Treue. 

Am liebsten hätte Wirtschaftsmi­
nister Otto Wiesheu Ende Mai auf der 
Jahrestagung Kerntechnik in München 
die verseuchten Transporte gar nicht 
angesprochen. Abweichend von sei­
nem atomtransportfreien Redema­
nuskript mahnte er nur kurz: "An ei­
ner optimalen offenen Informations­
politik kommt keiner vorbei." Und 
sang dann doch wieder das Hohe 
Lied der Kernkraft und warnte vor 
dem Verzicht auf die Atomenergie: 
"Jeder weiß, daß wir die richtigen Si­
cherheitsanforderungen haben." 

Peinlich für die weißblauen 
Atomfetischisten in der Staatsregie­
rung ist es allemal, daß das Bayern­
werk zu den ersten gehörte, die von 
den radioaktiven Kontaminationen 
wußten. Schon 1986/87 wurden die 
Betreiber des Atomkraftwerks Ohu 
1 bei Landshut über insgesamt neun 
Fälle von Grenzwertüberschreitun­
gen informiert. Und es wurde heftig 
gebastelt daraufhin. Da ein bißchen 
Silikon, dort eine zusätzliche Abkle­
bung mit Folie. Und alles, ohne daß es 
den Aufsichtsbeamten aus dem Um­
weltministerium auffiel? 

Die größere Anlage Ohu 2 aus 
der Baulinie 80 - den letzten in der 
Bundesrepublik gebauten Atommei­
lem - gehört zu. den aktuelien Pro-

von Kar/ Ammansberger 

blemfällen. Ein Transport- nach ei­
nem weiteren früheren Fall - aus dem 
leistung;;stärksten Atomkraftwerk 
Deutschlands wurde 1997/98 von den 
Franzosen als unzulässig hoch konta­
miniert gemeldet. 

Auch das Vorzeigekraftwerk des 
Bayernwerks blieb von dem neuen 
Atomskandal nicht verschont. Gleich 
neun Mal überschritten die aus Gra­
fenrheinfeld stammenden Wagg~ns 
die Grenzwerte. Und dann wurde auch 
noch Verladegetät, das beim Umladen 
von der Straße auf die Schiene in 
Gochsheim eingesetzt wird, mit 50,000 
Becquerel auf einem Bahngelände in 
Darmstadt entdeckt. 

Von Gun"dremmingen war lange 
wenig die Rede. Das liegt einmal dar­
an, daß hier das RWE verantwortli­
cher Betreiber ist (Bayernwerksan­
teil 25% ), aber auch dar an, daß das 
RWE nicht mehr auf die Wiederauf­
arbeitung setzt. Es hat frühzeitig ent­
sprechende Verträge gekündigt. Aus 
Gundremmingen ging im Herbst 1997 
der letzte. Transport nach La Hague. 
Doch auch die beiden Gundremmin- ' 
ger. Reaktoren blieben nicht unge­
schoren - und mit ihnen der Castor. 
Hieß es Anfangs noch, nur Trans­
portbehälter und Waggons französi­
scher Bauart seien betroffen, mußte 
die Atomlobby schließlich einräu­
men, daß auch der Castor über die 
Maßen verseucht war. Zwar "nur" 
75% über dem Grenzwert von 4 Bq/ 
cm2 im Gegensatz zum über 3.000-fa­
chen bei den La Hague-Transporten. 
Aber das, obwohl er - anders als für 
reine Transporte - für die Lagerung. 
in Ahaus penibelst geputzt wurde. 
Da steht der im März 1998 unter gro­
ß.m Aufwand nach Nordrhein­
Westfalen geschaffte Mythos der deut­
schen Atomindustrie ("Genaugenom­
men ist Castor nur ein anderes Wort 
für Sicherheit") und ist durch die un­
zulässige Verstrahlung zum ganz ge- . 
wöhnlichen Stahlbehälter mutiert. 

Derweil ging die scheibchenweise 
Informationspolitik munter weiter. 
Und das Vertrauen in die Atomwirt-



schaft fiel auch bei Gutgläubigen wie 
ein Kartenhaus zusammen. Noch am 
25. Mai hatte das Bayernwerk - in 
diesem Jahr Sprecher der deutschen 
AKW-Betreiber - in einer großange­
legten PR-Show an einem abfahrbe­
reiten Transportbehälter in Ohu de­
monstriert, wie eigentlich alles geht. 
Vorstandsmitglied Eberhard Wild 
bezeichnete die aufgetretenen Konta­
minationen als "Fliegenschiß" und 
bestrittjede Meldepnicht. 

Sein Vorstandskollege Otto Ma­
jewski bewies einen Tag später schon 
mehr Realitätssinn. Es sei eine hand- 1 

feste von den Betreibern mitverur­
sachte gesellschaftspolitische Vertrau­
enskrise entstanden .. Der Vorfall zei­
ge, daß bei Störungen die Gegner­
schaft zur Kernenergie wieder aufbre­
che, sagte der Vorsitzende des Bayern­
werks auf der Jahres1tagung Kerntech­
nik. Doch auch er verschwieg zu die­
sem Zeitpunkt noch, daß in Ohu 1 
und 2 sowie in Grafenrheinfeld vom 
Bayernwerk in den Kri!ftwer:ken 
selbst in 38 Fällen überhöhte Konta­
minationen an den eigenen Behältern 
festgestellt worden waren. Bis zu 555 
Bq/cm2 maßen die Strahlenschützer 
in den betroffenen Kraftwerken. 
Und wieder soll weder die Aufsichts­
behörde noch die Kraftwerksleitung 
etwasgewußt haben? 

Für die Atomkraftgegnerinnen in 
Bayern sind die Vertuschungen nichts 
Neues. Das Landshuter Bürgerforum 
gegen Atomkraftwerke erinnerte dar­
an, daß die ungesetzliche Heimlich­
tuerei beim Bayernwerk System 
habe, So seien die in den Rohrleitun­
gen des Siedewasserreaktors Ohu 1 
aufgetretenen Risse ebenfalls ver­
heimlicht worden. Ebenso wie die bei 
einem Brennelementwechsel in das 
Reaktorbecken gefallenen Kugeln. 
Für die Landshuter Atomkraftgegne­
rinnen - das Bürgerforum und die 
Kreisgruppe des Bund Naturschutz 
(BN) - ist die "Atomindustrie außer 
Kontrolle". Sie fordern, dem Bayern­
werk die Betriebserlaubnis für seine 
Atomkrilftwerke zu entziehen. Der Lan­
desverband des BN schloß sich dieser 
Forderung an und will die Betreiber 
auch strafrechtlich belangt wissen. 

Um strafrechtliche Konsequen­
zen geht es auch dem jüngst gegrün­
deten Verein "Energiewende atolll­
kraftfreies Schwaben". Die schwäbi-

dem die Aufhebung der Urteile ge­
gen die Mitglieder der Mahnwache 
Gundremmingen. Die Mahnwache 
gehört zu den aktivsten Beobachter­
Innen aber auch Behindererinnen 
dr Atomtransporte in Bayern. 
Sonntag für Sonntag protestieren sie 
vor dem Kraftwerkstor. Und viele 
der Transporte von Gundremmingen 
nach La Hague und Sellafield wurden 
von ihnen blockiert. Selbst zahllose 
Verurteilungen könnten die Gruppe 
nicht zerschlagen. Sie bewiesen an­
ders als z.B. die Landshuterinnen -
die 1990 die Transporte in Bayern 
erstmals thematisierten - ein beein­
druckendes Durchhaltevermögen. 

Der dritte bayerische AKW-Stand­
ort Grafenrheinfeld mit seinem Verla-
debahnhof Gochsheim macht augen­
blicklich wohl am meisten von sich re­
den. Nicht nur wegen des verseuchten 
Verladegeräts. Aufgeschreckt durch 
vier Leukämiefälle am Ort stellte die 
Bürgerinitiative Strafantrag wegen 
"vorsätzlichen Freisetzens ionisieren­
der Strahlen" und wegen "vorsätzlicher 
bzw. fahrlässiger· Körperverletzung". 

Auch den bayer~schen Landtag 
beschäftigt der Atomtransport-Skan­
daL Für die Grünen, diebei den Wah­
len im Herbst um ihren Wiedereinzug 
in den Landtag bangen, könnten die 
Vorfälle den .ersehnten Stimmungs­
umschwung bringen._Die bayerischen 
Grünen haben mit zwei Dringlich­
keitsauträgen sofort reagiert. Sie for­
derten von der Staatsregierung Aus­
kunft über den Skandal, vor allem aber 
einen Transportstopp und zum wieder­
holten Mal den sofortigen Ausstieg 

schen Atomkraftgegnerinnen for- Costor·Behälter verlassen dos AKW Gundremmingen 
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aus der Atomenergie. Zwei Wochen 
später zogen auch die SPD und die 
CSU mit Berichtsanträgen nach. Um­
weltminister Goppel wird den er­
wünschten Bericht allerdings erst 
nach dem Redaktionsschluß dieser 
Broschüre geben. Den Transportstopp 
erließ er dagegen schon wenige Tage 

_ nach demAlltrag der Grünen. Der For­
derung nach Entzug der Betriebser­
laubnis, die die Grünen in einem wei­
teren Dringlichkeitsantrag erhoben 
haben, wird Goppel dagegen nicht 
nachkommen. 

Einen Antrag auf Einsetzung ei­
iles Untersuchungsausschusses ver­
warfen die Bündnisgrünen zugunsten 
einer Großen Anfrage, da in den we­
nigen Wochen bis zum Ende der Le­
gislaturperiode kaum Ergebnisse zu 
erwarten wären. Mit über 100 Fragen 
wollen die Grünen stattdessen Licht 
in das Ausmaß und d{e Ursachen der 
radioaktiven Kontamination bringen. · 
Ebenso sollen die Informationspoli­
tik und die staatliche Kontrollle mit 
ihrem völlig unzulänglichen Meßpro­
gramm untersucht werden. Vor allem 
aber interessiert die Grünen die ge­
sundheitliche Gefährdung und die 
notwendigen Konsequenzen. 

Die absehbaren Konsequenzen für 
den Betrieb der bayerischen Atom­
kraftwerke werden voraussichtlich ge­
ring sein. Das Bayernwerk hat nach ei­
genen .Aussagen noch Lagerkapazitä­
ten für fünf Jahre in seinen Kraft­
werken. Der Entsorgungsnachweis 
verlangt -sechs. Aber da wird die 
Bayerische Staatsregierung im Zwei­

. fel "fünfe gerade sein lassen". 
(8.6.98) 

Foto: A. Lobe 
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Allein in Niedersachsen 95 Atom­
transporte mit Außenkontamination 

Es sind Gefahren für die Gesund­
heit der Transportarbeiter und gleich­
zeitig Verstöße gegen internationales 
TJ·ansportrecht, und sie existieren 
schon so lange, wie abgebrannte 
Brennelemente aus niedersächsischen 
Atomkraftwerken zur. Wiederaufar­
beitung nach Frankreich und Groß­
britannien transportiert werden. Daß 
strahlende Partikel dort sitzen, wo sie 
auf keinen Fall hingehören - außen 
auf den Atommüllbehältern, und 
nicht in ihnen ~-das W1lrde in Nieder­
sachsen schon vor achtzehn Jahren 
erstmals festgestellt c nach Angaqen 
des niedersächsischen Umweltmini­
ste:riums imAKW Stade im Jahr 1980. 

Bei der Durchsicht der nun er­
-halteneil Unterlagen über Atomti-ans­
porte, die erst knapp zur Hälfte abge­
schlossen ist, ist die niedersächsisclle 
Atomaufsicht denn auch bei allen vier 
AKWs des Landes fündig geworden: 
Nach 40 Transporten aus den AKWs 

· Grohnde, Lingen, Stade oder Unter­
weser haben die Betreiber die Mel­
dung aus Frankreich_ oder Englancj. 
erhalten, daß die dort angekomme­
nen Brennelementbehälter oder die 
zum 'fransport eingesetzten Waggons 
mit mehr als 4 Becquerel pro Qua­
dratzentimeter kontaminiert waren 
und somit bei der Ankunft den inter­
nationalen 'fransportvorschriften nicht 
entsprachen. Insgesamt 55mal kamen 
leere Transpo_rtbehälter oder deren 
Waggons kontaminiert in den nie­
dersächsischen Kraftwerken än. 
Zweimal in Grohnde, 14mal in Lin- · 
gen,, i2mal in Stade und gleich 27mal 
im AKW Up.terweser haben die nie­
dersächsischen Betreiber nachAnga­
ben des Umweltministeriums selbst 
nach Leertransporten -Grenzwert­
überschreitungen gemessen. • Von 
knapp über vier bis !zu einer punkt~ 
förmigen Kontamination von 23.000 
Becquerel· reichten die gemessenen 
Werte. Diese Messungen strafen die 
zunächst a,ufgestellte Schutzbehaup-
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tung lügen, mir im Ausland und kei­
neswegs in deutschen Atomkraftwer­
ken seien Grenzwertüberschreitun­
gen festgestellt worden. 

Bei den 40 Grenzwertüberschrei~ 
tungen von Transporten aus den vier 
Atomkraftwerken nach Großbritan­
nien und Frankreich, die nach Nie­
dersachsen zurückgemeldet worden 
sind, entsprachen nach Angaben des 
Umweltministers alle Behälter bei der 
Abfahrt noch den Transportvorschrif­
ten, überschrittenbei den sogenann­
ten Wischtests nicht den Grenzwert. 
Bei diesen Wischtests wird an ver­
schiedenen Stellen der Behälter je­
weils eine Fläche von 300 Quadrat­
zentimetern gereinigt und anschlie­
ßend der Lappen gemessen, dessen 
Radioaktivität dann unter 1200 Bec­
querel; eben unter 4 Becquerel pro 
gewischtem Quadratzentimeter lie-

. gen muß. Wenn in Niedersachsen tat­
sächlich korrekt gewischt und ge­
messen w'urde, und die in.Frankreich 
und Großbritannien gemessenen 
Werte dennoch über dem Gren:lwert 
lagen, so bedeutet dies, daß die Behäl­
ter aus Niedersachsen während des 
Transports radioaktive StQffe freige­
setzt haben, wahrscheinlich in Form 
radioaktiver Flüssigkeiten,_etwa aus 
Ritzen und Schraubengewinden. Wel­
cherTeil von diesen freigesetzten Stof­
fen bei der Ankunft noch an den Be­
hältern und in den Waggons haftete 
w1d welcher andere Teil auf dem 
Bahntransport vom Fahrtwind da-. 
vongetragen wurde, weiß letztlich 
niemand. Die höchste Kontamination 
wmde in Frankreich . in zwei Wag­
gons aus demAKW Grohnde gemes­
sen: Es waren punktförmige Konta­
minationen von 13.000 bzw. 13.406 
BecquereLNach der Wischtestmeilio­
de .entspi-icht dies .43 oder 45 Bec­
querel pro Quadratzentimeter ode.r 
eimer gut zehnfachen Überschreitung 
des Grenzwertes. 

In einer der pimktförmigen Kon~ 

VOf! Jürgen Vages 

taminationen wurden in Frankreich 
sogar Alpha-Strahler mit einer Akti­
vität von 13 Becquerel nachgewie­
sen. 

Die leeren Behälter oder Waggons, 
die kontaminiert in den vier nieder~ 
sächsischen AKWs angekommen 
sind, wurden zunächst gemessen, 
dann gereinigt und ein zweites Mal 
gemessen. In die Transportpapiere, 
die später der Atomaufsicht im nie­
dersächsischj~n Umweltministerium 
zur Prüfung vorgelegt wurden,· ha­
ben die Betreibei- stets die Werte der 
zweiten Messung ·eingetragen. Die 
eingetragenen Werte langen unter 
dem Grenzwert von 4 Becquerel. 
Über die Grenzwertüberschreitun­
gen führten die AKW-Betreiber ge­
sondert Buch- in Unterlagen, die die 
Atomaufsicht zwar zur Prüfung hätte 
einsehen können, die aber nicht wie 
die Transportunterlagen routinemä­
ßig dem Ministerium vorgelegt wer­
den mußten.· Der niedersächsische 
Umweltstaatssekretär hat diese Art 
der Dokumentation als "Fälschung 
von Meßprotokollen" kritisiert. Wer 
Meßprotokolle fälsche, dürfe ~,nicht 
weiter mit Kernbrennstoffen umge­
hen",· stellte Schulz die Zuverlässig­
keit des Personals in Grohnde und 
damit letztlich die der Preußen Elek­
tra in Frage. 

Preußen Elektro bestreitet 
Jnfonnofionen imrückgeholten zu hoben 

Diesem Vorstoß des Staatssekre" 
tärs folgte allerdmgs postwendend der _ 
Rückzug ·des UmWeltministeriums. 
Landeswnweltminister Wolfgang Jütt­
ner sah bereits wenige Tage später 
keinen Anlaß, an der Zuverlässigkeit 
der niedersächsischen AKW-Betrei­
ber zu zweifeln. Vor diesem .Frei­
spruch hatte di,e Preußen_ Eleki:ra in 



einer Pressemitteilung darauf hinge· 
wiesen, daß die beiden Eingangsmes­
sungen in Grohnde, bei denen . die 
nicht in die Transportpapiere einge­
tragenen Kontaminationen festge­
stellt wurden, "im Beisein des von . 
der Aufsichtsbehörde hinzugezoge­
nen Gutachters" durchgeführt. wor­
den waren. Unter d1~r Aufsicht des 
Hannoverschen TÜV waren mithin. 
die kontaminierten leeren Behälter 
gemessen worden. Jüttner konnte 
später im Landtag ·nur noch erklä~ 
ren, der TÜV sei bei diesen Messun­
gen nicht für das Land, sondern für 
die Preußen Elektra tätig gewesen, 

Darüber hinaus bestritt die Preu-,. 
ßen Elektra energisch, überhaupt je­
mals Informationen über Kontami­
nationen zurückgehalten und damit 
gegen Meldepflichten gegenüber der 
Atomaufsicht verstoßen zu haben~ 

· Alle bekanntgewordenen Kontami­
nationen seien iil den Kraftwerken 
dokumentiert. "Über die Jahre war 
eine große Zahl von Personen und 
Institutionen in die Bearbeitung ein­
geschaltet", teilte der Stromkonzern 
am 2, Juni 1998 mit. Demnach haben 
"über Jahre. eine große Zahl von In­
stitutionen und Personen" die 
Grenzwertüberschreitungen, die Ver- . 
stöße gegen das Transportrecht, ge­
duldet. Die Preußen Elektra will sich 
auch stets bemüht haben, "die Yerfah~ 
ren. zur Verhinderung von Kontami­
nationen beim Beladen der Behälter 
zu verbessern." 

Die Kontaminationen waren also 
der Atoingemeinde, bei den Betrei­
bern, den Gutachtern, den Aufsichts­
gremien bis hin zur EU und "den 
Fachleuten international". (Preußen 
Elektra) du,rchaus bekannt. Die Ge­
sundheitsgefahren und Rechtsverstö­
ße wurden verschwiegen und gedul­
det, eben weil· sie nur durch einen 
Stopp der Transporte abzustellen. ge­
wesen wären. Die Rechtslage war al-

. lerdings 'immer einde]ltig. Das Atom­
gesetz erlaubt in Paragraph 4 die Be­
förderung. von abgebrannten Bren­
nelementen nur, ",N'emi gewährleistet 
ist; daß die Kernbrennstoffe unter Be­
achtung der Rechtsvorschriften über 
die Beförderung gefährlicher. Güter 
befördert werden." Und genau in ei­
ner solch~n Rechtsvorschrift, der 
Gefahrgutv:erordnung, ist der 4-Bec~ 
querel-Grenzwert festgeschrieben. 

. 13.6.98 
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. Baden-Württemberg; 
Sicherheitslügen ohne Ende 

von Herbert Würth 

In N eckarwestheiinproduzieren. 
2 Atomkraftwerke hochradioaktiven 
AbfalL Mit 147 T1·ansporten gingen 
Brennstäbe zur Wiederaufarbeitung 
nach La Hague in Frankreich, 1997 
gingen drei nach Sellafield in Eng­
l~nd und je drei Castoren wurden 
nach Gorleben (1997) und nach 
Ahaus (1998) durchgeprügelt. 

Daß die "Wiederaufarbeitung" 
· kein Sicherheitsproblem darstellt, 
konnten Gemeinderäte von Neckar­
westheim und den Anliegergemein­
den in vom Atomkraftwerk "!Jrgani- · 
sierten" Reisen nach La Hague und 
anderen Standort·~n bereits vor Jah­
ren erfahren. Erst im letzten Jahr, 
nachdem der Vertrag mit La ilague 
ausgelaufen war mnd die hochradio­
aktiven Brennstäbe jetztnach Sella­
field in England gehen, wurden.zahl­
reiche Journalisten zu einer Grup­
penreise nach England eingeladen. Das 
Motto der Atomindlistrie: "AU,es läuft 
wie geschmiert", wird in Neckarwest­
heim seit Jahren praktiziert. Zumal 
der kaufmännische Geschäftsführer 
Wiedemarm als CDU Gemeinderat 
und stellverttetemdet Bürgermeister 
in Neckarwestheim auch politisch in 
der ersten Reihe sitzt. 

· Durch den zunehmenden Wider­
stand gegen die Atomtransporte sah· 
sich das AKW bereits beim CA-. . 
STOR-Transport 1997 gezwungen, in 
großformatigen Zeitungsanzeigen 
eine Gefährdung. zu leugnen. E& wur­
den zusätzlich zahlreiche Broschüren 
zu· "Sicherheitsfragen;, und den an­
geblichen Vorteilen der Atomkraft in 
den letzten zwei Jahren erstellt. In 
allen wird behauptet, daß die Behäl­
ter gemäß den Vorschriften der In­
ternationalen Atomenergiebehörde · 
getestet sind: 
• Falltest aus neun Metern· Höhe 

• halbstündiger Hitzetest bei.800°C 

· Seit März 98 steht offiziellfest, 
dies ist erstunken und erlogen. Die 
bisher zur Wiederaufarbeitung be­
nutzten NTL 11 ~Behälter Wurden nie 

. getestet und hatten .trotzdem 15 Jah" 
re lang eine Tratisportgenehmigung. 
Jetzt brach, bei einem auf Drängen 
der französischen Behörden durch­
geführten Test, der Deckelstoßdämp­
fer ab. Der ganze Behälter ist eine 
Fehlkonstruktion . und auch das 
Bundesamt für Strahlenschutz kam 
nicht umhin, ihn aus dem Verkehr zu 
.ziehen und alle Tra1;1sporte zu verbie­
ten! 

• Falltest aus eimem Meter. auf einen 
. Stahldorn 

Die Haube eines Castor V 19 aus Neckorwestheim wird in der 
Castoi·Umladestation in Dannenbeig enlfernt. 

Foto: Kai Horstmann 
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Verstrahlte Behälter 
aus dem AKW Necktirwestheim? 

Die offiziellen Stellungnahmen 
des Atomkraftwerkes sind der rein-

Quelle: Mo~genpost vom 28.5.98 

porten nach La Hague." 
Am selben Tag erkärt der AKW-. 

Geschäftsführer Wiedernano "nichts 
von _kontaminierten Transporten ge­
wußt zu haben", Die Franzosen hät­
ten "keine offizielle Mitteilung" ge­
macht. Inoffiziell sei man freilich von 
der Transportgesellschaft NTL dar-

ste Krimi: . über informiert worden, daß "einige · 
22.5.98: DasAtomkraftwerk sieht . Meßpunkte. andere s·trahlenwerte 

sich· "zunächst nicht betroffen". 
27.5~98: NachAngaben desAKW­

Sprechers "wartet man noch immer 
au:E Meßprotokolle über die Strah­
lenbelastung bei Atommmüll-Trans-

aufwiesen als bei uns". 
30.5.98: Bisher wären nur die -

Protokolle von 1992 bis 1998 gesich­
tet worden, dabei seien von 45 Behäl-

. tern 7 bei der Ankunft im Atomkraft-

,,Goldene· Regeln" (un)abhängiger TÜV· 
Gutachter für einen Erörterungstermin:. · 
1. Nicht der Genehmigungsbehör­

de widersprechen! 
2; Unkritische Fragen eingehend 

- behandeln urid damif glänzen! 
3. Auf kritische Fragen auswei­

chend antworten, auf Zeitge­
winn spielen, Fragen wiederho­
len und präzisieren lassen! 

4. Vorrede der Behörde (soweit ir­
gend möglich) bestätigen! 

5: Kurze Antworten geben, Details · 
nur soweit speziell gefragt!_ 

6. Anderen Gutachteraussagen 
nicht widersprechen, auch wenn 
sie falsch waren! 

7. Antworten für kritische Fragen, 
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dereu klare Beantwortung un­
zweckmäßig ist, vorbereiten! 

8. Beantwortung von Fragen, die 
nicht zum Fachgebiet des Ange­
sprochenen _gehören, an den 
Projektleiter zurückgeben! 

9: Strenge Disziplin hinsichtlich der 
vorgegebenen Ordnung wah­
ren! 

10. Nichts sagen, wenn nicht dazu 
aufgefordert! 

Keine Erl"mdung, sondern zitiert aus 
_ dem BesprechungSprotokoll des TÜV 

Bayern vom 9.11.83 zur Vorbereitung 
des Erörterungstermins für die - W AA 
Wack~rsdorf. 

werk "leich·t kontaminiert" gewesen. 
''An einzelnen Stelleil seien zwischen 
5 und 25 Becquerel gemessen wor­
den". 

"8 'Ifansporte vom AKW nach 
Frankreich waren verstrahlt, am 
3.März.1995 einer mit dem Höchstwert 
voti 2233 Becquerel."(!) Geschäftsfüh­
rer Wiedernano erklärt, "das Problem 

. Ende April aus der Presse erfahren zu. 
haben, seinen Technikern sei das Phä­
nomen aber schon vorher bekannt 

·gewesen." 
6.6.98: Ganzseitige Anzeigen des 

· AKW in der Presse, unter anderem 
wird erklärt: "In 5 Fällen gab es. aus­
schließlich innerhalb der Abschirm~ 
haube der für diese Transporte ent­
Wickelten Spezialwaggons an eng be-
grenzten Stellen Verunreinigungen -
bis maximal 2233 Becquerel pro 
Quadratzentimeter." 

Kein Wort darüber, daß dies eine 
über 550-fache Grenzwertüberschrei­
tung darstellt! 

Aus dem AKW Phillippsburg 
wurde jetzt zugegeben,_von 1983 (!) 
bis.1998 an 65 Behält~:rn über dem 
Grenzwert liegende Verstrahlungen 
gemessen zu haben. Das AKW Ob­
righeim bestätigt dies bei einem Be­
hälter. 

Inzwischen ist politisch einiges in 
Bewegung . geraten. Sogar im 
"schwarzen" Baden-Württemberg. 
erklärt der CDU Umwelt- und Ver­
kehrsminister Schaufler den Traus­
portstop und droht mit einem mög­
lichen Ausstieg aus der Atomkraft. 

. Der Landesvorsitzende der Polizei­
gewerkschaft, Dieter Berberich, ver­
langt eine unabhängige Überprüfung 
ungeklärter Erkrankungen von Poli­
zisten, die bei Atommüll-'Ifansporten 
eingesetzt waren. Diese Untersu­
chung muß unabhängig von Nuklear­
medizinern erfolgen und auch Auf-

·- klärung darüb1~r bringen, ob bei Ca­
stor-Einsätzen von Beamten mitge­
führte Strahlendosimeter von unab­
hängigen, nicht der Atomindustrie 
verpflichteten Experten ausgewertet 
worden seien. Aufgrund von Anzei­
gen prüft die Staatsanwaltschaft, ob . 
gegen dieBetreiberder AKWs Nek­
karwestheim und' Philippsburg we­
gen der zu hohen Strahlenwerte ein 
Verfahren wegen strafbaren Hand­
lungen eingeleitet werden muß. 
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·Hessen 
Biblis: RWE vertuscht ~mal wieder! 

RWE griff diese freundliche Hilfe­
stellung, damit würde ein potentiell 
langjähriger Weiterbetrieb ihrer 
AKWs ·ohne Entsorgungsproble!lle 
ermöglicht, mit nur begrenzter Begei­
sterung auf. Schließlich würde diese 
von ihnen als Notlösung bet-rachtete 
Option ja Geld kosten. Für den Fall 
der Fälle forderte RWE aber schon 
jetzt schnelle Genehmigung~n ein. 

RWE-Pressemeldung vom 27. 
Mai: "( ... ) möchten wir folgende 
Bunkte kurz klarstellen: 1. Die.Trans­
portbehälter von Typ NTL sind aus 
Biblis immer nachweislich ohne ra­
dioaktiveVerschmutzimg (Kontami­
nation) abgesandt worden." Zei~ 

tumgsartikel von 27. Mai, bezogen auf 
das AKW Biblis: "Aus den dortigen 
Unterlagen (NTL) ergebe sich, daß 
beispielsweise in Jahr 1992 mehrere 
Container in La Haguekontaminiert 
gewesen seien. II 

Insgesamt wurden von Mitte der 
achtziger Jahre bis 1994lm 31 Behäl­
tern, die aus Biblis kamen, bei der 
A][lk:unft in La Hagtie Belastungen 
von 200 bis 14.000 Becquerel pro 
Quadratzentimeter gemessen. Biblis­
Betreiber RWE (Rheinisch-Westfäli­
sche Elektrizitätswerke) wurde dar­
über seit dem 2. Oktober 1987 regel­
mäßig informiert. Erst 1989 benach­
richtigte Biblis das damals CDU ge­
führte hessische Umweltministerium, 
jedoch lediglich über .unterschiedli­
che Meßergebnisse, nicht jedoch 
über die Grenzwertüberschreitun­
geJl. Daraufhin wurde der TÜV mit 
einer Überprüfung beauftragt. Eini­
ge wichtige Schreiben in dieser Sache 

Das lltomkroftwerk Biblis. 
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fehlen in den Akten des hessischen 
Umweltministeriums. 

Dieses Vertuschen von mißliebi­
gen Tatsachen hat beim RWE Metho­
de; Ebenfalls Ende 1987 kam es im 
BlockA desAKW zu einem ernsthaf­
ten Störfall, der das AKW an den 

. Rand des Super-GAUs brachte.Auch 
dies wurde vom RWE verschwiegen 
und kam erst ein Jahr später durch 
die Veröffentlichung in· einer US­
Atomiker-Zeitschrift an die Öffent-

.lichkeit. Nicht vergessen werden soll­
te, daß damals der Transnukleiir­
Skandal und der Super-GAU von 
Tschernobyl . die Öffentlichkeit be­
wegten Die Atommafia stand ziem­
lich unter Druck. 

Die hessische Umweltministerin 
JPriska Hinz (B~90/Die Grünen) for­
derte als erste Konsequ~nz Zwi­
schenlager am AKW-Stimdott, wa~ 
sie als Hauptforderung bezeichnete. 

Mittlerweile haben die bekannt­
gewordenen Vertuschungen ein sol­
chesAusmaß erreicht, daß sich Pris­
ka Hinz nur wenige Tage später ver­
anlaßt sah, die vom Atomgesetz ge­
forderte Zuverlässigkeit des Betrei­
bers RWE in Frage zu stellen und 
eine entsprechende Überprüfung 
einzuleiten. 

Zur Zeit.(Anfang Juni)steht ein 
CASTOR-Waggon vor Block B, der 
nach Verhängung der Transportsper­
re durch die SNCF eintraf. D.h. RWE. 
bereitet sich darauf vor, nach Aufhe­
bung des Transportverbots unver­
züglich die WAA-Trarrsporte wieder 
aufzunehmen. Die Anti-AKW-Bewe-
gung sollte sich gleichfalls darauf vor­
bereiten,' dem den gebotenen Wider­
stand entgegenzusetzen. 
· Am einem gemeinsam von der 

Deutschen Bahn und der Verkehrs-

Becquerel-Rekord neben Kindergarten 
gesellschaft Untermain (einem regio­
nalen Orrmibusbetrieb) genutzten 

Gelände in der Michaelisstr. 16 in 
Darmstadt befindet sich ein Depot für 
Zugmaschinen, lnit denen die DB-Car­
go Schwertransporte aller Art dur.ch­
führt. Dazu gehören auch die Castor­
Transporte nach Gorleben und der 
'Ifansport von Atommüllbehältern 
vonAKWs ohne Gleisanschluß zu ei­
ner Verladestation. Die in Darmstadt 
stationierten Zugmaschinen und Tief­
Iieger (Planenaufschrift: Sichere Ent-

. sorgung zum Schutze unserer Um­
welt) wurden bei den entsprechen­
den Gelegenheiten beobachtet: 

Das DB~Gelände, dessen Zaun 
mehrere große .Löcher aufweist, !,Je­
findet sich inp:iitten eines Wohnge­
bietes urid in direkter Nachbarschaft· 
zu einem Kindergarten und einer 
Schule. Bei dem Gelände handelt es 

Foto: Archiv sich um einen konventionellen Lager-



platz, der nicht für·die Lagerung ra­
dioaktiver Stoffe voqiesehen 'ist und 
nicht der atomrechtlichen Aufsicht 
unterliegt. 

E~de Mai meldete die Frankfur­
. ter Rundschau,auf der Titelseite, daß. 
nicht nur Eisenbahnwaggons, sonc 
dern auch die Fahrzelllge, die die Ca-· 
stor-Behälter von Vallogfies über die 

. Straße nach La Bague transportie­
ren,. radioaktiv verunreinigt waren. 
Dazu befürchtenwaJr, daß dies auch 
bei den Transportern in.Darmstadt 
der Fall sein könnte, machte die 
Darmstädter Initiative für die Ab­
schaltung aller Atomanlagen (DIFA) 
mit einer Pr.esseetklärung auf diese 
Gefahr aufmerksam. 

Die Befürchtungen wurden aufs 
Schlimmste erfüllt. Messungen des 
Bahn-Unweit-Zentrums in Minden, 
die später vom-Staatlichen Umwelt­
amt Darmstadt bestätigt wurden, 

· maßen eine Hot Spot:Xontamination 
von 50.000 Becquerd. :Q.amit wurde 
der Zulässige Grenzwert von 4 Bec­
querel um das.12.500-fache übertrof­
fen. Es wurde eine Orts-Dosis-Lei~ 
stung von 10 Mikrosievert pro Stun- · 
de festgestellt. Dieser fragwürdige 

· Rekordhalter befand sich auf einem · 

von Hartenut liebem~ann 

Anfang Mai wu~de bekannt, daß 
bei den Atommüll-Transporten nach 

· Frankreich und England in zahlrei­
chen Fällen Außenkontaminationen 
an den Transportbehältern aufgetre­
ten sind. Noch am .9. Mai erklärte 
dazu der Geschäf~sfühter des Bren­
nel.emeD.t-Zwischenlager Ahaus 

· (BZA) auf dem LandeskoJigreß der 
"Jungen Union", für die Kontaminie­
:rung seien die Franzosen verantwort­
lich. Die Probleme seien spezifisch 
für die Naßlagerung up.d konnten in 
einem nockerilager wie Ahaus nicht 
auftreten (Ahaus. Zeitung 11.5.98). 
In-den nachfolgenden Tagen kamen 
nach und nachimmer mehr Mosaik­
steinehen des Skandals zum Vorc 
Schein. Und am 2ö. Mai ließ es sich 
d~mn nicht mehr länger verheimli­
chen: Einer der sechs Behälter, die 
im März '98 gegen massiven Wider­
stand nach Ahaus gebracht worden 
waren, wies ebenfaUs unzulässige 
Kontaminationen auf. Es hat).delt sich 

der Cogenia gehörenden Transport­
gestell, das zuletzt im September '97 
in Grafem:heinfeld im Einsatz war. In um einen Behälter vom Typ Castor 
direkter Umgebung der dortigen Ver- . . V/52, der aus dein bayerischen AKW 

· Iadestation Gochsheim sind in letzter Gu~dremmingen stammt. Gemessen 
Zeit vier Menschen an Leukämie er- wurde·. die Kontamination an den 
krankt. · .. Schrauben eines Tragzapfens des Be-

Die Aufdeckung des verstrahlten 
Gestells löste eine kleiJie Strafanzei-: 
genwelle aus, die sich über das Bay­
ernwerk, die DB-Cargo und die Nu­
clear Cargo + Servi1;e GmbH (NCS) 
.ergoß .. Darüber hinaus ermittelt die 
Staatsanwaltschaft von sich aus. 

Der Öffentlichk~it wtlrde mitge­
teilt, daß das verstrahlte Gestell ent­
kontaminiert und abtransportiert sei, 
die übrigen Fahrzeuge seien nicht be­
lastet ... Welt wieder in Ordnung? 

Worüber nichts mitgeteilt wurde, 
ist, welchen Strahlep.belastungen Ar­
beiter und Anwohnerinnen der Be- · 
triebsstelle ausgesetzt waren. 

(11.6.98) 

hälters- einer Stelle, an der.beider 
Eirilagerung ~ März keine Messung 
vorgenommen worden war und die 
auch nicht Vorgeschrieben war .. Ge­
messen wurden 7 Becquerel/ctn2; das 
bedeutet eine Überschreitung des 
zulässigen Grenzwertes von 4 Bec­
querellcm2 um 75%! Gemessen wur­
de die Verstrahlung durch einen Wisch­
t~t aUf einer Fläche von 300 cm2• 

Obwohl die BZA-Muttergesell­
.· si:haft GNS dies auf einer Pressekon­
. ferenz am 275 zugeben mußte, wur-. 
de sogleich wieder versucht, die Be­
völkerung hinters Licht zu führen: 
Der Skandal sei gar kein Castor­
Skandill, weil es sich bei den Trans-

. portbehältern, die in die ausländi­
schen WAAs gebracht worden sind, 
·um Behälter anderer Finnen hande-

' .... 
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Ahaus 
Ei111er ist kohtaminiert 

le. Und selbstverständlich sei durch 
die Kontamination, die in Ahaus ge­
messen worden ist, niemand gefähr­
det gewesen. Verschwiegen wurde 
dabei, daß der Sicherheitsphilosophie 

·des. Castor-Lagers zufolge keinerlei· 
Kontamination an der. Außenseite 
des Behälters auftreten dürfe. Laut 
Konzept ist-dieser Behälter die einzi­
ge Sicherheitsbarriere im BZA. Die 
Lager halle' selbst kaiin keine weitere 
Barriere sein, weil sie an den Seiten­
wänden und im Dach große Öffnun-
. gen hat und· haben muß, damit die 
Umgebungsluft zur Kühlung der Be­
hälter ein- und - austreten kann. 
Kommt es zu einer Außenkontamina­
tion an den Behältern, ist ein Trans­
port radioaktiver Teilchen dhrch den 
Luftzug in die Umwelt möglich und 
auf· Dauer auch wahrscheinlich. 
Eben deshalb existieren ja auch 
Grenzwerte. 

Bürgerinitiative .Kein Atommüll in Ahtms• 
forderte · Costor-Stopp ' 

Die Bürgerinitiative "KeinAtom­
müll·in Ahaus" hat ein sofortiges Ver­
bot aller CastareTransporte gefor-. 
dert. Auß.erdem wird der Entzug der 
Genehmigungen für diejenigen Be­
treiberfirmen, die für das jahrelange 
Verschweigen der Kontamination 
verantwortlich sind, wegen fehlender 
Zuverlässigkeit im Sinnen des Atome 
gesetzes gefordert. Weiterhin kriti­
siert die BI die mangelnde Aufsicht 
durch die Behörden, die über zehn 
Jahre nichts gemerkt haberi. Die ver­
antwortlichen Politikerlnnen, allen 
voran die Bundesumweltministerin, 
müssen ihren Hut nehmen. Die BI­
sieht durch den Skandal auß,erdem 
die Berechtigung ihr.er Forderung 
nach sofortigem Ausstieg aus der 
Atomenergie bestätigt. 

(7.6.98) 
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Unterschrift · J23 

·. taz, die ta1geszeitung. 
Aboabteilung 
Postfach· EH 0229. · 

1 0923 Berlin 
E-Mail: abomail@taz.de .· 

Abotelefon: 
(030) 259 02-141 
und Abofax: 
(030).25902-280 

·''die tageszeitung 
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ous: Süddeutsche Zeitung vom 22.5. 98, von Heribert Pron~ 

Was keiner weiß, macht keinen heiß 

Selten hat man den wackere·n 
Hermann Lutz so empört gesehen. 
Der Chef der Gewerkschaft der Po­
lizei zeigt auf einen rauchenden Kra­
ter in der politischen Landschaft der 
Bundesrepublik: Es ist das schwarze 
Loch, in dem soeben die Glaubwür~ 
digkeit der deutschen Atomindustrie 
verschwunden ist. Offenbar seit vie­
len Jahren wußten di[e.Betreiber der 
Kernkraftwerke, daß die n:uklearen 
Abfallbehälter, die ·sie per Eisen­
bahn durch die Lande scliicken, sehr 
viel 1>tärker strahlen, als dies erlaubt 
ist. 

Doch man hat nichts gesagt, man 
hatnichts gemeldet, man hat die War­
nungen aus La Hague in Frankreich 
und Sellafieldin England.nicht wei­
tergegeben. Man hat nach dem Mot­
to gehandelt: Was keiner weiß, macht 
keinen heiß. Aber die Sache ist eben 
doch. brandheiß: _Zehntausende von 
Polizisten haben die Castor-Tr~ns~­
porte bewacht. Sie wußten nicht, wel­
cher Gefahr s.ie sich aussetzen, die 
Politik wußte es offenbar auch nicht 
~ nur die Atomindustrie wußte es. 
Und was tut siejetzt? Sie beschWich­
tigt. Der Sprecher der Gesellschaft 
für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
erklärt, daß diezulässigen Grenzwer~ 
te ''extrem niedrig angesetzt" seien. 
Das soll wohl h~ißen:X-fach höhere 
Strahlendosen seien auch noch harm-

. los. Entschuldigend Wird vonphysi­
kalischen Phänomenen erzählt, von 
"weinenden" oder "schWitzenden" 
Nuklear-Behältern, die erst auf der . 
Fahrt durch Buropa die Strahlung 
quasi herausweinen oder heraus-­
chwitzen. Das mag sein,·wie es wolle. 
Es geht hier nicht zuerst um Fragen 
der Physik, sondeni um die Glaub­
würdigkeit der Keri:rindustrie, darum, 
daß die-Öffentlichk.eit offenbar be· 
wußt irregeführt.wurde. 

Im Streit um die Castar-Trans­
porte hat die Atomindustrie stets so 

·getan, als sei das 'Ilransportrisiko als 

Wie ·die Atomindustrie ·die Öffentlichkeit 
täuscht· und die Polizei in Rage bringt 

Restrisiko zu vernachlässigen; Schä­
den für das Leben und die Gesund­
heit seien praktisch ausgeschlossen, 
alle Befürchtungen lägen jenseits der 
Schwelle praktischer Vernunft. Gern 
wurde immer wieder auf die Grenz­
wert-Vorschriften l:rtingewiesen- was 
viele Kernkraftgegner nicht beruhi­
gen konnte, weil bei radioaktiver 
Strahlung klein Schwellenwert ange­
geben ·werden kann, unterhalb des­
sen gesundheitssd\.ädliche Wirkung 
au~>bliebe. Jedenfalls: Der Grenzwert 
ist. hier eine Vetlegenheitslösung, 
eine E;inigung von ,Wissenschaftsgre~ 
mi\!n auf das Maß des hfunehmbaren 
Risikos. Mit der wahrheitswidrigen 
Behauptung, die· Grenzwerte seien 
·nicht überschritten, hat _sich die Nu­
klearindustrie den staatlichen Schutz 
für die Castar-Transporte · erschli­
chen. Es stellen sichalso Fragen nach 
der Zuverlässigkeit der Betreiber 
der Kernkraftwerke, aber auch,Fra­
gen zur Wirksamkeit der staatlichen 
Aufsichtsmaßnahmen. 

Die Zuverlässigkeit des Nuklear­
Unternehmens ist zentrale Voraus­
setzung.fÜr alle atomrechtlichen Ge­
nehmigungen. Ats. zuverlässig gilt, 
nach der Defini­
tion der Juristen, 
wer die Gewähr 
dafür bietet, daß 
er die genehmig­
te Tätigkeit cird-

. nungsgemäß aus2 
führen wird. 
Wenn die ·Nach­
richte-n der letz­
tn Tage über 
das bewußte Ver­
schweigen von 
Meßergebnissen 
stimme_n; ·dann 
kann von sol­
chen Zuverlässig­
keiten nicht 

den werden über den Widerruf der 
Genehmigungen . nachdenken müs· 
sen. Und das ist nicht alles .. Im Straf­
recht gibt es ein ganzes Arsenal von 
Gefährdungs- und Körper:verlet­
~ungsdelikten. Die zuständigen 
Staatsanwalt~chaften . werderi sich 
überlegen müssen, ob es wirklich 
strafrechtlich irrelevant ist, wenn' 
Zehntausende von Menschen be­
wußt fahrlässig oder gar vorsätzlich 
einer horrend hohen radioaktiven 
Strahlung ausgesetz~ wurden. 

Die. Bundesregierung und die 
Bonner · Regierungsparteien haben 
sich in großen Parlamentsdebatten 
·wiederholt für die Castor-Transporte 
ins Zeug gelegt UR-d die kompromiß" 
lose Verteidigung dieser Transporte 
gegen Demonstranten und Störer zu 
ihrer rechtsstaatliehen Pflicht erklärt. 
Es ist zu fragen, ob siesich da wirk-

. lieh für die richtigen Partner einge­
•Setzt haben. Unternehmen, die. die 
Ministerien und die· Öffentlichkeit 
über die Gefährlichkeit ihres Thns 
täuschen, sind nämlich genau das; 
was sie selbst. den Demmistrauten 
vorwerfen: Sie sind Störer der öffent­
lichen Sicherheit und Ordriung. 

mehr die Rede . 
sein. Die Behör-

Vertrauen iSt gut, KOntrolle . 

Quelle: Eibe-Jetze~Zeifung 
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Der ist weg! 
Als guter Amerikaner wollte Edward 

feiler. der sich selbst gern den Vater der 
Wasserstoftbombe nennen hörte, am 
~}rundsatz der Volkssouveränität nicht 
rütteln lass<'n. ln einer Demokratie stehe 
Jie Macht der Entscheidung dem Volke 
m, schrieb er. denn es sei das Volk, das die 
Folgen der Entscheidungen zu . tragen 
habe. Die Aufgabe des Wi.~senschaftlers 
beschränke sich darauf, die Öffentlichkeit 
über das. was er herausgebracht oder noch 
vorhabe. vorbehaltlos zu informieren und 
damit in den Stand zu setzen, das lhr ange­
sonnene Urteil auch zu sprechen. Das war 
die schöne, volkstümliche Theorie; die 
harte Praxis sah natürlich anders aus, Tel­
lers eigene Praxis an allererster Stelle. Er 
konnte ja auch gar nicht anders, weil er ein 
Spezialist ftirs Militärische geworden war. 
Und das unterlag in den Vereinigten Staa­
ten wie überall der allerstrengsten Geheim­
haltung, schloß also Aufklärung .. und Öf­
fentlichkeit von vornherein aus. Uber Tel­
·lers Lieblingsprojekte, die H-Bombe und 
d<:n Röntgenlaser, mit dem er den Krieg 
der Sterne entfesseln wollte, hat das Volk 
denn auch erst .dann etwas erfahren, als 
die Entscheidung schon gefallen war: an­
derswo, im engen Kreis der Spezialisten. 
Aber auch ohne die strikten, militärisch 
gebotenen Geheimhaltungspflichten hat 
Tellers Gemeinde, die Internationale der 
Kernphysiker, die vom Meister aufgestell­
te Regel ständig mißachtet. Das war kaum 
anders möglich, weil die Materie, um die 
es ging, zu kompliziert war, um sie dem 
Publikum nahezubringen. Wahrscheinlich 
wollte man aber auch gar nicht Klarheit 
schaffen, weil detailierte Aufklärung die 
Zustimmung, atif die es ankam, nur ge­
fährdet hätte. Was es mit der atomaren 
Energie in Wirklichkeit auf sich hat, konn­
te das von Teller zum Schiedsrichter be­
stellte Volk niemals begreifen, sondern im­
mer nur glauben. Heinz Maier-Leibnitz, 
der beim Werben für die Kernenergie viele 
Jahre lang an vorderster SteHe stand, hat 
daraus nur die Konsequenz gezogen, als er 
vorschlug, nicht mehr auf Aufklärung zu 
setzen, sondern auf Glaubwürdigkeit: die 
nämlich könnte auch vom Volk, von jeder­
mann beurteilt werden. Statt sich auf aller­
ki technische Fragen einzulassen, die· sei­
nen Horizont überstiegen. sollte der Laie 
a.uf Fehler achten, auf Widersprüche. 
Schlampereien und Auslassungen in den 
Verlautbarungen derer, die für oder gegen 
eine neue Technik ins Feld zögen. Wenn 
sich dann auf einer Seite die Unregelmä­
ßigkeiten häuften, erlaube das ein Urteil, 
jedem Mann und jeder Frau. Und dann 
s·ein Fazit: Wer sich einmal unglaubwürdig 
gemacht habe, "der ist weg", denn glaub­
würdig ist man immer oder nie. Kann man 
die Umstände. unter denen die Castor-Be­
hälter jahrehing durchs Land gefahren 
worden sind, besser und sachkundiger 
kommentieren als so'? K.A. 

aus: ifrankfurter Allgemeine Zeitung vom 23.5.98 
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ous: Welt om Sonntog vom 24.5. 98, von Siegmor Schelling 

Castor-Stopp 

"Das Vertrauen ist eine zarte 
Pflanze. Ist es zerstört, kommt es 
bald nicht wieder." Diese Worte stam­
men von Otto von Bismarck, ge­
münzt hatte sie der Reichskanzler im 
vorigen Jahrhundert auf die Politik. 

Sie sind so aktuell wie eh und je. 
Die Manager der deutschen Energie­
wirtschaft mögen Bismarck nicht ge­
lesen haben, aber kristallklar hätte 
ihnen dennoch sein müssen: Ohne 
Vertrauen, ohne Transparenz und 
Wahrhaftigkeit in punkto Sicherheit 
läßt sich die Erzeugung von Energie 
aus dem At01;nkern auf Dauer poli­
tisch nicht durchhalten. 

Nun steht der Castor. Umwelt­
ministerin· Angela Merkel hat den. 
Stopp aller Atommüll-Transporte in 
jlenen Behältern verfügt, deren Qua­
lität die Atomwirtschaft noch jüngst 
in Anzeigen mit dem Text pries: "Ge­
naugenommen ist Castor nur ein an­
deres Wort für Sicherheit." 

Das klingt wie Hohn, nachdem 
nun offenbar geworden ist, daß die 
Manager in den Ch'efetagen der 
Atomindustrie seit Mitte der 80er 
Jahre offenbar von leicht verstrahlten 
Castar-Behältern gewußt - und ge­
schwiegen haben. Über Jahre haben 
Besonnene in diesem Land die Kern­
energie verteidigt, auch mangels zur 
Verfügung stehender bezahlbarer 
Alternativen. Sie haben sich ein­
gesetzt für eine sachliche Ausein­
andersetzung etwa um die Atom­
müll-Transporte, wenn Chaoten 
Eisenbahnschienen zersägten, mit 
Wurfankern den Zugverkehr 
lahmlegten' oder mit Baseball~ 
schlägern auf Polizisten losgingen, 
welche die Castar-Transporte be­
gleiteten. Muß man nicht verste­
hen, wenn ein abgeklärter wacke­
rer Mann wie der Vorsitzende 
der Polizeigewerkschaft, Her­
mann Lutz, jetzt voller Zorn for­
muliert, das Verhalten der Atom­
wiirtschaft sei eine "Unverschämt-

heit, die man sich nur in einer Dikta­
tur leisten kann, nicht aber in einer 
Demokratie"? 

Es ist unerheblich, wenn die In­
dustrie jetzt nachweisen kann, daß 
durch die Überschreitung der Strah­
len-Grenzwerte beim Castor-Trans­
port niemand zu Schaden gekommen 
ist, daß zu keiner Zeit Gesundheits­
gefahren etwa für die begleitenden 
Polizisten oder das Verlade-Personal 
bestanden haben. Und was hilft es, 
wenn· das Gros der Experten die 
Strahlung für ungefährlich, für "ra­
diologisch unbedeutenä" hält? Es 
geht nicht um Fragen der Physik, son:. 
dem um zerstörtes Vertrauen. Nicht 
Chaoten haben die Castor-Transpor­
te - vielleicht auf Jahre - gestoppt, es 
war die Industrie selbst. 

Nächste Woche debattiert der 
Bundestag in einer aktuellen Stunde 
über den Castor-FalL Ministerin Mer­
ke! hat "rücksichtslose Aufklärung" 
versprochen. 

Die gelernte Naturwissenschaft­
lerin wird sich fragen lassen müssen: 
Wurden die länderübergreifenden 
Transporte wirklich streng genug 
kontrolliert? ,Wurde auch sie von der 
Industrie jahrelang hintergangen? 
Wie konnte das geschehen und wann 

· hat sie wirklich davon erfahren? 



ous: Süddeutsche Zeitung vom 25.5.98, von Mortin Urbon 

Ahnungslose Ministerin 

Stolpert eine Blllndesministerin 
über nicht sorgsam geputzte Müllbe-. 
hälter? Was ist am Castor so aufre­
gend?· Es trifft d01:h höchstwahr­
scheinlich zu, daß kdn Polizist und 
kein Demonstrant durch den Kontakt 
mit einem der Container für atomare 
Brennelemente zu Schaden gekom­
men ist. Aber darum l~eht es gar nicht. 
Es geht vielmehr mit die Glaubwür­
digkeit der Atompolitik einer Bundes-

. regierung, de.;en ver:mtwortliche Mi­
nisterin ihre Ahnungl>losigkeit beken­
nen muß. Und das auf einem Gebiet, 
das extreme Sorgfallt erfordert, um 
überhaupt beherrschbar zu sein. 

Da werden gegen den erklärten 
Willen eines großen Teils der Gesell­
schaft hochradioaktive Materialien 
durch das Land gekarrt. Der beunru­
higten Bevölkerung erzählt die ver­
antwortliche Ministerin dasselbe wie 
schon ihr Vorgänger zu sagen pfleg­
te: Man habe alles iim Griff, es gebe 
keinerlei Risiken. Nun stellt sich her­
aus,Angela Merkel kannte die Fakten 
gar nicht, als sie den Ländern die not­
wendigen Weisungen erteilte. Und die 
berühmte Reaktm-Sicherheitskom­
mission, die Strahlenschutz- und die . 
Materialforschungsbehörde, deren 
Voten stets als Beleg für die phanta­
stische Sicherheit in diesem so sensi­
blen Bereich herhalten müssen, legen 
Wert auf die Feststellung, keine Ah­
nung zu haben. Sie sind alle immer nur 
mit irgendwelchen Details befaßt. 
Oder sie verfassen pauschale Weisun­
gen, die sie selbst exkulpieren, etwa: 
"Die Transport-Vorschriften sind ein­
zuhalten". Das real existierende 
Atomsystemist offenbar so komplex, 
daß niemand es ganz durchschaut. 

Das ist allein schon schlimm ge­
nug. Aber dann gibt es auch noch die 
Atomenergie-Fans in der Industrie, 
den Behörden und den Ministerien. 
Sie behalten ihr Detailwissen mög­
lichst für sich und ziehen im Hinter­
grund an den Strippen. Denn sie wol-

len die Öffentlichkeit nicht beunruhi­
gen. Wie gesagt, der radioaktive 
Schmutz auf den Transportbehältern 
ist vermutlich tatsächlich ungefährlich. 
Aber seine den Fachleuten seit vielen 
Jahren bekannte Existenz und die 
massive Überschreitung decfestge­
legten Grenzwerte infolgedessen 
wird verschwie-gen. 

Wahrscheinlich ist dieses Wissen 
tatsächlich nicht bis zu der verant­
wortlichen Ministerin und möglicher­
weise ebenso wenig bis zu den Vor­
ständen der Elektrizitätsvers9rgungs­
unternehmen (EVU) gedrungen. 
Aber wer die Fakten nicht kennt, 
kann nicht glaubhaft sagen, die Atom-. 
energie und die 'l'ransporte des nu­
klearen Brennstoffs seien sicher; und 
in letzter Konsequenz auch nicht, daß 
sie notwendig seien. 

Die Bevölkerung in der Bundes­
republik ist durch die Verbindung 
Atommeiler-Atoll).bombe und die 
Katastrophe von Tschernobyl trau­
matisiert, weil ihr rlie Mär von den ach 
so sicheren sowjetischen Kernkraft­
werken bis zum schrecklichen Beweis 
des Gegenteils vorausging. Auch ist 
den Menschen nicht entgangen, daß 
die Verharmlosung des Elends der 
Kinder von Tschernobyl durch die 
Atomindustrie in Verbindung mit den 
internationalen Organisationen WHO 
und IAEA weitergeht trotz des jetzt 
'massenhaft auftretenden Schilddrü­
senkrebses. Letztere, die Atombehör­
de in Wien, plädiert ja ungeniert sogar 
für Transporte des Nuklearmülls mit 
dem Flugzeug. 

Wenn Angela Merkel jetzt sagt, 
die Fakten .der möglichen Kontamina­
tion von Transportbehältern seien nur 
von Atomenergiekritikern vorgetra~ 
gen, von ihren Gutachtern aber be­
stritten worden, zeigt das ein Grund­
problem auf: Ihr Haus ist zugleich 
Umweltministedum und aus Über­
zeugung der Fachbeamten bis hin zur 
Leitung auch auch eine Kernenergie-
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Atom-Skandal 
111eorie & 
Praxis 

Von JÖRG OUOOS 

Die strahlenden Atom-Transporte 
die besor~te Offentlichkeit kommt 
aus dem Staunen nicht mehr: raus ... 

Eine theoretische Gefahr der Verseu­
chunLcf von Abfallbehaltern war 
dem Tmweltministerium seit Jah­

. ren bek<mnt. So verlautete es 
plötzlich aus dem Hause Merkel. 

Aber von tatsächlicher Verstrahlung 
hatte man ,,keine Ahnung". 

Wir halten fest: 
Theoretisch hat man ·was gewußt. 
Nur praktisch hat man leider nichts 

e:etan 1 

au1s : Bildzeitung vom 2 5. 5. 9 8 

hal. Es wird noch einige Zeit dauern, 
bis genaugeklärt ist, wie die radioakti" 
ven Grenzwerte der Castor-B.ehälter 
für abgenutzte atomare J;Jrennstäbe 
überschritten werden konnten, ohne 
daß die Behörden dies gemerkt haben. 
Doch der politische Schaden ist jetzt 
schon unermeßlich. Vor allem Bundes­
umweltministerin Angel<1 Merke! muß 
sich düpiert vorkommen. Sie hat sich 
als für die Reaktorsicherheit zuständi- · 
ges Mitglied der Bundesregierung jah­
relang für die Interessen der Kernkraft 
eingesetzt und den Angaben der Kraft­
werksbelreiber zur Sicherheit vertraut. 
Damit ist es jetzt vorbei .. Alle Par~eien 
sind über das Wahlkampfgetöse und 
gegenseitige Schuldzuweisungen hinaus 
zutiefst verärgert über die Kraftwerks­
betreiber und ·ihr Verhalten. Deren 
Ausrede, daß die Grenzwerte nur mini­
mal überschritten worden seien, ohne 
Gefahr für Leib und Leben auszulösen, 
mag richtig sein. Doch das geht an der 
Sache vorbei. Die Stromwirtschaft 
weiß, daß es in der heiklen Frage der 
Kernkraft gerade in D(~utschland dar­
auf ankommt, ehrlich und offen zu 
sein, und zwar auf pe:nibelste Weise. 
Der jetzt eingetretene Vertrauensver­
lust ist so groß, daß eine längerfristige 
Zukunft für die Kernkraft hierzulande 
politisch kaum noch denkbar erscheint. 
Für die Wirtschaft könnte das Castar­
Debakel leicht zu noch höheren Ener­
giepreisen führen, wenn die Atomkraft 
wegfiele. Die Kernkraftgegner dürfen 
sich die Hände reiben. 

aus: Fronkfurter Allgemeine Zeitung vom 25.5. 98 
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Propagaridaeinrichtung. Dies ist so, 
s1~it einst Franz Josef Strauß der ver- · 
antwortliehe Atomminister war. Da 
fehlt es an der nötigen Distanz, die 
e:lne vorurteilsfreie, kritische Bewer­
tung erlaubt. Die Kernenergiekritiker 
werden als parteiisch angesehen. · 
Nicht aber die Befürworter der Atom­
energie. Wer noch dazu ausgerechnet 
mit der deutschen Energiewirtschaft 
kungelt und ihre Argumente über­
nimmt, ist in Gefahr, ihr zuwenig auf 
die Finger zu schauen. 

Auch deshalb hat eine vernünfti­
ge Energiepolitik in Deutschland kei­
m: Chance, weil diese Politik nicht 
unabhängige Politiker, sondern die 

EVU bestimmen. Darum waren die · -, 
Vorschläge der einsch!ägigen 
Enquete-Kömmissionen des Deut­
schen Bundestages vergebliche Lie­
besmühe. Die Energiewirtschaft hat­
te keinJnteresse daran, sie umzuset­
zen. · 

Angela Merkel wird vermutlich 
nicht zurücktreten, weil sich das ein 
angeschlagener Bundeskanzler im 
Wahlkampf nicht leisten kann. In ei­
ner polarisierten Gesellschaft, die 
größtenteils die Nutzung der Atomen­
ergie nicht will, wird die Bundesregie­
rung weiterhin vorzugsweise im Inter­

. esse der Betreiber und des sie unter­
stützenden Teils der Bevölkerung 

ou:;: Frankfurter Rundschau vom 26.5.98, rei 

.Getäuscht 

·Sehuld abladen 

Wie eine dumme Gans muß sich 
Bundesumweltministerin Angela 
Merke! fühlen. Getäuscht, hintergan­
gen. Daß sie von überhöhten Meßwer­
ten an Castor-Behältern nichts wuß­
te, ist ihr abzunehmen. Nichtwissen 
aber schützt nur sehr bedingt, wenn es 

Quolle: Süddeutsche Zeilung 
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u.m politische Verantwortung geht. 
Einzig retten kann Merkel entschlos- · 
senes Handeln. Jenen Kraftwerksbe­
treibern, die verantwortungslos ihr 
Wissen um die strahlenden Castaren 
fiir sich behielten, gehört die Betriebs­
erlaubnis entzogen. Das Atomgesetz 

S7.-7.PiclmUll.l!: Pepseih Gottseheher 

agieren. Und diese schaffen, je länger 
das System arbeitet, desto schwerer 
lösbare Probleme. Die Castor-Trans­
porte ins Ausland ergeben ökono­
misch keinen Sinn und schaffen kainn 
lösbare. ökologische Lasten. Denn nie­
mand weiß, wohin auf Dauer mit de.m 
immer stärker anwachsen,den Berg 
des Bombenrohstoffs Plutonium in 
w Wiedt:raufbereitungsanlagen. -
Sinnvoll wäre vor einer direkten End­
lagerung das Zwischenlagern der ver­
brauchten Brennelemente auf dem 
Gelände der Atommeiler. Doch dort 
fehlt es an ausreichenden Kapazitä­
ten. So rational und zukunftsweisend 
ist die deutsche Atomenergiepolitik. 

,, 
I 
\ 
' 

sollte genug Handhabe bieten. 
Eine ·zehn Punkte umfassende 

Mängelliste vorzulegen, ansonsten / 
aber auf die Zuständigke·i~ der Län;­
derbehörden zu verweis!(ri, reicht 
nicht. Es steht mehr auf de~ Spie.l als 

. ein paar Atomtransporte ~it 1:1~geb­
lich gesundheitlich unbederikliqhen zu 
hohen Meßwerten. Es geht um das 
seit langem schwindende Vertraui:m in 
ein~ Technologie, von der Angela 
Merke! stets überzeugt war.Auch die 
Castor"Transporte hat sie unter gro­
ßem Rechtfertigungsdruck durchge­
setztJetzt muß sich die Ministerin fra­
gen, für wen sie d;i den Kopf hingehal-

. ten hat, sie und die vielen tausend Po­
lizisten, die notwendig waren, um die 
Transporte gegen den Widerstand 
zahlreicher Menschen abzusichern. 

. "Wer einmal lügt, dem glaubt man 
nicht", sagt. der Volksmund. In Zu~ 
kunft werden Atomtransporte noch 

·schwerer durchzusetzen, wenn nicht 
gar unmöglich sein. Das erzwingt, was 
seit langem fällig ist: ein vernünftiges_. 
Entsorgungskonzept und in einem 
zweitenSchritt die Suche :nach einem 
Weg, der eine Zukunft ohne Atomen­
ergie ermöglicht. 



Als es darum ging, den Castor 
nach Ahaus zu schicken, hat Bundes­
umweltministerin Angela Merke! 
Durchsetzungskraft bewiesen. Da 
hat die CDU-Politikerin nicht mit 
der Wimper gezuckt, da mußten alle 
und jeder spuren. Und so mußte sich 
die rot-grüne Landesregierung 
Nordrhein-Westfalens dem "Befehl" 
der Ministerin beugen. Der Beschluß 
von SPD und Bündnis 90/Die Grü­
nen in Düsseldorf, ausschließlich 
Atommüll aus dem eigenen Land 
aufzunehmen, wurde zur Makulatur. 

Jetzt aber, im Zusammenhang mit 
dem "Skandal" der Atomwirtschaft, 
weist Merkel plötzli~h. alle Verant­
wortung von sich. Mit einem Mal will 
sie nicht mehr die oberste Aufsichts­
behörde für die Kernkraftwirtschaft 
sein. Und das, obwohl ihr das Bun­
desamt für Strahlenschutz untersteht, 
das schließlich die Genehmigungen 
für die Container-Transporte erteilt. 
Nun haben plötzlich alle anderen 
Verantwortung, nur nicht mehr die 
Ministerin selbst. 

••• Der Castar-Skandal 6 

ous:Homburger Abendblott (Springer-Verlog) vom 26.5.98, von Ulrike Brendlin 

Merkeis Makel· 

men, hätte sie womöglich auchfrüher 
von den Pannen bei den Transporten 
erfahren können. 

Noch schwerer aber wiegt ihre 
Suche nach Schuldigen im eigenen 
Hause. Daß nun jeder, der mit der 

Atomwirtschaft im Umweltministeri­
um zu tun hat, bekennen muß, ob er 
von den verseuchten Containern ge­
wußt hat oder nicht, ist das Gegenteil 
von Fürsorgepflicht. Das spricht für 
Unsicherheit. 

Verstehen od~r geben 
Woher hat die Frau das nur? Nach 

neun Jahren Politik liefert Angela Mer­
ke! nun ein Krisenmanagement ab, das 
die ach so ausgebufften Politprofis aus 
dem Westen, wie jürgen MäHemann 
oder Bjöm Engholm, in vergleichbaren 
Situationen nicht· zustandebrachten .. 
Sie geht mit ihrem Skandal selbst an 
die· Öffentlichkeit, bewahrt einen be.., 
sorgt-nüchternen Ton, übertreibt nicht 
die Schuldzuweisungen an Dritte; und 
dann hat sie auch noch einen diskus­
sionswi.irdigen 10-Punkte-Pian vorge­
legt, um solche nuklearen ~ündenfalle 
künftig zu vermeiden.· Was will man 
mehr? Man will, daß sie mn die strah­
lenden Behälter gewußt hätte. Und 
man wünschte, daß sie im Umgang mit 
der Atomenergie weitaus alarmie1ter 
gewesen wäre. Angela Merkeis Versi-

cherung, nur Ministeriumsmitarbeiter, 
·die Fachkongresse besuchten, hätten 
gewußt,· daß es dieses Tran~portrisiko 
gfbt, beruhigt . nicht . Solche> brisant(;'!n 
Fachinfortnationen wären an das Ohr 
der Chefin gelangt, wenndiese sensibi­
lisirert genug gevi.resen wäre. j\ber das 
ist die Achillesferse der ansonsten fast 
perfekten .Managerin: Sie . findet die 
Sorgen,>die man sich um: die· Atorn~ 
energie macht, übertrieben; sie schaut 
auf die Deutschen wie aUf hysterische 
Kinder. D01:;h das .sind sie nicht. Sie sind 
so besorgt, wie es sachlich angemessen 
ist und wie es der Mentalität einet 
recht grlinen Republik·entspricht. Das 
muß Angela · Merkel verstehen. Oder 
~ehen; · bui 

.. 

II SEITEN 1 UND. 3 

Und so findet die Ministerin für Quelle: Tagesspiegel vorn 26.5.1998 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit die Schuldigen bei den 
Kernkraftwerksbetreibern, aber vor 
allem bei den Ländern. Daß Merkel 
der Atomwirtschaft gravierende Ver­
säumnisse vorwirft, weil diese ihr 
Wissen über die verstrahlten Contai­
ner jahrelang für sich behalten ha­
ben, statt die Mängel abzustellen, ist 
verständlich. Absolut unverständlich 
aber ist, daß dieselbe Ministerin die 
friedliche Nutzung der Kernenergie 
noch immer verteidigt, ja sogar davor 
warnt, die Atomindustrie pauschal zu 
verurteilen. 

Daß ihrem Ministerium die Ver­
strahlungen nur theoretisch, aber 
nicht praktisch bekannt waren, wie 
sie sagt, kann . nicht als Freispruch 
gelten. Hätte sie di1e Ängste der Be­
völkerung und die Warnungen kriti­
scher Wissenschaftler ernst genom-

(,GNA.,ut?EJ.IoHneN t:;ICI\fr(Oit. NvR. J:;tN MJf>e~ woR:r'FÜR Ve:it.TR.N-1@.1, 

. · Zeichner: Andi Wolff 
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aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 27.5.98, 'lfOn Corl Graf Hohenthai 

Zweifel an der Atomaufsicht 

Ausländer mögen darüber lä­
chdn, wie heftig die deutsche Politik 
und Öffentlichkeit aufdie Verstrah­
lurig der Castar-Transportbehälter 
für verbrauchte Kernbrennstäbe rea­
gieren; eine Verstrahlung, die zudem 
so gering ist, daß ein Sachverständi­
ger angeblich keine Furcht davor 
hätte, mit dem kontaminierten Was­
ser seine Finger zu benetzeh und es 
abzulecken. Aus Frankreich, wo die 
Kontamination bekanntgeworden ist, · 
werden keine Proteste gemeldet. 
Dennoch ist die Empörung hierzu­
lande berechtigt. Es geht darum, daß 
die Betreiber. offenbar seit Jahren 
von der geiegentliehen Verstrahlung 
der Behälter gewußt haben, ohne es 
zu melden. Damit stellt siCh die Fra­
ge nach dem Wert der Aufsichtsbe­
hördlen und ihrer Leistungsfähigkeit. 

Kernkniffgegner meinen, die Be­
hörden steckten mit den Betreibern 
der Kernkraftwerke unter einer Dek­
ke. In den Aufsichtsbehörden und 
Beratergremien des Bundesumwelt­
ministeriums säßen glühende Befür­
worter der Atomenergie, heißt. es. 
Das stimmt nicht, denn meistens ma­
chen die Aufsichtsbehörden der Eh!k­
trizitätswiftschaft das Leben schwer. 
Man denke nur an die Auseinander-· 
setzungen mit den Behörden in Nie­
dersachsen, wenn es um die Einlage­
rung von Kernbrennstäben in Gorle­
ben geht. Im Bund, teilweise aber 
auch in den Ländern, ist die Beauf­
sichtigung der Kernenergie den Um­
weltrninistern übertragen, und dort . 
sitzen viele Atomgegner. Von "Filz" · 
kann also kaum gesprochen werden. 

1lrotzdem scheint mit dem Auf­
sichts- und Meldesystem in Deutsch­
land l:'!twas nicht zu stimmen. Die un-

. terlassene Weitermel<:Jung der Grenz­
wertüberschreitungen an den Ca­
star-Behältern erinnert an eineri ern­
steren Fall vor zehn Jahren, Damals 
war im Kernkraftwerk Biblis im De­
zember i987 ein Ventil offengeblie­
ben und eine geringe 'Menge Radio-
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aktivität im Reaktorgebäude freige­
setzt worden. Der Unfall wurde 
schnell gemerkt, es geschah n~chts 
s,:hlimmes, und die' Betreiber stuften 
das Mißgeschick irt die unterste. Si­
cherheitskategorie in. Erst nach und 
nach erfuhren die Behörden von dem 
Vorgang. Als der damalige Bundes­
umweltminister Töpfer ein Jahr spä­
ter. von der Sache hörte, hatte er 
Mühe, Vorwürfe. zu entkräften, daß 
hier etwas verheimlicht werden soll­
te.. Gleichwohl waren Töpfer und 
auch die Gesellschaft für Reaktorsi­
cherheit keinesfalls mit der Auffas­
sung einverstanden, daß es sich um 
einen harmlosen Unfall gehandelt 
habe. Es hätte leicht schlimmer kom­
men können, hieß es, weshalb die 
Kraftwerksbetreiber die Sache so­
fort hätten weitergeben müssen. Of­
fenbar schiitien Kraftwerksbetrei­
ber, Aufsichtsbehörden und Politik 
dieselben Vorgänge bisweilen völlig 
unterschiedlich ein. Warum .ist das 
so? 

Das Verhältnis-zwischen Elektri-

zitätswirtschaft und der Politik ist in 
Deutschland nicht besonders gut, 
weil sich die Unternehmen mit ih­
ren Atomkraftwerken allein gelas­
sen fühlen. In den sechziger Jahren· 
wu,rden die Unternehmen von der 
Politik --: auch der SPD - bedrängt, 
hohe . Summen in' den Bau von 
Kernkraftwerken zu investieren. 
Als die Antiatombewegung in den ) 
siebziger Jahren allmählich an Ge­
wicht gewann, wollten viele Politi~ . 
ker mit der Kernkraft nichts mehr 

· zu tun haben. Seither werden Bau­
entscheidungen verschleppt, Reak­
torprojekte wie Kaikar oder 
Hamm-Uentrop wurden ganz auf­
gegeben, die Errichtung des Endla­
gers Gorleben kommt nicht voran. 
Bei geringfügigen Vorkaminnissen 
werden Reaktoren von den Behör­
den nimiatelang stillgelegt. Das alles 
hat die Betreiber-Unternehmen 
der Kernkraftwerke Milliarden ge- · 
kostet. Die Kraftwerksbetreiber le­
ben in panischer Angst vor dem ge­
ringsten Vorkqrhmnis, weil sie stän-

• Der Castor -Skandal zeigt, wie wichtig die.Anti-AKW "]Bewegung ist 

Die Legende vo~ der Beherrschbarkeif 
• .ES wir~ viel Mühekosten, den IM [derKernener- der Skandal beleuchtet eine al~es. gefährliche8Prin-

. giebran_che] wiederherzustellen." Dieser Satzvon ,. zip: Wo'dieBeherischbarkeitilrre Greßzehat,findet 
Frau Merke! offenbart, daß die Oberaufseherin über · auch-die Auskunftsfreude der Atombetreiberibre 
die deutsche Atomindustrie ibrenJob heftigmißver- Grenze. ~es begründetdas Gruncljnilltraqen der 
~mndenhat; offenbart, worum esilJieigentlichgeht. Kritikeruad fllhrteschu V!lrzwanzigJ~enzur 
den Schutzder Atomlobby. Dieser Satiadeltanderer- Gründungdes Öko-Instituts unid dem, Versuch, dei 
seits die Anii-AKW-Bewegungundibre Methode der Beschwichtjglmgslqbbyunabhjing_igenSacbversmnd 
grundsätzlieben Kritik, ihr Denken in Größten Anzu- entgegenzusetzea. Schon in deuAchtzigeril wiesen 
nehnienden Unfällen. DieKritikersind der Garant Atomkritikervor Gericht anfdas Problem desRest-
fürein Mindestm,aß an Sicherheit-nicht Merke!. wassers anf derCastor-Hüllebin. Zwei. Gutachtervon 

Da mögen auch Merke!, die Energieversorgerund der Betreiberseite'illgten danm~ das Gegenteil und 
alldie Öko-Optimisten nochsooft fiberdie "ewigen fanden das t.leliör der Rjcltrer. · 
Zweifler" und "Katastrophenbeschwörer" herziehen: Sicherheit und1:>emokratie blingen engenzusam-
Die WrtuSchung einer3.00Qfuchen Überschreitung men.Die vielgelobte Sicherheit verdankt die Atomin-
der Stralllenscbutzgrenzwerte über eineDauervon diiStrie nichtzuletzt denMassenpreresten, den vielen · 
zehnJahien, belegt, daß den Stromversorgerkonzer- Prozessen. 'J"schemobylhat gezeigt,wobinmangelnde 
nen nichtzti trauen ist. Ob Merkelnun etwas gewußt Tnmsparenz und Kontrolle führen: DerCastor-Skan-

. hatoder nicht, istdabeifast egal-denn'manmuß da' da! zeigt, daß auehin Deutschland noch einiges zu ver· 
von ausgehen: Sie wollte es nicht sehen.lhreplötzli- bessern wäre-und d~ die Auti·Atombewegung 
ehe Einsicht, ein von den Betreibern unabhängiges· wichtigistwie am ersten Tag. DieKritiker dürfen 
Meldesystem zu benötigen, kommt vier Jahre Ami>· auch.mOI übertreiben, mal danebenschießen. Solange 
zeitzuspät, um nochglaubwUrdigzu sei!i, . . di~nötige Transparenz fehlt, bleiben die Botreiber . 
· Für die Auti-AKW.J3ewegimgfolgt da!aW>; Sie tun unterGeneralverdacht Eine Lektion, die etwaShell 
auch weäer gut ctaran, vom schlimmsten Fallauszuge, nach demBrent:.Spar-Debakel, lernen mußte. Ein 
hen. Nicht, daßdieser Skandal eine besonders große ähnlicher Lernprozeß steht den Stromkonzernen 
Gefahr an den Taggehracht hätte-zum Glück. Doch noch immer bevor. Matlhias Urbach 

Quelle: tai vom 26. 5.1998 



dig Überreaktionen der Behörden 
und der Öffentlichkeit befürchten. 
Das könnte erklären, warum Vor­
gänge nicht gemeldet werden; hinge­
nommen werden kann ein solches 
Verhalten keineswegs. 

Es stellt sich die Frage danach, 
wie die Aufsicht eigentlich ausgeübt 
wird. In den meisten Fällen prüfen 
und messen die Kraftwerksbefreiher 
selbst und geben ihre Erkennt.nisse 
an die Behörden weiter. Das läßt sich 
kaum ändern, denn die Behörden ha­
ben nicht genug Personal, um über­
all selbst zu messen. Vielleicht sollten 
aber in Zukunft in den Kraftwerken 
verstärkt Stichproben genommen 
werden. 

Grundlage für dieAufsieht ist seit 
den sechziger Jahren dasAtomgesetz. 
Dabei handelt es sich allerdings nicht 
um eine in sich geschlossene Rechts­
materi~, sondern urn eine Mischung 
aus Privat- und Verwaltungsrecht. 
DasAtomrecht wird durch zahlreiche 
andere Rechtskreise ergänzt wie 
etwa das Bergrecht, das Verkehrs­
recht, das Haftpflichtrecht oder das 
Strafrecht und ist seilt seinem Beste­
hen immer mehr ausgeweitet wor- · 
den. Vielleicht müßte dieses Recht ge­
strafft werden, daniit es überschauba­
rer wird und besser angewendet wer­
den kann. Gleiches gilt für dieAuf­
sichtsbehörden. Die Länder sind für 
dieAufsieht der Kernkraftwerke zu­
ständig und werden dabei vom Bund 
überwacht und gegebenenfalls ange­
wiesen. Auch die Beförderung von 
Kernbrennstoffen obliegt der Auf­
sicht der Länder, während Bundes­
behörden für die Genehmigung zu­
ständig sind. Sowohl Länder als auch 
der Bund lassen sich dabei beraten, 
wobei die Länder von den Techni­
schen Überwachungsvereinen und 
der Bund von der Gesellschaft für 
Reaktorsicherheit unterstützt 1Ver­
den. 

Das Bundesumweltministerium 
versichert, daß dieses Räderwerk 
von Behörden gut ineinandergreife 
und daß der Informationsaustausch 
zwischen Bund und Ländern gut 
funktioniere. Doch die Kompliziert­
heit des Rechts und die Vielzahl der 
zuständigen Behörden ermöglichen 
es auch, Verantwortung hin und her 
zu schieben. Es scheint an der Zeit, · 
das Aufsichtswesen nachhaltig zu 
überarbeiten. 

. ··­Der Castar-Skandal 6 

ous: DIE ZEIT Nr. 23 vom 28.5.98, von Gero von Rondow 

Angela Merkel ist ein Pechvogel. 
Es ist ohnehin frustrierend, in die­
senZeiten Umweltpolitik zu betrei­
ben, noch dazu in diesem Kabinett -
und nun das: An einigen Castoren, 
angeblich sauber, haftete eben doch 
radioaktive Substanz. 

Gewiß, die Wahrscheinlichkeit ist 
gering, daß sich ein strahlendes Teil­
chen von der Außenwand eines Ca" 
stor- Behälters löst und beim Men­
schen Schaden anrichtet. Wir leben 
mit weitaus größeren Risiken. Der 
Castor-Transport zählt zu den weni­
ger opferreichen Großveranstaltun­
gen im Lande (man denke nur an 
den Vatertag). Dennoch: Die Behäl­
ter gehören nun einmal picobello ge­
reinigt auf. die Schiene - oder gar 
iücht. 

Die Forderung nach Sauberkeit 
erstreckt sich freilich nicht nur auf 
Castoren. Sie zielt aufein ganzes Sy­
stem von Mensch und Technik, näm­
lich auf den Nuklearsektor. Für ihn 
gilt leider: außen hui und innen pfui. 

"Wir haben doch nichts gewußt"? 
Verräterischer Satz! Er weckt erst 
recht Besorgnis. Tatsache ist, daß die 
nukleare Gemeinde seit vielen Jahren 
im Bilde ist: Beim Beladen von Trans­
portbehältern kann es zuradioakti­
ven Verschmutzungen kommen. Wie 
wird auf solches Wissen reagiert? Mit 
Achselzucken, Durchwursteln oder 
mit offener Diskussion und einem 
Prüfprogramm? Und wenn es nicht 
genügt, die Behälter nach dem Ba­
den zu duschen - wer fordert dann 
die Ingenieure auf, nach einer besse­
ren Lösung zu suchen? Auf diese 
Fragen kommt es an. 

Just deshalb ist Kultur der Zen­
tralbegriff, nicht etwa Technik. Die 
Kerntechnik, ebenso wie die Gen­
technik, verlangt nach einer Kultur 
der Aufmerksamkeit und der Infor­
mation. Ihre. Symbole müßten das 
rohe Ei sein, die Porzellankiste,.außer­
dem die offene Tür und das gläserne 
Kraftwerk. 

Sie hat versagt 

Statt dessen:· Beton. Deutsch­
lands nukleare Gemeinde hat sich 
eingebunkert und betrachtet die 

, Welt durch die Schießscharten. 
Freund oder Feind, etwas anderes 
gibt es nicht. Noch der harmloseste 
Verbesserungsvorschlag gilt ihr als 
verdächtig - ihn zu akzeptieren hieße 
ja, amBestehenden Kritik zu üben. 
Erst recht Anathema ist jede Alter­
native zur herrschenden Linie der 
Kerntechnik. Warum nicht kleine 
Hochtemperaturreaktoren bauen 
anstelle des 1300- Megawatt- Leich­
wassermeilers a ·la Siemens/KWU? 
Warum nicht andere Endlagerstand­
orte außer Gorleben zur Wahl ste­
hen, internationale vielleicht? Stur 
wie ein Panzer lehnt die nuclear com­
munity derlei Diskussion ab. 

Das ist nicht Angela Merkeis 
Schuld. Doch sie hat es versäumt, ei­
nen Neuanfang zu wagen, die Indu­
strie zur Innovation herauszufor­
dern, Offenheit und Kontrolle zu ver~ 
langen. Auch aus ihrem Ministerium 
war stets nur zu hören: Wir halten 
Kurs.' Jetzt will sich die Ministerin um 
Transparenz kümmern, um Kommu­
nikation und Kontrollmechanismen -
viel zu spät. 

Letztlich ist es sogar gleichgültig, 
ob die Castar-Panne von Angestell­
ten im Kernkraftwerk, in Vorstands­
etagen oder irgendwo im Ministeri­
um verschwiegen wurde. Die Verant­
wortung für das Gesamtsystem trägt 
die Ministerin. 

Angela Merkel, selbst eine sorg­
fälltig und sachlich argumentierende 
Frau, hat den kulturellen Wandel im 
Umgang mit der Energietechnik 
nicht gefördert, vielleicht nicht einmal . 
gewollt. Sie ist an den alten Struktu­
ren gescheitert, weil sie darauf ver­
zichtete, sie zu reformieren. Sie soll­
te die Konsequenz ziehen. Sie sollte 

·gehen. 

57 



·.~ 6 Der Castor-Skandal 

Ofutfgiqudtttrd]tr ltid]tnnggktunpf 
· Von Geor~: Paul Hefty. 

In Demokratien ist Politik ein 
sportlicher Wettkampf- aus der De­
fensive kann sich unversehens ein An­
griff entwickeln. In dem Match, das 
vor gut. einem ·Monat zwischen den 
Gegnern ·und den Beffirwortem der 
Kernkraft begonnen hat, geht die er­
ste Runde ihrem Ende entgegen; die 
zweite wird bis ·zur Bundestagswahl 
dauern, und das Ergebnis wird erst 
bei der Auszählung der Stimmen 
sichtbar werden: 

Angefangen hat das Kräftemessen 
mit einem Anruf aus Paris, wo die po­
litische Zustänfli_gkeit fiit; die Atom­
transport!) bei -den Grünen liegt, in 
Bonn: Es gebe Probleme mit der Kon­
tamination, also der nuklearen Verun­
reinigung von Behältern ftir · den 
Transport abgebrannter Brennstäbe. 
Die französische Behörde sei darüber 
seit dem November 1997 informiert, 
man habe das jedoch für" eine inner­
französische Frage gehalten. Der An­
stoß, aus der französischen Angele­
genheit auch eine deutsche zu ma-

. eben, kam allerdings aus Deutsch­
land:. Ein gutinformierter Fernsehre­
porter, der offenbar die deutsche Öf­
fentlichk!)it und die Bundesregierung 
überraschen wollte, stand bei der Pa­
riser Behörde vor der Tür . 

. Die · Bundesumweltministerin ließ 
· sich nicht vor vollendete Tatsachen 
stellen und ·eröffnete selber am 30. 
Mai das Spiel, indem sie ihre bisherige 
Unkenntnis eingestand und die neuen 

• Informationen veröffentlichte. Die 
Reaktion war gewaltig. Die Polizeige- . 
werkschart sah die Polizisten miß­
braucht. Die .. hatten in großer Zahl 
und aus der Nähe jedoch. vor allem 
die Transporte deutscher Castoren 
nach Gorleben und Ahaus geschützt, 

. während die unerlaubten Strahlungen 
besonders bei unbegleiteten Überfüh­
rungen franzÖsischer Brennstabbehäl­
ter von und nach La Hague auftraten. 
Die Verunsicherung der Polizisten 
wäre der kürZeste Weg zur Lähmung · 
der Atomwirtschaft. 

Grenzwerte sind Grenzwerte, auch 
wenn. sie mit vier Becquerel je Qua­
dratzentimeter - oft wurden riesige 
Überschreitungen angeprangert, in-

. dem die Gesamtbelastuhg eines Fahr­
zeugs als Quadratzentimeterdosis 
"verkanft" wurde - niedriger ange­
setzt sind als die durchschnittliche Ra­
dioaktivität des deutschen . Bodens. 
Dieser niedrigste vernünftigerweise 
festsetzbare Grenzwert ist ebendas, 
worauf sich die Politiker von Bund 
und Ländern hatten einigen können. . 

An der Verpflichtung, die Vorga­
ben einzuhalten, hat bislang öffentlich 
niemand gerüttelt. Nur die Unterneh-

. · men, die die Kernkraftwerke betrei­
ben und die Transporte in die Wege 
leiten, glaubten allem Anschein nach 
insgeheim; Überdo~n hinnehmen 
odel' umiuffällig bereinigen zu dürfen, 
ohne die Aufsichtsbehörden über je­
den Einzelfall in Kenntnis zu setzen .. 
Damit haben sie eine einschneidende 
Vertra\!Cnskrise .heraufbeschworen; 
gerade ·wenn . der Energiesektor der . 
wirtschaftlic!len Liberalisierung· ent­
gegengeht, will die Bevölkerung ein si­
cherheitstechnisches Laisser-faire 
nicht hinnehmen. Iilzwischen gibt es 

Anhaltspunkte, daß die Unternehmen 
seit dc;n achtziger Jahren einige Mille 
die jeweiligen Landesbeh.örden von 
Unregelmäßigkeiten in Kenntnis setz­
ten, ohne daß diese das · nach Bonn 
weitermeldeten. Frau. Merkeis Forde­
rung, alles auf den Tisch. zu legen, ist 
den Ländern nicht weniger unange-· 
nehm als den Kraftwerksbetreibern: 

Der politische·Grimdsatzstreit über 
die Atonikraft, der sofort eskalierte, 
richtet sich paradoxerweise gar nicht 
auf die fernere Zukunft, sondern auf 
den· gegenwärtigen Wahlkampf. Der 
Antrag der Grünen im Bund~stag auf 
Entlassung der. Bundesumweltministc­
rin fand ZW'I,r nicht die Zustimmung · 
der SPD, obwohl diese formlos diesel­
be. Forderung erhob, aber die. veran­
wortliehen Landesminister der SPD 
verweigern Frau Merke! das unmittel-· 
bare Gespräch, um aller Welt vorzu­
führen, daß sie das Wort Bundeskanz­
ler Kohls flir unbeaclillich halten, 
Frau Merke! 'werde auch noch· am 

· Ende des Jahres im Amt sein.· 
Dieser Zwischenstand muß . nicht 

das Resultat der Auseinandersetzung 
sein. In Wahlkampfzeilen kommt es 
nur ·in ·Maßen darauf an, .wer wem 
was an den Kopf weifen kann, son­
dern vor allem darauf, wie das Publi­
kum das auffaßt. Dies wird landläufig 
mit den Stichworten Glaubwürdigkeit 
und· Akzeptanz umrissen. Da gibt es 
drei Fragenkreise. Glaubt die Bevöl­
kerung, daß der von den Grünen ge, 
forderte alsbaldige Ausstieg aus der 
Kernenergie ohne Schwierigkeiten bei 
der Schließung der Kraftwerke, den 
massenhaften Abtrausporten der Ker­
nelemente und deren Endlagerung zu 

· bewältigen ist? Glaubt sie auch, daß 
die einVernehmliche Mehrheit aus 
SPD und Grünen für einen solchen 
Ausstieg und dessen Modalitäten so­
. wohl im Bund als auch in den Län­
dern zustande kommt und zugleich 
alle (gewalttätigen) Proteste gegen 
Transporte und Lagerstätten zum 
Schweigen gebracht werden können? 
Und glaubt sie schließlich, .daß de( 
bisherige Anteil der Kernkraft von ei: 
nem Drittel an der Stromversorgung 
Deuti)Chlands aus anderen Energie­
quellen - ohne die' Einfuhr etwa fran, · 
zösischen Atomstroms ~ ·geradewegs 
substituiert werden kann, damit we­
der die ßequemlichkeit der Privat­
haushalte noch der Industriestandort 
Deutschland Schaden leiden? 

Obwohl SPD und GrÜne das CDU­
Wort vom Richtungswahlkampf etwa 
in der Gesellschaftspolitik, wo der 
Kanzlerkandidat Sehröder · um die 
Mitte werben will, nicht gerne ·gelten 
lassen, haben sie in der Energiepolitik, 
insbesondere mit Blick auf die Kern­
kraft, selber den · Richtungswahl­
kampf ausgerufen: Ausstieg und einst­
weiliges Festhalten an der Kernener­
gie schließen einander aus, die Wege 
von Grunen und SPD sowie von 
Union und FDP führen in gegensätz­
liche Richtungen. Die Parteien wer­
den das Votum der Wähler für ihre 
Kandidaten als Entscheidung ·über 
den bevorzugten Weg in der Energie­
politik nehmen, auch wenn die Bürget 
in der Wahlkabine in erster Linie an 
etwas ganz anderes gedacht haben. 

Cas(or-Transporte 

11efeKluft 
I n Deutschland würden die Lichter 

ausgehen, prophezeiten Ende. der 
siebziger Jahre Enetgieexperten, 
wenn nicht viele.neue Kernkraftwer­
ke gebaut. würden. Es ist ganz anders 
gekommen. Jetzt sieht es so aus, als 
ob in Deutschland langsam das Licht 
für die fried~iche Nutzung der ~ern­

. energie erlösche. Am Aus-Schalter 
drehen ungewollt die Experten der 

· Atomindustrie. · 
Die überhöhte Strahlung an den 

Transportbehältern für die abge-
. · brannten Brennelemente aus Kern­

kraftwerken war· für die Experten 
wohl ein läppisches ·Randproblem. 
Es mag ja sein, daß ein Teil der Öf­
fentlichkeit schon hysterisch auf­
schreit; wenn in einem Kernkraft­
werk·· ein Eimer umfällt. Die ver­
schwiegene Verstrahlung an Trans­
portbehältern zeigt aber die tiefe 
!puft, die sich zwischen Experten, 
die behaupten, stets alles im Griff zu-

.. haben, und der Öffentlichkeit aufge-
tan hat. · 

Quellen: links FrankfUiter Allgemeine Zeitung vom 6.6.1998, rechts Hannoversche Allgemeine Zeitung vom 3.6.1998 
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Kritik der Elektrizitätsversarger an Umweltministerin Merkel ist fehl am Platz 

Kernk~raftbranche steht in der Pflicht 
Von HEINZ JÜRGEN SCHÜRMANN 

Das Vertrauensverhältllis zwischen 
Bundesum-.veltministerium und 
Strom'Nirtschaft ist grundlegend ge­
stört. Bei der Aufarbeitung der Kon· 
sequenzen aus den vemch\Viegenen 
radioaktiven Verunreinigungen 
zeichnet sich aber au<:h im Lager 
der Kernkraft-.verksbetreiber Dis' 
sens ab. Die Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen im Norden und 
Westeil verfolgen eine -.vesentlich 
härtere Unie gegenübf<r dem Bun­
desum-.veltministerium als die 
Stromerzeuger in Süddeutschland. 
Die offizielle Entschuldigung ~ei der 
Bundesum-.veltministerin ist vor al­
lem von der süddeutschen Elektrizi· 
tätswirtschaft getragE<n worden, 
während die. Spitzenmanager der 
Stromunternehmen nördlich der 
Mainlinie dem Bonner !Um-.veltmini· 
sterium ein wenig professionelles 
Krisenmanagement vorwerfen. 

Überraschend kommt diese Kon­
stellation in der Energieversorgungs­
branche nicht. Die politische Ver· 
qnickung ist erheblich, a.ber auch un­
terschiedlich: Im Norden und We­
sten ist der Einfluß der Sozialdemo­
kraten besonders groß; SPD·Politi' 
ker sitzen in den Aufsichtsräten, 
und die atomrechtliche Aufsicht 
über die Kernkraftwerksbetreiber 
'Nird von Ministern aus dem Lager 
der Sozialdemokraten und der Grü· 
nen wahrgenommen. Demgegen· 
über übt die Union bei den süddeut­
schen Stromversargem maßgebli· 
eben politischen Einfluß aus. 

Die Zerstrittenheil in der Elektrizi­
täts'Nirtschaft wurde zuletzt am Be· 
ginn der·ersten EnergiE<konsensrun­
de Ende 19.92 deutlich. Damals star­
teten die Veba-Tochtnr Preussen· 
elektr!i. und die RWE Energie AG ei­
ne "unheilige Allianz" mit Nieder­
sachsens Ministerpräsiidenten Ger· 
hard Schröder. Sowohl die Bundes· 
regierungals aucli die Viag·Tochter 
Bayernwerk AG wurden von der Ge· 
sprächsinitiative über 1einen Kerne· 
nergiekonsens zunächst überrascht. 

Drei parteiübergreifende Anläufe 
über einen Konsens bei der Entsor· 
gung von Atommüll sind seither ge· 
scheitert. Die Wiederaufarbeitmlg 
abgebrannter Brennelemente im 
Ausland hat der Strombranche aller­
dings ze(tliche Flexibilität ver­
schafft. Durch die Aufgabe ·des ur­
sprünglich in Wackersdorr geplan· 

deutschen Elektrizitäts'Nirtschaft; 
doch wäre hierdurch das öffentliche 
Interesse an vollständiger Aufldä­
rung und an der Trennung staatli· 
cher so'Nie privater Funktion konter­
kariert -.vorden. Es geht jetzt nicht 
mehr um ein gemeinsames Manage­
ment, sondern nur noch um eine ver­
besserte Vorsorge, daß solche Infor­
mationspannen in Zukunft nicht 
mehr eintreten können. Zugleich 
müssen die Kernkraftwerksbetrei· 
her den Nachweis führen, daß durch 
technische Vorkehrungen radioakti­
ve Verunreinigungen beim Trans­
port abgebrannter Brennelemente 
verhindert werden. 

Grenzwertüberschreitungen beim Atommülltransport Die deutschen Genehmi­
gungsinstanzen sind von der Strombranche vorgeführt worden foto: ap 

Schuldzuweisungen ··in Richtung 
Boun sind fehl am Platz. Die deut­
sche Strombranche muß ihre eige­
nen Hausaufgaben machen. Dies gilt 
unabhängig· davon, welche politi· 
sehe Couleur die Bundesregierung . 
in Zukunft haben 'Nird. Als schon er­
presserisch .muß das Druckmittel 
der Elektrizitäts'Nirtschaft zurückge­
'Niesen -.verden, für den Fall kern· 
energieunfreundlichen Verhaltens 
bei der Mobilisierung der erneuerba· 
ren Energien zurückzustecken. An· 
läßlich des Spitzengesprächs Ende 
vergangener Woche in Bonn warnte 
die Branche, die durch Bundesum· 
Weltministerin Merkelm verantwor· 
tende Verschlechterung des Klimas 
z'Nischen Stromerzeugern und Bun­
desregierung -.vürde auf die Bereit' 
schaft der Elektrizitätsversorgungs· 
unternehmen durchschlagen, einen 

ten W!ederaufarbeitungszentrums 
- der verstorbene Veba-Chef v. Ben· 
nigsen beendete. das Projekt 1989 
praktisch im Alleingang- sind die 
nationalen Kontrollmöglichkeiten 
auf ausländische Genehmigungsin­
stanzen verlagert -.vorden. 

Daß die zulässigen Grenzwerte 
für die Strahlungsdosen in d.en Con· 
tainern mit abgebrannten Brennele· 
menten beim Transport nach La 
Hague und später auch nach Sella· 
field nicht eingehalten \\'Ufden, war 
in der deutschen Strom'Nirtschaft 
seit vielen Jahren bekannt. Eine Mel· 
dung zum Banner Um-.veltminist<~ri­
um erfolgte nicht. Erst als durch 
Frankreichs grüne Um-.veltministe· 
rin eine offizielle· oder inoffizielle 
übermittlnng nach Deutschlillld 
drohte, traten die französische und 
die deutsche Nuklearindustrie kon· 

zertiert die Flucht nach vorne an. Es konstruktiven Beitrag zur verstärk­
überrascht nun nicht, daß der ten Nutzung der Kraft-Wärme-Kopp· 
Sch-.varze Peter hin und her gescho· Jung und erneuerbarer Energieträ· 
ben 'Nird. Sicher ist, daß die deut- ger zu leisten. Die im Anhang zum 
sehen · Genehmigungsinstanzen neuen Energie'Nirtschaftsrecht fest· 
- von der Länderebene b1s zur Bun- geschriebene Selbstverpfl!chtungser­
desaufsicht - von der Strombranche klärung für die Mobilisierung rege· 
vorgeführt worden sind. Wenn die neratlver Versorgungsquellen -.vür· 
Vorstände der deutschen Kernkraft· de Ins Leere laufen, weil die Energie-. 
werksbetreiber von ihren Fachleu- versorger eine solche Initiative frei­
ten über die Grenzwertiiberschrei· 'Ni!Ug nicht mehr unterzeichnen wür­
tungen nicht unterrichtet wurden, den. 
dann hat das Kontrollmanagement · Mit dieser .Ge!selhaft" -Einsatz 
in den Unternehmen nicht funktio- erneuerbarer Energien gegen lang­
niert. Die während eines Spitzenge- . fristig ungestörten Kernenergieein· 
sprächs z\Vischen Bundesregierung satz - erweist sich die Branche ei­
und Strom'Nirtschaft am letzten Frei· nen Bärendienst. Die Nutzung der 
tag im Bundes'Nirtschaftsministeri· Kernkraftwerke in Deutschland hat 
um vorgetragene These, man hätte nur dann eine Chance, wenn die Re­
den Transportskandal besser aufko· aktorbetreiber dazu beitragen, die 
operativer Basis lösen sollen, ent· Restrisiken auch grenzüberschrei­
spricht z-.var den Interessen der tend zu minimieren. 

aus: Handelsblatt vom 4.6.98 
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ous: Süddeutsche Zeitung vom 9 .6.98, von Cothrin Kohlweit 

·Eine ziemlich schlechte Ausstrahlung 
IDie Atomwirtschaft nach dem Castor-Skandal: 
~~'Getroffen· bis ins Ma~k" 

Die Nuklearbranche leidet am GAUihrer aufgeflogenen VertuschUngsma- die'Atomin,dustrie sei kein Problem 
niftver - einige bissen die weiße Fahne, aber andere bereiten die Offensive vor - der Technik, kein Problem der Sie 

Gestandene Mannsbilder säßen "Wir sind der Willkür der Politik aus-
vor ihm mit 'Itänyn in den Augen, gesetzt." 
sagt der Sprecher der Bayernwerke, Die sogenannte "Castor~Affäre" 
Erwin Haydn. ''Fix und foxi" seien die hat Geschichte: Mehr als zehn Jahre 
Lf:ute, "getroffen bis ins'Mark". Bni- lang hat die Atomindustrie den Be­
ve, redliche Ingenieure, die immer;.. . hörden nicht gemeldet, daß ihre 
jede Vorschrift, jede Regel eingehal- Atomtransporte zwar sauber die 
ten hätten, verfielen in Wut und De- deutschen Kernkraftwerke 'verlassen, 
pression. Die unfaire Gesellschaft aber manchmal strahlend in der fran-. 
gebe ihnen keine Chance: "Ii1 der · ·. zösischen Wiederaufarbeitungsanla­
Öffentlichkeit werden unsere ·Mitar- ge ankommen. Der Vertrauens-GAU, 
heiter als Abkömmlinge von Dunkel- den sich die Atomindustrie damit 
männern dargestellt." Es gibt derzeit selbst beschert hat, ruft allerding~ in 
sicher Erfreulicheres, als in einem der Hierarchie. der deutschen Euer­
Kernkraftwerk zu arbeiten: Je em- gieversorgungsunternehmen höchst 
pörter die Bevölkerung die '-Übet- l!lllterschiedliche Reaktionen hervor. 
schreitung der Grenzwerte bei den Oben in den Vorstandsetagen 
Transporten radioaktiver Brennele- schwenkt man die weiße Flagge und 
me:nte nach Frankreich un.d das nüt Entschuldigungsfloskeln nach 

. merkwürdige Verhalten der Atomin- :Bann. Mea culpa, sagt etwa Dietmar 
dustrie diskutiert, desto stärker Kuhnt bei der Feierstunde zum hun­
wächst bei , den Kraftwerkern die dertjährigen Geburtstag der RWE in 
kämpferische Stimmung: Peter Ringl- Essen und wirft sich, stellvertretend 
stetter, Betriebsratsvorsitzender ini für die deutschen Kernkraftswerk- · 
Kernkraftwerk Isar, das die Bayern- Betreiber, vor den Bundeskanzler 

. werke betreiben, ist sauer: "Wir ha- und der Republik in den Staub: "So, 
bengut gearbeitet", sagt er, "ynd wir wie wir mit 'den Brennelement­
wollen uns nicht ständig fragen las- 1ransporten nach Frankreich umge­
sen, wimn wir im Gefängnis landen." gangen sind, haben wir eine Vertrau-

.Der Willkür. ausgesetzt" 

Am Vortag hat. Ring1stetter rriit 
rund hundert Kollegen in Landshut 
demonstriert, um sich gegen eine 
Anlti-Atomaktion der lokalen Grü­
nen zu stemmen. "Wir lassen uns un­
sere Zuverlässigkeit politisch nicht 
kaputtreden", hatte ein Kraftwerker 
wütend auf sein · 'Itansparent ge­
schrieben. Betriebsratkollege Rein­
hold Gispert vom Atomkraftwerk 
Biblis in Hessen,. da:s im Besitz des 
Energie.-Konzerns .RWE ist, findet 
noch harschere Worte als die Bayern: 
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enskrise herbeigeführt'', . sagt der . 
Vorstandsvorsitzende. "Wir wollen 
aus unseren Fehlern lernen." Der-

. weil versuchen es die Fußtruppen mit 
Vorwärtsverteidigung: Weil keine 
Meldepflicht für die Grenzwertüber­
schreitungen bestanden habe, habe 
man sich nichts vorzuwerfen. Auf 
dem Weg zum Rapport im hessischen 
Umweltministerium schimpft der 
Kraftw(frksdirektor von Biblis, Klaus 
Distler, ihm und seinen Leuten wer­
de "Vertuschung unterstellt". Auch 
Mitarbeiter des AKW Isar sitzen zu­
sammen, wie sie derzeit überall in 
deutschen KernkraJtwerken zusam­
mensitzen; und wehren sich gegen die 
diplomatische Rhetorik d~r oberen 
Etagen: Das mangelnde Vertrauen in 

cherheit, sondern ein Problem der 
Medien, finden sie, und sie hätten es 
satt, als Prügelknaben dazustehen. 
"Unsere Devise hieß, etwas zu tun, 
statt zu melden", sagt Brich Steiner, 
Geschäftsführer des Bereichs Kern­
energie bei den Bayernwerken. 
"Und nach 28 Jahren in der ·Kern­
tech,nik denk1~ ich bei nüchterner Be­
trachtung auc~h heute noch, ·daß kein 
Anlaß für eine konzernweit~ Dis­
kussion besteht." 

Hier ist sif:, die Sinnkrise der deut­
schen Atomindustrie. Die heftigen 
Dis!mssionen der siebziger und acht­
ziger Jahre über die Gefahren der 
Kernenergie haben· die Energiever­
sörger mühsam hinter sich gebracht. 
Den Atomunfall von Harrisburg und 
die Katastrophe von Tschernobyl 
münzten sie zu PR-Aktionen für die 
eigene Zuverlässigkeit um. Das Aus 
für den schnellen Brütet in Kaikar 
.und die Wiedc~raufarbeitung in Wak­
kersdorf ertrugen sie, wenn auch laut 
klagend. Rund ein Drittel des Stroms 
stammt heue in Deutschland aus 
Kernkraftwerken. Neue wird es in 
absehbarer Zeit nicht geben, aber die 
alten Anlagen sind weitgehend abge­
schrieben, mit Atomstrom wird gutes 
Geld verdient. · 

Bis auf die Castar-Transporte 
war Ruhe im Land. Und jetzt dieser 
politische und juristische GAU. Die 

'Staatsanwaltschaft Darmstadt hat 
gegen die Verantwortlichen bei ·der 
RWE ein Verfahren wegen des Frei­
setze:n,s ionisieren.der Strahlung ein-. 
geleitet; Dutzende gleichlautender 
Strafanzeigen· von .Bürgerinitiativen 
und Öko-Organisationen gegen die 
Vorstände und Ingenieure .bei den 
Energieversargem sind im ganzen 
Land eingegangen. Vor wenigen Mo­
naten plädierten noch. 80 Prozent der 
Deutschen dafür, die vorhandenen 
Kernkraftwerke weiterzubetreiben; 
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. "Wir hoben eine Vertmuenskrise herbeigeführt": Noch dem Costo1r-Skondol demons1Tieren ·. Atomgegner vor dem Sitz der Bo1rernwerke in · München 

die "Gegnerschaft nimmt ab" melde­
te die Atomwirtschaft begeistert. Jetzt 
wird die Industrie wieder bei Null 
anfangen müssen, damit Vertrauen 
entsteht. 

Biblis-Chef Disder berichtet von 
einer Arb_eitsgruppe, die bei Otto 
Majewski, dem Chef der Bayernwer" 
ke, angesiedelt ist und sich vertrau- · 
ensbildende Maßnahmen ausdenken 
soll: Meinungsbildner, Mediatoren 
sollen gefunden w1~rden, die Sinn 
und Nutzen der Kernenergie vermit­
teln können - nach dem Motto: "Ich 
verstehe zwar nichts davon, aber ich 
ken~e einen, der das versteht und 
dem ich glaube." Die Branche plant 
also. eine Medienoffe:nsive. Derzeit ist 
Vom Prinzip "gläsernes Kraftwerk" 
allerdings herzlich wenig zu spüren. 
Inoffiziell ist die alte Bunkermentali­
tät der mißtrauischen Kraftwerker 
ungebrochen. Szenen einerRecher­
che zum Thema "Atomindustrie in 
der Krise": Die PreußenElektra in 
Hannover, die AKW's in Brokdorf 
und Stade unterhält, sagt einen Ter­
min zu, aber kutzf:ristig wieder ab. 
Leider sei noch kein neues PR-Kon­
zept präsentierbar. Als käme es jetzt 
darauf an. 

Bei der RWE heißt es, man sei 

. grundsätzlich zu jedem Gespräch be­
reit. Zu einem Termin in Essen 
kommt es aber nie ("es ist alles so im 
Fluß, Sie verstehen"). Die für Tele­
phoniriterviews zugesagten Ge­
sprächspartner melden sich nicht. 
Wilfried Steuer, Sprecher des Atom­
forums, eines Zusammenschlusses 
der Kraftwerksbetreiber, ist in der 
vielleicht schwersten Krise der Atom­
wirtschaft tagelang offiziell im Ur­
l;mb. Der Informationskreis Kernen­
ergie, Presse-Arm des "Deutschen 
Atomforums" teih mit: "Holen Sie 
sich Ihre Informationen aus dem In­
ternet." Und bei der "Nukleare 
Transportleistung GmbH (NTL)" in 
Hanau, die der Industrie gehört und 
Atomtransporte organisiert, heißt es 
gar kriegerisch: "Wir werden nicht 
zulassen, daß Sie hier eindringen." 

Die Bayernwerke immerhin las­
sen neugierigeFragerbis in ihr Hei­
ligtum ein - allerdings müssen diese 
erst einmal eine Art mündliche Zu­
verlässigkeitsprüfung durchlaufen, 
wie sie einige Bundesländer jetzt um-

. gekehrt für die Kraftwerksbetreiber 
angekündigt haben. Beim Gang über 
das Gelände des Atomkraftwerkes 
Isar präsentiert Geschäftsführer 
Erich Steiner den Transportbehälter 

TN172, mit dem zwei Tage vor dem 
Ausbruch der Debatte über die 
Atomtransporte abgebrannte Bren­
nelemente nach La Hague transpor­
tiert werden sollten. Nun liegt der 
graue, stachelige Koloß ("benutzen 
Sie bloß nicht den deutschen Mar­
kennamen Castor, das hier ist ein . 
französischer Behälter!")· auf unab­
sehbare Zeit in einerLagerhalle her­
um und wartet auf die Reise nach 
Frankreich. Bei den Bayernwerken 
ist man zuversichtlich, das diese los­
geht, sobald sich Bonn und die Indu­
strie. über die Neu-Organisation der 
Transporte .geeinigt haben. Derweil 
dient der TN172 zur Illustration der 
technischen Probleme. Weil die :winzi­
gen, "hot spöts" '· die kleinen, strah­
lenden Flecken am Behälter beim 

·Beladen unter Wasser entstehen, ver­
suchen nun sich die Techniker in 
Trockenlegung am nassen Objekt. 
Tatsächlich sehen die Vorsichtsmaß­
nahmen für einen Laien eher nach 
Heimwerkermethoden aus: Die Sili­
konplasse, mit der Verschraubungen 
und Unebenheiten an den Behälter­
seiten ausgespritzt sind, fasert an 
manchen Stellen aus., wie eine Sili­
konfuge zwischen Badewanne und 
Wandkacheln nie perfekt gerät. Die 
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Markierungspunkte für .die Wisch­
tests, mit denen die radioaktiven Teil­
chen an den Transportbehältern auf­
gespürt werden, sind mit einer Art 
Gazepflaster an· den Außenwänden 
aufgeklebt. Intern kann man hören, 

Atomindustrie reicht nicht aus. 

.· es sei keine Glanzleistung der Inge­
nif:ure, daß dieses Problem technisch 
bisher nicht gelöst ist. 

um die Gefährlichkeit des Abrisses 
von kleinen Leitungen- "die behal­
ten ihr Herrschaftswissen gern für 
sich", sagt Baake. Die Staatsanwalt­
schaft Hanau hat unterdessen. Er-. 
kenntnisse über einen möglichen 
schweren Atomunfall beider Hanau­
er Firma Nukem im Jahr 1987 zusam­
mengetragen, der vertuscht ·wo.rden 
sein soll. Nun, da die Vertrauenswür­
digkeit der Atomindustrie hinterfragt 
wird, treten auch alte SUnden zutage. 

Offiziell beauftragt . etwa die 
RWE ihre Tochter NTL, einen Trans­
port von abgebrannten Brennele­
menten zu organisieren. Diese be­
stellt die Behälter, sagt den Beteilig­
ten Bescheid. Die Genehmigung für 
den Transpörlt und die Aufsicht über 
die rollende Fracht besorgt die NCS, 
eine Tochter der Bahn. Die aber hat 
keine Ahnung von den "hot spots", 
die sich auf der Fahrt entwickeln und 
wird von der NTL nicht informiert. 
Bei NCS und NTL sitzen übrigens 
nach Auskunft eines Branchenken­
ners,. der sich mit seiner Offenheit 
schon häufig an den Rand einer Kün­
digung laviert hat, heute dieselben 
Mitarbeiter, die früher eben für jene 
Transnuklear gearbeitet haben, .der 
Töpfer einst die Transportgenehmi­
gung für Atommüll entzog. 

Neue· Firma, alte leute 

Ingenieure und Schlosser, Sekreo 
tärinnen und Prokuristfm versuchen, 
das schlechte Image· ihres Arbeits­
platzes zu retten, indem sie unent­
wegt beteuern, die Grenzwertüber~ 
schreitungen auf d.en 'Ifansporten 
nach Frankreich seien · schließlich 
nicht gesundheitsgefährden~ gewe­
sen.Aber über diese Frage ist die öf­
fentliche Diskqssion ohnehin schon 
hinweg. Mit der aktuellen Vertrauens­
krise schwappen Erinnerungen an · 
alte Zeiten hoch, und unangenehme 
Fragen an die Kraftwerksbetreiber 
bekommen neue Aktualität. 

Daß die Atomindustrie Probleme 
vertusche, sei ja nichts N eues, heißt es 
jetzt. Dem Grüneu-Umweltstaatsse­
kretär Rainer Baake in Wiesbaden 
zum Beispiel fällt auf Anhieb eine 
Reihe von Beispielen ein, bei denen 
die Betteiberin von Biblis, die RWE, 
"Informationen verweigert oder 
schlicht gelogen;' habe. Mal ging es· 
um Starkstromkabel in der Schalt­
zentrale, mal um Brandgefahr, mal 

Vertrauen auf Gegenseitigkeit 
zwischen Gesellschaft und Energie­
versorgern? Zuverlässigkeit und 
konsequente Behebung von Gefah­
ren? Nach dem Skandal um die Nu-

- kem-Tochter "Transnuklear" im hes­
sischen Hanau, deren Betrügereien 
mit radioaktivem.Müll1991 in einer 
Prozeßlawine. endeten, Wöllte der da­
malige Umweltminister Klaus Töpfer 
diafür sorgen, daß die Atomindustrie 
nicht mehr allein für die Transporte 
der strahlenden Lasten zuständig ist. 
Das "Entflechtungsgesetz" wurde ge­
boren. Jetzt erst wird auch öffentlich 
festgestellt, was Kernkraftgegner seit 
langem sagen: Die Kontrolle über die 

Bayernwerkchef Majewski hat 
jetzt vorgeschlagen, "die komplexe 
Zuständigkeit bei den Atomtranspor­
ten zu: vereinfachen';; .Er will eine 
neue Firma gründen, die für Geneh­
migung, Transporte und Kontrollen 
zuständig ist. Die aber soll wieder · 
mehrheitlich von den Energieversor­
gern kontrolliert werden. Letztlich · 
wütde sich damit wenig ändern. Die 
Vertrauenswürdigkeit der Atomwirt­
schaft wäre nach wie vor eine Frage 
der Ehre. 

"Dem Lagerbehälter ist egal, wo er steht" 
Interview mit dem Reaktorexperten Michael Sailer Ober die Zwischenlagerung von Atommüll in Kernkraftwerken 

D er Re;Jil"-
experte es 

Öko-Instituts, in 

die Einwä de 
~h~r:~=i~~~Ji 
derStromko er­
ne gegen ato a­
re ZWisch a­
gerbeidenKe n­
kraftwerken ifur 
nicht stichhaltig. 
Mit ihm sprach 
Alexander Hage- MiP.hael Salier 
lüken. Bostelmann/argum 
SZ: Die Strom-
konzerne versichern, die verstrahlten 
Transporte hätten nie die Gesundheit ei­
nes Menschen gefährdet. Stimmt das? 
Sailer: Solange die radioaktiven .Teil­
chen am Fahrzeug oder am Behälter 
bleiben, gibt es keine besondere· Ge­
sundheitsgefährdung. Wenn aber je-·· 
mand Teilchen mit der Kleidung ab-. 
wischt oder einatmet, nachdem sie sich 
gelockert liaben, sind die zulässigen 
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Grenzwerte b~i weitem über~chritten. 
Da könnten Transportarbeiter gefähr­
det sein, Angestellte der Kraftwerke 
oder Bahnarbeiter. Das ist eine reale Ge• 
fahr, weil bisher keiner angenommen 
hat, daß die Transporte verstrahlt sind. 
Jeder geht damit um, als ob es kein ra­
dioaktives Material wäre. Man hat im 
Fernsehen gesehen, daB die Mitarbeiter 

·bei den'Wischproben ohne jede Schutz­
maßnahme herangegangen sind, 
SZ: Wird die Atomindustrie die Verun­
reinigungen in den Griff kriegen? 
Sailer. Es ist vermutlich zu scl).affen, 
daß die Obeiflächen sauber und nicht 
über die Grenzwerte hinaus verunrei­
nigt sind. Aber dazu muß wesentlich 
mehr gereinigt und gemessen werden 
als bisher, Ich bin nicht sicher, ob die 
Atomindustrie solche aufwendigen, teu­
ren Sicherheitsmaßnahmen durch­
führt. Das wollte sie bisher ja auch 
nicht. Darum hat sie· jahrelang ·ver­
strahlte.Transporte fahren lassen, statt 
sich darum zu kümmern, daß. die Verun­
reinigungen verschwinden. 

SZ: Sind Tran8porte in die Zwischen­
lager Ahaus und Gorleben angesichts 

. der zu erwartenden Proteste überhaupt 
durchführbar? 
Sailer: Bisher ist no.ch jeder Transport 
trotz der Demonstranten dm:chgekom­
men. Aber entscheidend ist doch etwas 
anderes: Man könnte auf die Transpor­
te verzichten, wenn die Atom-Abfälle 

· direkt auf dem Kraftwerksgelände zwi­
schengelagert Würden. Dazu. müßten 
dort kleine Zwischenlager gebaut wer­
den, das ist eine Sache von ein- bis ein-

' einhalb Jahren Genehinigungsverfah­
ren und einem Jahr Bauzeit. Wenn die 
Betreiber das wollen, könnten sie das 
haben. So ein Zwischenlager muß 
selbstverständlich die höchsten Sicher­
heitsmaßstäbe erfüllen, das heißt auch, 

·mehr Sicherheitssysteme aufweisen als 
in Ahaus und Gorleben vorhanden sind; 
da ist noch einiges zu tun. 
SZ: Wäre diese Lösung nicht viel teurer 
als die· zentrale Zwischenlagerung· in 
Ahausund Gorleben? · 
Sailer: Die wesentlichen Kosten bei der 

Zwischenlagerung verursachen die La­
gerbehälter; Und für den Lagerbehälter 
ist es letztendlich egal, ob er am Kraft­
werk steht oder in einem zentralen La­
ger in Gorleben oder Ahaus. 
SZ: Die Kraftwerksbetreiber . ha,ben 
langfristige V'erträge mitden Wiederauf­
arbeitungs.anlagen in La Hague und Sel­
lafield. Angeblich kommt ein Ausstieg 
teuer. · · 
Sailer. DieBetreiber können die Verträ­
ge kündigen. Das haben sie '1994 schon 
in einigen Fällen getan. Die Verträge 
enthalten Klauseln, nach denen die 
deutschen Stromkonzerne bei einem 
Ausstieg nicht übermäßig belastet wer­
den. Auf der anderen Seite sparen sie 
erhebliche Kosten, wenn sie auf die Wie-

. deraufarbeihmg verzichten. Außerdem 
enthalten die Verträge Klauseln, nach 
denen sie unwirksam wf:rden, wenn in 
Deutschla11d pölitische oder gesetzliche 
Entscheidungen gegen die Wiederauf-. 
arbeitungfall!en. li1 diesem Fall können 
die Stromkonzerne unter wesentlich 
geringeren Kosten aussteig~n. 

aus: Süddeutsche Zeitung vom 6.6.98 
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Wenn die Gastoren nicht mehr rollen 
ln den Kraftwerken selbst kann und darf der Atommüll derzeit nicht zwischengelagert werden 

Von Alexander Hagelüken 

Petra Uhlmann, Sprecherirr des Ener-
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würden die Verbesserungen umsetzen, 
die Bundesumweltministerin Angela 
Merke! (CDU) wegen der verstrahlten 
Atommüll-Transporte verlangt. "Und 
dann besteht aus unserer Sicht kein 
Grund mehr, die Transporte nicht wie­
der zuzulassen." 
Ob es so einfach gehen wird? Hermann 
Lutz von der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) malt sich bereits aus, welche Mas­
senproteste neue Atommüll-Züge in die 
Zwischenlager Gorleben oder Ahaus 
auslösen werden. Daher hält er Castar­
Fahrten auf lange Zeit nicht für durch­
setzbar. "Die Polizisten würden in ei­
nen Bürgerkrieg geschickt", schwant 
dem GdP-Chef. "Das kann sich kein In­
nenminister leisten." 
Vorbei sein dürfte es auch mit der Ein­
samkeit, in· der abgebrannte Brennstä­
be bisher zur Wiederaufarbeitung ins 
französische La Hague und ins engli­
sche Sellafield rollen. Die Demonstran­
ten werden diese Routen, auf denen fast 
alle bekannten Grenzwert-Überschrei­
tungen registriert wurden, nicht mehr 
ignorieren. · 
Für die Stromkonzerne wäre ein länge­
rerTransport-Stop fatal: In ihren Atom­
kraftwerken laufen die Abklingbecken· 
mit den abgebrannten Brennelementen 
voll. Wenn das niedersächsische Kraft­
werk St~de nicht bis Anfang 1999 ab­
transportieren kann, muß es die Strom­
produktion reduzieren und später vom 
Netz gehen. Andere Meiler können zwei 
Jahre warten, nur in Ausnahmefällen 
reichen die Becken für sieben Jahre. 
Griine und SPD sind mit Alternativen 
schnell zur Hand. Statt die abgebrann­
ten Brennstäbe quer durch die .Repu­
blik und ins Ausland zu karren, sollen 
die Stromkonzerne sie direkt bei den 
Atomkraftwerken in eigenen Lagernde­
ponieren - so lange, bis derradioaktive 
Müll auf seine letzte Fahrt ins Endlager 
geht. Schlagartig wären nicht mehr so 

UNTERWASSER wird ein Castor mit einem verbrauchten Brennelement bela­
den. Dabei wird auch der Transportbehälter radioaktiv verseucht. Bei der an­
schließenden Reinigung werden häufig nicht alle strahlenden Rückstände be­
seitigt. Deshalb wurden die Castor-Transporte vorerst gestoppt. Photo: dpa 

viele Transporte nötig. Weniger Strah­
lenbelastung, geringeres Unfallrisiko: 
eine solche Lösung hätte nur Vorteile, 
wirbt Eva-Maria Rexing vom nieder­
sächsischen Umweltministerium. Sie 
rechnet aucl} mit deutlichweniger Pro­
testen, da die Transporte auf die unaus­
weichlichen Fahrten ins Endlag~:>r be­
schränkt wären. 
Neu ist der Vorschlag nicht. Niedersach­
sen hat großes Interesse daran, weil es 
wegen Gorleben die meisten Demon­
strationen erlebt und allein im vergan­
genenJahr 110 Millionen Markfür Poli-

zeieinsätze bezahlt hat. Neu klangen al­
lerdings die Töne, die vom Energiekon­
zern RWE zu hören waren. Wenn Trans­
porte "aus unterschiedlichen Griin­
den" nicht mehr möglich seien, kann 
sich RWE-Vorstandsmitglied Werner 
IDubek eine Zwischenlagerung im 
Kraftwerk vorstellen. Inzwischen 
schwächte Hlubek seinen Vorstoß ab. 
Doch für Eva-Maria Rexing steht fest: 
"Das war ein Versuchsballon." 
Mit diesem unerwarteten Flugobjekt 
köimen die anderen Stromkonzerne of­
fiziell wenig anfangen. "Die Frage 

stellt sich nicht", heißt es kühl beim 
Bayernwerk, als ob die Transporte mor­
gen wieder losrollen könnten. Eine di­
rekte Zwischenlagerung w-U.rde das bis­
herige Entsorgungskonzept inklusive 
Ahaus und Gorleben über den Haufen 
werfen- und das hätten die Stromkun­
den schließlichbereits finanziert. RWE 
veranschlagt Kosten von 50 Millionen 
Mark pro Kraftwerk, falls es die Brenn­
elemente dort deponieren würde. 
Niedersachsens Umweltminister Wolf­
gang Jüttner (SPD) rechnet anders. Er 
vergleicht die neuen Mini-Lager mit 
dem Transportbehälter-Gelände in Gor­
leben und kommt so auf 100 Millionen 
Mark für zehn erforderliche Lagerstät­
ten. 
Die Stromkonzerne haben allerdings 
langfristige Verträge mit den Wieder­
aufarbeitungsanlagen La Hague und 
Sellafield geschlossen. PreussenElek­
tra etwahat sich bis 2010 an die Franzo­
sen gebunden. Bei einem Ausstieg wä­
ren Strafzahlungen fällig, die der Kon­
zern aber nicht beziffern will. Atomkri­
tiker bezweifeln nicht nur den Sinn der 
Wiederaufarbeitung, sondern auch, 
daß die Vertragsstrafen prohibitiv hoch 
wären. Ein politisches Ende der Wieder­
aufarbeitung sei in den Verträgen ein­
kalkuliert (siehelnterview). 
Zwischenlager am Kraftwerk müßten 
erst genehmigt werden. Und 'dabei 
könnte nach der geltenden Rechtslage 
auch die Sicherheit der Atomkraftwer­
ke selbst auf dem Priifstand stehen- für 

· Eva-Maria Rexing der wahre Grund, 
warum die Stromkonzerne zögern. Vor­
aussetzung wäre ohnehin eine Bundes­
regierung, die die Zwischenlagerung 
am Kraftwerk will. Im Umfeldvon Bun­
desumweltministerin Merke! wird ab­
gewehrt: "Das ist derzeit nicht unser 
vordringlichstes Problem." Doch ohne 
ein Zeichen werden sich die Energiekon­
zerne kaum bewegen, macht Petra Uhl­
mann von PreussenElektra klar: "Eine 
neue Situation ergibt sich für uns nur. 
wenn der Bund eü1eDirektlagerung for~ 
dert." 
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ous: Berliner Zeilung vom 9.6.98, von Ewold B. Schulte 1994- im Wissen um die technischen 
Probleme der Container- sogar noch 
verlängert. Stoppen die Konzerne 
jetzt die Fuhren nach La Hague, müs­
sen sie dennoch zahlen, und das kräf­
tig. Von der Bundesregierung ist bei 
der Lösung dieses Problemes keine 
Hilfe zu erwarten: Die hat sich in ei­
nem völkerrechtlich verbindlichen 
Zusatzabkommen gegenüber den 
Franzosen verpflichtet; die vereinbar­
ten Transporte keinesfalls zu behin­
dern. 

Endzeitstimmung in der 
deutschen Atomwirtschaft 

Schlimmer als der Skandal um 
verstrahlte Atommülltransporte hätte 
auch eine rot-grüne Machtübernah­
me in Bonn die deutsche Kernener~ 
giebranche kaum treffen können. 
Die jahrelange systematische Vertu­
schung der Grenzwertüberschreitun­
gen hat das Fundament der Kern­
kraftnutzung gleich an mehreren 
Stellen nachhaltig erschüttert. Ge­
zwungenermaßen denkt man nun 
selbst in den Top-Etagen der Strom­
konzerne ernsthaft über mögliche 
Ausstiegsszenarien nach. 

Für die neue Krise, die womög­
lich ihre letzte ist, ist die Atomwirt- . 
schaft selbst verantwortlich. Da ist 
zum einen das verspielte Vertrauens­
kapital. Radioaktivität entzieht sich 
der normalen Sinneswahrnehmung. 
Gerade weil man Strahlung .weder 
fühlen noch sehen, hören, riechen 
oder schmecken kann, ist die Bevöl­
kerung zwingend darauf angewiesen, 
jenen Experten in Unternehmen .und 
Behörden zu vertrauen, die mögliche 
Gefahrenherde aufspüren sollen. 
Verbünden diese sich aber wie bei 
den strahlenden Mülltransporten zu 
einem Schweigekartell gegen die 
Bürger, sei es aus Ignoranz, sei es in­
folge mangelnder Kompetenz, fehlt 

Im otomoren Wendehummer Berndt A.Skott 

aus : Die Welt 
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für die weitere Nutzung einer sol­
chen potentiell gefährlichen Techno­
logie jede Akzeptanz. 

Technischer Systemfehler Der Auswe1g führt in die Sackgosse 

Gründlich beschädigt ist auch der Auch der v.on Angela Merkeis 
Glaube an die Allmacht der Techni- Staatssekretär Walter Hirche (FDP) 
ker, die sich schon geeignete Lösun- jetzt in Aussicht gestellte Ausweg, 
gen einfallen lassen, wenn sich die durch den Bau kraftwerksnaher 
Probleme nur offenkundig und drän- Zwischenlager die Atommülltrans­
gend genug stellen. Daß die auf der porteweitgehend überflüssig zu ma­
Strecke nach La Hague eingesetzten chen, entpuppt sich bei näherer Be­
französischen Transportbehälter weit- trachtung als Sackgasse. Einerseits 
aus anfälliger für Leckagen sind als bleibt die Zahlung·sverpflichtung ge-
die für die Transporte in die Zwischen- genüber der Cogema bestehen. An-
lager Ahaus und Gorleben eingesetz- dererseits bedarfjedes dieser Lager 
ten Castor-Behälter, wissen Branche einer gesonderten atomrechtlichen 
und Aufsichtsbehörden seit 15 Jahren. Genehmigung. Solche Genehmi-
Keine Maßnahme - angefangen von gungsverfahren aber gestalten sich 
zusätzlichen Silikonabdichtungen bis nach bundesdeutschem Recht über-
hin zu simplen Klebest!·eifen - blieb aus langwierig. Soviel Zeit hat kein 
unversucht, um die Transporte siehe- einziger Kernkraftwerksbetreiber. 
rer zu machen. Es war, wie sich her- Verbrauchte Brennelemente müs-
ausgestellt hat, eine größtenteils ver, sen entweder. extern geparkt oder 
gehliehe Bastelei. Die Cogema-Be- aber zur Wiederaufarbeitungsanla-
hälter sind unverändert die entschei- ge transportiert werden. Ist beides 
dende Schwachstelle im nuklearen nicht möglich, müssen die Reaktoren 
Trarisportverbund. Ohne technisch wegen der fehlenden Entsorgung 
einwandfreie Container jedoch ver- abgeschaltet werden. 
bietet sich jeder Brennelementetrans- Zudem kosten die zusätzlichen 
port, wie jetzt endlich auch Bundesum- Zwischenlager Geld. Eine sqlche In­
weltministerinAngelaMerkel (CDU) ·. vestition rechnet sich .aber nicht 
erkannt hat. Freigeben will sie die mehr bei allen Reaktoren, weil der 
Transporte erst dann wieder,wenn tat- Strom aus einigen Altanlagen dann 
sächlich· sichergestellt ist, daß die zu teuer würde, kalkulieren die Un­
Grenzwerte nichtmehr überschritten ternehmen schon jetzt vorzeitige Stil­
werden. Diese Aussage ist nicht mehr · legungen ein. Auf dem liberalisierten 
rückholbar.Auch ein Kabinett des als europäischen Strommarkt läßt sich 
industriefreundlich geltenden SPD- schließlich jederzeit Ersatz beschaf-
Kanzlerkandidaten Gerhard Schrö- fen. Unausgesprochen räumen die 
der kann davon nicht mehr abrücken. Konzerne damit ein, was sie bislang 

Für die Stromunternehmen wird so heftig dementieren: daß es den · 
der Transportsfopp teuer. Sie haben strukturellen Preisvorteil der Kern­
sich in sogeminnten Take·-or-Pay-Ver- energie bei konsequenter An wen­
trägen bis zum Jahr 2015 an den Wie- dung aller Sicherheitsauflagen nicht 
deraufarbeitungspartner Cogema ge- gibt. · 
bunden. Ein TeilderVerträge wurde 



Frankfurter Rundschou vom 9 .6. 98, von Wolfgong Ehmke 

Grün-rotes Ausstiegs­
Karussell 

Das Castar-Karussell dreht sich 
immer schneller. Seit Wochen beteu­
ert Umweltministerin Angela Mer­
ke!, ihr Ministerium sei erst am 24. 
April über die äußerliich verstrahlten 
Behälter informiert worden. Dabei 
wäre Nichtwissen wie Wissen um die 
Schlampereien bei d'en Atomtrans­
porten gleichermaßen Rücktritts-

. grurid. 

Castor sei eigentlich ein anderes 
Wort für Vertrauen - das inserierten 
die Stromkonzerne anläßlich der Ca­
stortransporte im März nach Ahaus. 
Das Vertrauen ist hin. Die AKW-Be­
treiber verschwiegen seit den 80er 
Jahren, daß die Behälter äußerlich 
kontaminiert sind. Schien. es zu­
nächst so, daß die Verstrahlungnur 

. re Transporten aus einem deut­
schen AKW in die Plutoniumfabri­
ken La Hague und Sellafield auf­
taucht, so überschlugen sich dann die 
Meldungen, daß auch bei der An­
kunft der Behälter in Biblis, Philipps- · 
burg und Neckarwestheim hohe 
Strahlenwerte gemessen wurden. 
Diese Enthüllungen werfen eintrü­
bes Licht auf die Aufsichtsbehörden 
der Länder, die die Medien fast täg­
lich mit neuen Daten fütterten. 

Denjenigen, die seit Jahren diese 
Werte wissentlich zurückgehalten ha­
ben, ist die Betriebserlaubnis zu ent­
ziehen. Das fordert dlas Atomgesetz, 
denn wer seine VIizuverlässigkeit 
derart deutlich unter Beweis stellt, 
darf keine Atomanlage betreiben. Die 
Angst vor dieser Konsequenz mag 
auch Wilfried Steuer, den Präsidenten 
des deutschen Atomforums,beschli­
chen haben, als er verkündete, der 
Castar-Skandal habe die Atomwirt­
schaft ähnlich schwer getroffen wie 
Tschernobyl. 

Seit Jahren wird über die Gefähr­
lichkeit der Neutronenstrahlung ge-

stritten, die aus den Atombehältern 
auch ohne äußerliche Kontamination 
austritt. Wer sich im Nahbereich die­
ses Strahlenfeldes aufhält, kann ge­
schädigt werden. Nun kommt noch 
das Risiko für diejenigen hinzu, die 
von Berufs wegen oder zufällig mit 
den "hot spots" in Berührung kom­
men . 

Das Scheitern des Castar-Kon­
zepts wirkt im Streit um die Atom­
kraft wie ein Treibsatz. Die Proteste 
in Ahaus und in Gorleben bereiteten 
den Bodenfür dieAusstiegsdiskussi­
on, nun fragen sich inzwischen auch 
Polizisten, in wessen Interesse sie 
funktionalisiert und womöglich kon­
taminiert werden. Aus diesem Di­
lemma hilft kein momentaner "Ca­
star-Stopp" heraus, denn längst geht 
es um die Atomkraft selbst. Deren 
strahlende Hinterlassenschaften gilt 
es zu begrenzen. Sie müssen im Zwei­
fel, den Atomausstieg vorausgesetzt, 
mit einem veränderten Sicherheits­
konzept dort gelagert werden, wo sie· 
entstehen, auf dem Gelände der 
AKW. 

Das Verbot der Wiederaufarbei­
tung ist überfällig. Daß. die WAA La 
Hague kontaminierte Abwässer ins­
Meer leitet, weiß man, im Gefieder 
der Sellafield-Tauben findet sich Plu­
tonium. DieAnlage in Sellafield steht 
übrigens zur Zeit still, weil bei Bauar~ 
beiten ein Bagger ein Stromkabel 
durchtrennte und in der Folge die 
gesamte Notstromversorgung ausfiel. 
Die Atomfabriken erfüllen in keiner 
Weise das Gebot der "schadlosen 
Verwertung", das im Atomgesetz 
steht. In La Hague befindensich der­
zeit sechs "deutsch" Behälter mit ver­
glasten Abfällen aus dem WAA­
Trennverfahren, die nach Gorleben 
gebracht werden sollen. Noch hiilt 
die zuständige Gesellschaft für Nu­
klearservice (GNS) am anvisierten 
Transporttermin gleich nach den 
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Bundestagswahlen fest, doch sie 
trifft dabei auf den entschlossenen 
Widerstand der Castor-Gegner. 

Die Grünen wollen im Herbst in 
den Bundesrat eine Gesetzesi)1itiati­
ve einbringen, mit der die Fes1tung 
Atomkraft geknackt werden soll. 
Dieses Ausstiegsgesetz müsse "was­
ser~icht" sein, um sicherzustellen, 
daß das Bundesverfassungsgericht 
es nicht gleich wieder kassiert, mein­
te der Juraprofessor Alexander Roß­
nagel aufeinem Strategietreffen. Der 
Atomwirtschaft müsse ein "schonenc 
der Übergang" vom unbefristeten 
Vollastbetrieb bis zum endgültigen 
Abschalten eingeräumt werden. Ein 
solcher "Ausgleich der Interessen in 
der Zeit" betrage aus juristischer 
Sicht ein Jahr. Alles andere sei Poli­
tik.Und die Politik müsse klären, welc 
ehe Ausstiegsfristen gelten sollen, ob 
der Ausstieg· entschädigungsfrei zu 
erfolgen habe oder nicht. So weit, so 
gut. 

Ein wenig nebulös bleibt, warum 
dn AKW-Betreibern in diesem 
Konzept eine Amortisationszeit für 
das eingesetzte Kapital von 25 Jahren 
zugestanden wird. Steuerlich seien 
die Atommeiler bereits nach 17 Jah­
ren abgeschrieben, argumentiert 
Greenpeace. Ist die Zahl25 vielleicht 
eine Einladung an die SPD zum An­
docken in einer rot-grünen Koaliti­
on? Wurde in die Debatte über die 
Fristen. die Prognos-Studie einbezo­
gen, die im Auftrag des Bundeswirt­
schaftsministerium erstellt wurde? 
Danach würden der Volkswirtschaft 

, bei einem Super-Gau Schäden in 
Höhe von 10,7 Billionen Mark ent­
stehen. Weitere Fragen sind: Was wird 
mit den milliardenschweren steuer­
freien Rückstellungen der Strom­
wirtschaft für die Entsorgung? War­
um gibt es bislang keinerlei Entwür-

' fe zur Novelle der Strahlenschutzge­
setzgebung? 

Der Strategie der Grünen liegt of­
fenbar eine einfache Gleichung zu­
grunde, die da heißt: Je .mehr Atom­
anlagen vom Netz gehen, desto ge­
ringer wird der Widerstand gegen die 
nukleare Entsorgung.' Dieses Kalkül 
jedoch wird nicht aufgehen. 
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Die Zeit ist reif-· 
l.egen wir Hand an den Hebel 
1~ur Stillegong der AKV"sl 

Das Eis ist in den letzten Jahren dünner nnd dünner geworden •. Jetzt. 
n~icht eine minimale Erschütterung, und aU~s kracht zusammen. ·Wie haben 
sich aU jene getäuscht, die dachten, welltn es der Polizei geling11, mit massiver 
Gewalt einen Castor-'ftansport durchzusetzen, dann wäre dies eine Nieder­
J~:~,ge für die Anti-Atom-Bewegnng. 

Nein! Geradezu zwanghaft hatte 
die staatliche Seite daran festgehal­
ten, jedes Jahr aufs neue die Kraft- -
probe mit dem Widerstand zu su­
chen. Und bei jedem Tag X~erloren 
Atomindustrie und Regierung mehr 
ai:t Reputation. 

Was in diesen aufgeregten Tagen 
rund um den· Castor-Skli:ndal deut­
lieh wird, ist eines: Die Mehrzahl der­
jenigen Menschen, die aus einer be­
stimmten gesellschaftlichen Rolle 
oder aufgrund ihrer Berufswahl be­
nötigt Wtirden, die.bisherigen Castar­
Transporte nach Gorleben undAhaus 
zu ermöglichen, sie haben selbst kaum 
mehr daran geglaubt, was sie der Öf­
fentlichkeit erzählt haben. Sie haben 

. jeden Harmlosigkeits-Strohhalm, den 
ihnen Betreiber und Bundesregie­
rung hingehalten haben, begierig er- ·. 
griiffen und selbst gar nicht gemerkt, 
daß sie in ihrem Inneren längst vom 
Gegenteil überzeugt waren, längst 

Frauen von der BI Gorluben stuften dem AKW Philippsburg einen 
Besuch ob Foto: Erika Sulzer-Kleinemeier 
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wußten, daß diejenigen, die sich quer­
stellen, das Richtige tun. 

Die Vehemenz, mit eilet Polizeifunk­
tionäre, Politikerinnen quer durch alle 
Parteien, Journalistinnen bis hin zu 
Springer,FAZ und Handelsblatt sich 
über die erhöhten Außenkontamina­
tionen erregen, läßt sich nur so erklä­
ren: Sie projizieren ihren bisherigen 
inneren Konflikt auf die AKW-Be­
treiber. Und ihre Wut, daß sie so lan­
ge mitgema~ht haben, so lange nicht 
,Nein" gesagt haben, diese- Wut be­
_kommt die Atomindustrie jetzt ge, 
. ballt zu spüren, weil sie die lächerlichen 
. Argumente dafür geliefert hat, daß in-
telligente Menschen Dinge rechtfertig­
ten oder durchzusetzen, von denen sie 
selbst nicht überzeugt waren. 

Das ist alles sehr irrational, was 
schon daran deutlich wird, daß es in 
den letzten Jahren· und sogar Mona­
ten weitaus größere Skaridale,Vertu­
schungen und Sicherheitsmängel in 
der"Atomindustrie lind auch bei Ca­
stor-Transporten gegeben ha,t und 
kaum jemand hat sich dafür interes­
siert. Aber so ist das eben mit dem 
berühmten Tropfen; der das Atom­
müll-Faß zum Überlaufen bringt. 

Außerdem trifft es jo nicht die Falschen. 

. Die Erfahrung mit Atomtranspor­
ten ist eindeutig: Es war schon immer 
so, daß es, sobald mal näher geprüft 
oder nur hingeschaut wurde (ob nun 
von Behörden, von der Presse oder 
\ICll Anti-Atom-Aktivistinnen), die 
Unregelmäßigkeiten nur so aus dem 
Verborgenen sprudelten.- Und es war 

von Jochen Stoy 

schon immer so, qaß die Aufsichtsbe­
hörden äußerst selten und meist nur 
auf politischen Druck überhaupt mal 
näher hingeschaut haben. 

Berühmtes Beispiel: Im Juni 1994 
erklärt Niedersachsens Umweltmini­
sterin Griefahn, sie könne kraft Am­
tes nichts mehr gegen den geplanten 
Castor" Transport Philippsburg-Gor­
leben unternehmen ("alle Möglichkei­
ten ausgeschöpft"). Als es dann im 
Juli massive Proteste rund um Gorle­
ben gab, fällt der Landesregierung 
doch tatsächlich ein, daß sie ja als Auf­
sichtsbehörde mal die Belade~ und 
Meßprotok:olle kontrollieren könnte. 
Und siehe da: Beim Einpacken . der 
Brennelemente ist so -ziemlich alles 
schiefgegangen, was nur schiefgehen 
kann. Deckel' paßt nicht, Dichtungen 
kaputt, Rumschielfen am Deckel bis 
er sitzt, Restfeuchte-Meßgerät fällt 
aus ... Niedersachsen macht die Män­
gel. öffentlich, und der Transport 
wird verschoben. 

Doch zurück zum aktuellen Ge­
schehen: Innerhalb der Polizei tobt 
der Bär. Und zwar, sö bin ich über­
zeugt, nicht in erster Linie wegen der 
möglichen · Gesundheitsgefährdung 
durch die Kontamination der Behäl­
ter, sondern weil sich die bei den bi,s­
herigen Castor-Einsätzen aufgestau­
ten Gefühle' und Gewissensnöte 
endlich eine Bahn brechen könrien. 
Viele Beamtinnen fühlen sich nicht 
erst jetzt mißbraucht, aber die aktu­
elle Konstellation gibt ihnen die 
Möglichkeit, dieses Empfinden end­
lich rauszulassen. 

Von der Gefühlslage her hätte es 
eigentlich schon viel früher Massen­
verweigerungen bei der Polizei geben 
müssen. Aber der Korpsgeist und die 
für viele problematische Stellung von 
Gewissensfragen ("Ist halt mein Job -
wenn mein Vorgesetzter das sagt, muß 
ich es halt mac:hpn ... ) haben dies ver­
hindert. Da sin~ die denkbaren. Gec 

- sundheitsgefahten doch öffentlich 
viel leichter vednittelbar und werden · 



deshalb jetzt vorgeschoben. 
Ist es nicht fast Unglaublich, was 

wir rund um den Castor··Wid~rstand . 
an Premieren und Rekorden in der 
Bundesrepublik erleben können? 
Eben nicht nur den Protest mit dem 
längsten Aterp, die größten Sitzblok­
kaden und Treckerdemos, nicht nur 
die. allergrößten Aufmärsche von 
Staatsgewalt, sondern auch ihre be­
eindruckendsten Kapitulationen. Vie­
len ist es gar nicht aufgefallen: Im 
Herbst 1996 mußte ein geplanter Ca­
stor-Transport nach Gorleben aus-
fallen, weil die Polizei noch nicht die 
Überstunden vom Tag X2 im Früh­
jahr abge.feiert hatte. Es gab also 
schlicht nicht genug Vertreter staatli­
cher Gewalt, um mehr als einen Ca­
stor pro Jahr durchzusetzen. Militä-

. risch betrachtet eine Kapitulation. 
Und jetzt? Massenverweigerung? 

Lassen wir Niedersachsens Innenmi- · 
nister ·Glogowski sprechen. Er .be­
gründet, warum der für die Zeit nach 
der Bundestagswahl geplante Trans­
port von hochradioaktiven ·Wieder­
aufarbeitungsabfällen von La Hague 
nach Godeben nicht stattfinden 
kann, obwohl diese Atommüll-Fuh­
ren ausdrücklich nicht ünter Mer-

. kels Verbot fallen: "Wir können zur 
Zeit keinen Polizeieinsatz für einen 
Gorleben-Transport organisieren. 

Wenn die Polizei "Nein" sogt. .. 

Polizeibeamte müssen zwar einer 
Weisung gehorchen. Wenn aber 1.000 
Beamte unter dem Einfluß einer Ge­
werkschaft nein sagen, ist auch der 
Leiter unserer Polizeiabteilung 
machtlos." Die Gewerkschaft der Po- . 
lizei GdPgeht davon aus, daß Ca­
stor-Transporte auf lauge Zeit nicht _ 
durchsetzbar sein werden. Ein ent­
sprechender Auftrag an die Polizei sei· 
wegen der zu erwartenden Proteste 
schlicht nicht durchführbar, erklärt 
GdP-Chef Hermann Lutz. 

Ich bitte alle Menschen, die inimer 
behaupten, unser Widerstand sei er­
folglos, diese an Ernst Albrechts histo­
risches Wort von 1979 erinnernde Aus­
sage von Hermann Lutz auf ein gro­
ßes Plakat zu malen und an die Wand 
zu hängen: " ... nicht durchsetzbar, 
nicht durchführbar". Noch Fragen? 

I 

·I- Ach so: Nicht nur die in den letz­
ter Jahren heiß umstrittenen und 
ufl<ämpften Transporte in die Zwi­
schenlager Ahaus und Gorleben sind 
bi~ auf weiteres gestoppt, sondern 
e~· tmals auch die Atommüll-Fuhren 
z den Wiederaufa-rbeitungsanlagen, 
v n denen es bisher jährlich zwi­
sc en 60 und 100 gab. Je1änger .die­
se~ Zustand anhält, um so mehr 

. I • 

AKWs müssen abgeschaltet werden, 
dJ sie keinen Platz mehr für den an- · 
fallend~ri Müll haben. 

I Keine Bange, ich werde nun nicht 
v9llig abgehoben und euphorisch. 
Mir ist auch klar; daß sowohl AKW­
Bcltreiber als auch Merkel alles dafür 
t4 werden; daß dl.e Transporte rpög- · 
lic[hst bald wieder rollen und das 

dr1 n die Öff. entlichkeit·w. ieder nicht 
so genau hinschaut. . 

Doch für. die Anti-AKW-Bewe-. 
gur,g ist jetzt alles anders. War <;loch 
bisher einer der Kritikpunkte an der 
F~ierung des Widerstandes a.uf die 
Zwischenlager-Standorte, daß diese 

I 

Schwerpunktsetzung dem 
St.Florians- Prinzip sehr nahe kom-

' . mt:L Transporte ins Ausl1:1nd fanden 
bi~her nie richtig viel Beachtung 
d~fch .die Bewegung, Auch wurde · 
krfisiert; daß die Zahl der verhinder­
ten Castoren in Gorleben und Ahaus 

I 
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Quelle: Der Spiegel vom 8.6.98 

die AKWc Betreiber nicht weiter stört, 
da es doch genug Atomfuhren nach 
La Hague und Sellafield gibt . 

Und. heute? Heute können wir 
dazu beitragen, daß die radioaktive 
Vers.euchung der Regionen um die 
WAAs nicht weiter zunimmt. Die 
Blockadt:m der Transporte aus Brok­
dorf standen schon seit Jahren unter 
dem Motto "Wir schützen .die Kin­
der von Sellafield". · 

Zusätzlich bietet sich für die Anti­
Atom-Bewegung zum ersten Mal seit 
vielen Jahren· ein konkreter Hand­
lungsansatz, der itn Erfolgsfalle zur Stil­
legung von AKWs führe1t wird. Uhd 
dies in einer Situation, in der viele Men­
schen durch den Castor-Skandal wach­
gerüttelt wurden. So viel Chance war 
nie. Laßt uns mit aller Kraft verhin­
dern, daß die Transporte wieder aric 
rollen . .Und wenn sie es doch tun, 
dann laßt uns dafür sorgen, daß sie 
nur noch einen WAA-Transport pro 
Jahr schaffen, weil nicht mehr Polizei 
abkömmlich Ist! 

Anmerkung: (1).: 
Albrecht erklärte damals in einem Anfall 
von Ehrlichkeit angesichts von 100.000 

.Detnonstrantlnnen in Hannover, die ge­
plante WAA Gorleben sei :,politisch nicht 
durchsetzbar". 
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Besonderen Donk on pochnkke -druck 
für die gute ZusommEmorbeit! 

Fol11ende Firmen trogen mit ihren Anzeigen mit zur 
Finonzierung dieser Dokumentotion bei: 

Mit Windh:raft gegen den Cas;tor 

~• Es geht auch anders •-

Wir bauen Windkraftanlogen im Wendland 
Beteiligungen ob 1 0.000 DM (5000 in der R1a{1ion) 
Die1 erste Megawuttonlage soll noch dieses Jahr errich· 
tet werden und 500 Hausholte versorgen. 

Die Beteiligungsbroschüre erholten Sie für 3 DM Porto 
Wendland Wind GmbH 8. COKG 3 •landstr. 6 
29462 Güstri!z • Tel + Fox 05843-444 

* 20 Jahre l1ngenieurbüro Wuseltronilk * 
Forschung und Entwicklung für die regenerative_ Energietechnik 

Brins1en Sie Ihr Geld 
ins Rotieren ! 

Wir biete!n Beteiligungen am 
Wind-/lSolarenergieprojekt 

Goldbecllc: im Weserbergland 

Mindesteinlage: · 5000 DM 
Windeneq~ieanlage: 2 x E-66/1 ,5 MW 
Gesamtinvestition: 7,2 Mio. DM 

Rendite: ca. 8% 

Wechsel r und Meßtechnik für • solare Brauchwasser- • Komplettanlagen und 

Photovoltaikanlogen 
erwärmung 

Qualität zu fairen Preisen 

Flilchkollektoren saureihe SL -
Hochleistungsflachkollektoren 
bauartzugelassen, TÜV~gepnJft 

Wuseltronik-Forschung und Eintwicklung 
Betrieb in Selbstverweitung 
Poul-linke·Ufer 41; D-1 099\1 Berlin 

• solare Schwimmbad-
beheizung 

fon. 030·618 50 71 fmc: 030-618 5075 intemet: www. wusellmnik.com 

preiswert und komfortabel 

SOLAR-FLEX®-Absorber­
einfaches stecksystem. sehr gut 
für den 8_elbstbau geeignet 

z:ENTRUM 
FÜR ÖKOLOGISCHES BAUEN 

UND EI'IERGIETECHNIK 

Mitgl!~ im Fachhandelsverbandl 
· Okologischer Soumarlet · 

Ständige Ausstellung 
Arbeitsgemeinschellt umweltbewußter ArC'.hitekten, 

Fachingenieure und Handwerksbetriebe 
Sdtl~isselfertige Häuser 

Bauen· und Renovienan auf hohem ökologiselften Niveau 

DRUMSHORNER STRASSE 5 • .21526 HIOHENHORN 
TEL 0 41 52/8 16 90 • FAX 0 41 52/8 16 95 

• Bausätze für den 
Selbstbau 

Fordern Sie unser kosten­
loses Informationsmaterial an 
unter: 

~anm~genUmgeGmbH 

Am Jägerhaus 6 
D-48291 Telgte 
Tel.: 0250412169 
Fax: 02504172490 

Günstige Angebote auch für 
Fachhandel und Installateure 



Du kan11st mitmache~1! 

Aktiv werdt!n 
Einzelpersonen und/oder Gruppen, die sich gegen neue Castor-Transporte 
engagieren wollen, können sich bei der Verdener Umweltwerkstatt, Herrlich­
keit 1, 27283 Verden,. Tel: 04231/81046, Fax: 04231/81048 melden. Sie werden 
dann über geplante Aktivitäten informiert. 

Bei der Umweltwerkstatt oder bei den anderen unten genannten Adressen 
können auch Referentinnen für Info-Veranstaltungen zum Thema angefragt 
werden. 

Widerstand braucht nicht nur Phantasie, sondern auch Geld. Spendenkonto 
f.ür die Arbeit gegen Cast6r-Transporte: Umweltwerkstatt, Stichwort: Anti­
Atom, Ktnr. 15 001, BLZ 291 70, KSK Verden (Spenden sind steuerlich ab­
setzbar.) 

... Fortsetzung folgt .•. 
DerRedaktionsschluß dieser Broschüre war am 13.6.98. Die Auseinanderset­
zung um die Castar-Transporte geht weiter. Sowohl über die Kontaminatio­
nen, über ihre wissenschaftliche, technische und politische Aufarbeitung als 
auch über die Aktionsperspektiven der Anti-Atom-Bewegung wirq es weiter 
einiges zu berichten geben. Schließlich ist noch völlig offen, wie lange der 
Transporte-Stopp anhalten wird. 

Deshalb erscheint demnächst der Castor-IIifodienst mit Hintergrundinforma­
tionen und Aktionshinweisen zu Castor-Transporten bundesweit. Der Info­
dienst erscheint unregelmäßig, je nach aktueller Entwicklung und Bedarf, und 
kann per Post, eMail oder Fax bezogen werden. Eine Probenummer gibt es 
für 5 DM in Briefmarken, das Abo kostet 50 DM, das Förderabo 100 DM. Be­
stelladresse: Tolstefanz, 29439 Jeetzel41,Tel/Fax: 05841/4521. 

·höngen gegen Cestor Foto: Tommy Alles 

.... 
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Zum ·Weiterlesen: 
II Schwarzbuch Castor,Dokumentation unabhängiger Gutachter zumAhaus­

Verfahren, Texte vmiElmar Schlich, Lotbar Hahn und Wiltrud Rülle-Hen­
. gesbach, Hrsg. vom Öko-Institut, Postfach 6226,79038 Freiburg in der Werk­

stattreihe (Nr.l06), ISBN 3-928433-77-6,A4, 120 Seiten,28 DM.· 

.. II Wie sicher ist der Castor? Text von Elmar Schlich, Hrsg. von der BI Ahaus, 
A5, 16 Seiten, ~,50 DM. 

II Gefährdung der Gesundheit durch Strahlung des Ca:stor, Texte von Horst 
Kuni und WolfgangEhmke,'Hrsg. von der IPPNW, Körtestr. 10, 10967 Ber­
lin,A5,36 Seiten,5 DM. 

II Entsorgungs-Fiasko, Eine aktuelle Atommüll-Bilanz, Texte von Wolfgang­
Ehmke und Wolfgang Neumann. Hrsg. von der BI Lüchow-Daruienberg in 
der Reihe "Zur Sache" (Nr. 2),A5, 28 Seiten, 3 DM. -

II Risiko Castor,Argu.minte gegen-die Atommüll-Lagerung in Castor-Behäl­
tern, Texte von Wolfgang.Ehmke; Martin Nesemann, Trockenlager-Gruppe 
Bremen, Udo Jentzsch, Hrsg. von der BI Lüchow-Dannenberg in der Rei­
he "Zur Sache'' (Nr. 4),A5, 32 Seiten, 3 DM. 

•1 Wer mit wem in der Atomwirtschaft? Broschürenreihe mit den Titeln "Fir­
menverzeichnis", "Managerlnnen und Politikerlnnen" und "Lobby, Verbän­
de und Institutionen", Hrsg. vom Forschungsprojekt Energiepolitik, c/o Sie­
bert, Mauernstr. 9, 38100 Braunschweig,A4, unterschiedliche Seitenzahl,je-
weils7DM. · 

• "Leben im Atomstaat - Im atomaren Ausstiegspoker ist unser Widerstand 
der Joker;,, u.a. mit Kapiteln zu Radioaktive Irrwege, Atommülltepublik 
Deutschland, Plutonium, WAA, Atomfilz, Hrsg. von den Gorlebeuer Turm­
besetzerlnnen, c/o Rondel, 29439 Lüchow, ISBN 3~928117 -06-8, A5, 324 Sei.­
ten;20DM. 

• anti atom aktuell, Zeitung für die sofiortige Stillegung aller Atomanlagen, 
erscheint am liebsten monatlich, aaa, Helgenstockstr. 15, 35394 Gießen, Pro­

- beheft 5 DM, Jahresabo 60 I)M. 

Autoren 
Alle Frauen, die wir wegen Texten 'anfragten, haben abgesagt; so haben wir -
in dieser Broschüre leider ·nur Texte männlicher Autoren. 

• Karl Amannsberger ist Mitarbeiter der bayerischen Landtagsfraktion von 
Bündnis 90/Die Grünen. 

• Wolfgang Ehmke ist Vorstandsmitglied der BI Lüchow-Dannenberg 

• Hartmut Liebermann ist Pressesprecher der BI "Kein Atommüll inAhaus". 

• Stefan Ma:thijssen ist freischaffender Anti-Atom7Aktivist. 

• Wolfgang Neumann ist Diplom-Physiker und wissenschaftlicher Mitarbei­
ter der Gruppe Ökologie Hannover. 

• RalfPeters ist Anti-Atom.:Aktivist im Regionalplenum HessenBaden der 
Initiativen gegen Atomanlagen. 

• Mycle Schneider ist Mitarbeiter des World Information Service on El).ergy­
(WISE) in Paris und 1l:äger des alternativen Nobelpreises. 

• Dirk Seifert ist Mitarbeiter derGAL-Bürgerschaftsfraktion in Hamburg, 
zuständig für Energiepolitik. 

• Jochen Stay ist Aktivist, Autor, Verleger urid Vortragsreisender in Sachen • 
Anti-Atom. 

• JÜrgen Voges ist Hannover-Korrespond~nt der tageszeitung- taz. 

• Herbert Würth ist Anti-Atom-Aktivist im Aktionsbündi:us "Castor-Wider­
stand Neckarwestheim". 
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R. Erhard 

Castor - das Buch 
Bilder von der Verhinderung des 
Castor-Transportes nach 
Gorleben 1·994 

Hrsg. von Katja Teinpel und Jochen Stay, 
· 148 Seiten, schwarzweiß, 10 DM 

·Dokumentation 
: ;,X-tausendmal quer" 

Hintergründe, Erlebnisberichte, 
Materialien 

t-
84 Seiten, DIN A4, 5 DM 

Schöne Grüße aus 
dem Wendland 
Postkartenserie mit Motiven aus.dem 
Castot-Widerstan·d 

12 Karten in stabilem Umschlag, s/w, 10 DM 

lstefanz 
Wendlöndisches Verlagsprojekt 

Soziale Protestbewegungen müssen eine 
Menge Druckmachen, um etwas zu errei­
chen. Wir m<1chen eine Menge Drucksachen, 
um die wiedererstarkte Anti-Atom-Bewe­
gung zu dokumentieren und analysieren, zu 
informieren und motivieren. Wir wollen da­
bei die ganze Palette der Druckereiprodukte 
abdecken: Vom aufwendigen Bildband bis 
zum Themen-Flugblatt, von der Postkarte bis 
zur Broschüre, vom Wandkalender bis zum 
Plakat ... Wer wir sind? Felix Kolb, Katja Tem­
pel und Jochen Stay, drei langjährige Aktivi­
stinnen aus der Anti-AKW-Bewegung mit 
publizistischem Know-how und mit der Lust, 
den Druck auf unsere Weise zu erhöhen. 

Wiederaufstieg - · 
Wieder im Knast 
Tagebuch eines Fußballfans und 
Anti-Atom-Aktivisten 
Ein Buch ilon.Martin Otto, 76 Seiten, ISBN 
3-932270-08~8. 9,80 DM 

Wir stellen. uns quer! 
Bilder vom Widerstand gegen die 
Castor-Transporte nach· Gorleben: 
Castor-Buch 2 

Hrsg. von Katja Tempel und Jochen Stay, 
,188 Seite!!, teilweise in Farbe, 20 DM 

Pressespiegel 
"X-tausendmal quer" 
Eine aufsehenerregende, Aktion im · 
Spiegel der Mecjien 

120 Seiten, DIN A4, 20 DM 

Tag X" 
Ein Leitfaden durch Sitten und Bräu­
che zum staatlich aberkannten Feier­
_tag der Republik FreiesWendland 

8(1 Seiten mit G5 großformatigeri Grafiken, 
14,80 DM 

Tolstefanz kann Euch unterstützen! 

Ihr habt die Idee zu einer Broschüre, bastelt 
ein Plakat oder plant eine Flugblattserie? Ihr 
wollt nicht alles alleine organisieren, sondern 
freut Euch über kompetente Beratung und 
gute Vertriebswege? Dann meldet Euch doch 
einfach mal bei uns. Vielleicht können wir 
zusammenarbeiten ... 

Bei unten stehender Adresse kann·auch ko­
stenlos unser aktuelles Verlagsprogramm 
angefordert werden. 

Tolstefanz 
29439 Jeetzel41 
Tel. und Fax: 05841 I 45 21 

PKA Gorleben 
Argumente gegen die 
Pilotko-nditionierungsanlage 

Reihe WiderStandOrte 1, 24 Seiten DIN 
A4,5DM. 

Gorleben -lebt 
Der Bildband über-denWiderstand 
gegen deo 3. Castor-Transport · 
nach Gorleben 

ln gewohnter Aufmac.hung und Ausstattung, 
.ca. 160 Seiten, 30 DM 

ausgestrahlt 
Videofilm über "X-tausendmal quer" 

Ein Filmvon Carl A. Fechner (focus.-film), 
VHSNide.okassette, 40 min, 39 DM 

·M. Koopmann 
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